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Advokaten internationaler
Solidarität
Zivilgesellschaftliche Organisationen in
Entwicklungspolitik und
Entwicklungszusammenarbeit

Zivilgesellschaftliche Organisationen sind aus
Entwicklungszusammenarbeit und Entwick-
lungspolitik nicht mehr wegzudenken: Sie ver-
leihen der Bevölkerung der sogenannten Drit-
ten und Vierten Welt eine lautstarke Stimme auf
UN-Konferenzen, setzen die politisch wenig
prominenten Themen der Entwicklungszusam-
menarbeit und die sozialen und ökologischen
Folgen der Industrialisierung immer wieder auf
die politische und mediale Agenda, sie betrei-
ben Lobbying bei den supranationalen Organi-
sationen und sie sind nicht zuletzt Themenan-
wälte, also Advokaten, die in den Gesellschaf-
ten der OECD-Welt für die internationale Soli-
darität mit Entwicklungsländern eintreten.

Schon in den frühen Phasen der Konstituti-
on des Politikfeldes Entwicklung haben zivil-
gesellschaftliche Organisationen, allen voran die
Kirchen, sich das Ziel der Verbesserung der
Lebensbedingungen großer Teile der Bevölke-
rungen in der Dritten und Vierten Welt zu eigen
gemacht. Vordringlichstes Ziel war es zunächst,
Solidarität in den eigenen Gesellschaften für
diesen Zweck zu mobilisieren.

So entstanden etwa die großen Hilfswerke,
die vor allem materielle Ressourcen in Form
von Spenden akquirierten und diese Mittel in
konkrete Hilfsprojekte in der Dritten Welt trans-
ferierten. Die staatliche Entwicklungspolitik
begann ihrerseits, diese sich entwickelnde zi-
vilgesellschaftliche Infrastruktur für den Trans-
fer von Ressourcen für spezifische Zielgrup-
pen sowie für die gesellschaftliche Legitimati-
on des jungen und in seiner Autonomie gefähr-
deten Politikfeldes zu nutzen.

Schon bald wurde jedoch deutlich, dass die-
se humanitär-diakonische Form internationaler
Solidarität allein nicht ausreichend war. Im Zuge

der allgemeinen Politisierung in den 1960er Jah-
ren sowie der politischen Formierung der Drit-
ten Welt als Akteur auf der Bühne internationa-
ler Politik übernahmen zivilgesellschaftliche
Initiativen und Organisationen zunehmend auch
die Rolle von Advokaten, die sich in ihren eige-
nen Gesellschaften sowie in wachsendem Maße
auch in der internationalen Politik für die Ver-
änderung der ökonomischen und politischen
Rahmenbedingungen des Nord-Süd-Verhältnis-
ses einsetzten.

Ausgangspunkt für diese Mobilisierung der
‚Solidaritätsbewegung‘ waren vor allem zwei
gesellschaftliche Strömungen: Im Kontext der
christlichen Kirchen avancierte im Zuge der ver-
stärkten ökumenischen Zusammenarbeit der
Begriff der ,Gerechtigkeit‘ zum Signum eines
neuen Verständnisses christlicher Weltverant-
wortung, das von Kirchen und Christen ein ak-
tives politisches Engagement zur Veränderung
ungerechter politischer und wirtschaftlicher
Strukturen einforderte. Andererseits waren es
die kritische Auseinandersetzung mit den Fol-
gen der Kolonialzeit und die sozialen und öko-
logischen Folgen der Industrialisierung, die der
politischen Forderung Gewicht verliehen, sich
mit der Bevölkerung in den Staaten der Dritten
Welt solidarisch zu zeigen.

Bis zum Ende der 1980er Jahre stand der
Nord-Süd-Konflikt ganz im Zeichen des Ost-
West-Konflikts und der Systemkonkurrenz. Mit
dem Zusammenbruch des Ostblocks veränder-
te sich die politische Gelegenheitsstruktur der
Entwicklungspolitik grundlegend. Diese Zäsur
weckte auf Seiten der zivilgesellschaftlichen
Akteure große Hoffnungen: auf eine Friedens-
dividende in Form der Umwidmung von Res-
sourcen aus der Rüstung für die Entwicklung,
auf die Entwicklung und Durchsetzung einer
nachhaltigen Entwicklungspolitik und auf die
Etablierung einer kooperativen Weltordnung, wie
sie sich mit den großen UN-Konferenzen in der
ersten Hälfte der 1990er Jahre herauszubilden
schien. Keine dieser Hoffnungen erfüllte sich.
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Das zivilgesellschaftliche entwicklungspo-
litische Engagement seit den 1990er Jahren ist
durch einen deutlichen Trend zur Professionali-
sierung und Internationalisierung gekennzeich-
net. Im Nachhinein lässt sich nicht genau sa-
gen, ob diese Entwicklung eine Reaktion auf
die 1980er Jahre – das ‚verlorene‘ Jahrzehnt
für die Entwicklungsländer – oder ob es eine
Folge der gesteigerten und schon bald enttäusch-
ten Hoffnungen nach 1989 oder beides war.
Heute zählen zivilgesellschaftliche Organisati-
onen in der Entwicklungspolitik zu den etab-
lierten Akteuren auf der nationalen und interna-
tionalen Bühne. Sie haben sich in der Entwick-
lungszusammenarbeit als bedeutsame, wenn
nicht unverzichtbare Partner gerade in den Fel-
dern einen Namen gemacht, in denen staatliche
Hilfe sich häufig als dysfunktional erwiesen
hatte.

Im Unterschied zu den Aktivitäten von NGOs
im Bereich der humanitären Hilfe und anders
als die grenzüberschreitenden oder nationalen
politischen Aktivitäten von NGOs in anderen
Feldern, beispielsweise der Umweltpolitik, sind
diejenigen von Entwicklungs-NGOs bisher
kaum untersucht worden. Auch über die Aus-
wirkungen von Professionalisierungsprozessen
auf die Organisationen und ihre Netzwerke ist
bisher nur wenig bekannt. Diese Forschungs-
lücke von Bewegungs-, Verbände- und Dritte-
Sektor-Forschung bildet den Anlass und den
Ausgangspunkt des vorliegenden Themenhef-
tes.

Ein solches Unternehmen erfordert zunächst
eine Bestimmung der Rahmenbedingungen der
internationalen Entwicklungspolitik nach 1989.
Dies unternimmt Dirk Messner in seinem Bei-
trag. Zu den Herausforderungen der Entwick-
lungspolitik rechnet Messner einerseits die si-
cherheitspolitischen Instabilitäten der gegenwär-
tigen Weltordnung wie etwa den Bürgerkrieg
im ehemaligen Jugoslawien, den Völkermord
in Ruanda, die Terroranschläge am 11. Septem-
ber und den Krieg im Irak. Dadurch kommt der

Entwicklungspolitik neben dem klassischen Ziel
der Armutsreduzierung nunmehr auch die neue
Aufgabe zu, friedenspolitisch und krisenprä-
ventiv zu wirken. Eine weitere Herausforde-
rung erwächst der Entwicklungspolitik daraus,
dass viele der gegenwärtigen Probleme der in-
ternationalen Politik den Charakter von Welt-
problemen haben: Probleme wie das Weltklima,
die Weltfinanzmärkte oder Migration haben po-
tenziell weltweite Ausstrahlungseffekte und
können globale Systemkrisen auslösen. Die
Entwicklungspolitik muss vor diesem Hinter-
grund die Entwicklungsländer in die Lage ver-
setzen helfen, sich bei der Entwicklung von
Formen globalen Regierens konstruktiv beteili-
gen zu können. Weltprobleme lassen sich nur
auf der Basis einer allseitigen internationalen
Kooperation lösen und setzen daher die aktive
Mitwirkung auch der Entwicklungsländer bei
der Problemlösung voraus.

Eine solche Neuorientierung der Entwick-
lungspolitik erfordert nach Messner auch eine
Neuausrichtung der Legitimationsmuster. Ohne
die ethisch-moralische Dimension der Entwick-
lungspolitik aufgeben zu wollen, hält er eine
stärkere Betonung der Eigeninteressen der In-
dustrieländer an der Entwicklungspolitik für
geboten. Da die Industrieländer ein vitales Inte-
resse an der Lösung der Weltprobleme haben,
müssen sie daran interessiert sein, die Voraus-
setzung der angemessenen Problembearbeitung
zu schaffen.

Die Professionalisierung und Internationa-
lisierung der Lobby- und Kampagnenarbeit von
entwicklungspolitischen NGOs und die Aus-
wirkungen dieser Entwicklung auf die NGOs
behandeln die Beiträge von Claudia Olejniczak,
Kerstin Martens, Anja Appel und Knud Vö-
cking. Claudia Olejniczak zeigt auf dem Hin-
tergrund einer knappen Skizze der Geschichte
der Dritte-Welt-Bewegung in der Bundesrepu-
blik, wie das Ende der Systemkonfrontation in
dieser Bewegung zur Ablösung älterer, system-
transzendierender Visionen gesellschaftlicher
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Entwicklung durch eher pragmatisch orientierte
konzeptionelle Ansätze geführt hat. Ein zentra-
les Element dieser Entwicklung ist nach Olej-
niczak die Zusammenführung der ehemals kon-
kurrierenden Ansätze von Lobbyarbeit und Be-
wusstseinsbildung in themenorientierten und
überwiegend international vernetzten Kampag-
nen. Sie stellt exemplarisch zwei dieser Kampa-
gnen – die Kampagnen gegen Kinderprostituti-
on und Sextourismus und die Kampagne für
einen fairen Handel – vor. Sie diskutiert die cha-
rakteristischen Merkmale und die Bedingungen,
die erfüllt sein müssen, wenn diese Kampagnen
Wirkung zeigen sollen.

Kerstin Martens untersucht exemplarisch am
Beispiel einer der wichtigsten international ope-
rierenden entwicklungspolitischen NGOs,
CARE International, die Wechselwirkungen von
personeller und organisationeller Professiona-
lisierung auf der einen und den veränderten
Mitsprache- und Gestaltungsmöglichkeiten auf
der Ebene der UN auf der anderen Seite.

Die starke Professionalisierung und Inter-
nationalisierung von Initiativen und Organisa-
tionen führt jedoch auch zu neuen Problemen.
Sowohl Claudia Olejniczak als auch Knud Vö-
cking verweisen in ihren Beiträgen auf die wach-
sende Kluft zwischen den wenigen ressourcen-
starken und international operierenden Organi-
sationen und den vielen kleineren, häufig lokal
ausgerichteten Initiativen. Ein zweites Problem-
feld besteht in der Spannung zwischen den pro-
fessionalisierten hauptamtlichen Stäben der Or-
ganisationen und den ehrenamtlich tätigen Mit-
gliedern und Unterstützern. Hier zeigt der Bei-
trag von Anja Appel, wie themenorientierte Kam-
pagnen mit einem breit angelegten Zielspektrum
und den vielfältigen Instrumenten auch eine in-
tegrierende innerorganisatorische Funktion ha-
ben können. Appel macht am Beispiel von terre
des hommes deutlich, wie die Gestaltungsmög-
lichkeiten, die NGOs sich auf internationalem
Parkett erarbeitet haben, auch Reformbedarfe in
den Organisationen nach sich ziehen. Die Ver-

änderungen der Systemumwelt setzten in den
NGOs Transformationsimpulse frei, erzwingen
aber auch Anpassungen sowie Neuorientierun-
gen auf der Ebene der strategischen Ausrich-
tung, der Partnerschaftsbeziehungen zwischen
NGOs und in ihrer praktischen Arbeit.

Das Themenheft rückt mit dem Beitrag von
Knud Vöcking auch die Praxis der advocacy-
Tätigkeit ins Blickfeld. Vöcking skizziert die
Lobbyaktivitäten der Entwicklungs-NGO ,ur-
gewald‘ bei der Weltbank. Er stellt jedoch nicht
nur die dringend notwendigen Basisinformati-
onen  bereit, die erst eine Diskussion über Legi-
timation und den Anspruch auf Themenanwalt-
schaft von Nord-NGOs fruchtbar machen, son-
dern diskutiert auch die Möglichkeiten und Gren-
zen des national wie international ausgerichte-
ten und vernetzten Lobbyings bei einer interna-
tionalen Finanzinstitution.

Ein an moralischen Prinzipien orientierter,
stellvertretender Einsatz für die Interessen Drit-
ter – hier diejenigen großer Bevölkerungsteile
in der Dritten Welt – ist immer auch mit dem
Problem der Interpretation dieser Interessen
verbunden. Dass auch das zivilgesellschaftli-
che Engagement mit diesem Grundproblem kon-
frontiert ist, zeigt eindrücklich Mundo Yang in
seiner Rekonstruktion der internationalen Kam-
pagne für eine gerechte internationale Schul-
denpolitik seit Mitte der 1990er Jahre. Hier spal-
tete sich von der mehrheitlich von Organisatio-
nen aus dem Norden getragenen, differenzierte
Konzepte verfechtenden und moderate Forde-
rungen stellenden ‚Jubilee2000’-Kampagne die
mehrheitlich von Initiativen und Organisatio-
nen aus dem Süden getragene Kampagne ‚Jubi-
lee South‘ ab. Diese betonte die Illegitimität der
Schulden von Entwicklungsländern und forder-
te daher nicht nur die völlige Streichung dieser
Schulden, sondern darüber hinaus Entschädi-
gungszahlungen. Yang konzentriert sich in sei-
nem Beitrag auf die Frage, welche Ursachen für
diese Differenzen verantwortlich sind: Während
es aus Sicht der Akteure vornehmlich aus dem
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Süden zweifelhafte oder kritikwürdige Interes-
senlagen und Motive der Akteure im Norden
sind, drängen sich aus der Beobachterperspek-
tive eher unterschiedliche Handlungsbedingun-
gen und Erfolgskalküle als Faktoren auf.

Als Advokaten internationaler Solidarität
haben die NGOs sich die Sympathie einer brei-
ten Öffentlichkeit gesichert und sind über lange
Zeit Günstlinge der Medien gewesen. Doch
immer häufiger wird öffentlich, politisch und
wissenschaftlich auch die Frage gestellt, an
welche Grenzen die zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen stoßen. Berthold Kuhn thematisiert

in seinem Beitrag Innovationspotenziale und
Handlungsmuster, aber auch die Orientierungs-
dilemmata von NGOs in der Entwicklungszu-
sammenarbeit und zeigt so die Chancen der Pro-
fessionalisierung ebenso wie die daraus resul-
tierenden Risiken auf. Letztlich warnt er vor
übersteigerten Erwartungen und einer Überstra-
pazierung der Leistungsfähigkeit von NGOs.
Eine systematische Instrumentalisierung der zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen durch Ein-
richtungen der staatlichen und internationalen
Entwicklungszusammenarbeit wird sie mit ho-
her Wahrscheinlichkeit genau derjenigen kom-

parativen Vorteile
berauben, die sie
so attraktiv ma-
chen: ihrer Fähig-
keit zur Mobilisie-
rung gesellschaft-
licher Solidarität
und ihrer immen-
sen operativen
Flexibilität.

Auch für (zivil-
gesellschaftliche)
Solidarität scheint
das zu gelten, was
Albert Hirschman
in anderem Zusam-
menhang einmal
über prosoziale
Orient ierungen
wie Liebe, Ge-
meinsinn, Moral
usw. festgehalten
hat. Gegen eine
ö k o n o m i s c h e
Deutung dieser
Orientierungen ist
einzuwenden, dass
es sich bei ihnen
nicht um knappe
Ressourcen han-
delt, die durch
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Nutzung aufgezehrt werden, sondern um Fä-
higkeiten, die durch mangelnde Ausübung ver-
kümmern können. Doch gegen einen zivilge-
sellschaftlichen Enthusiasmus gilt es ebenso fest-
zuhalten, dass es sich bei diesen Orientierun-
gen auch nicht um beliebig vermehrbare Res-
sourcen handelt, weil übermäßiger Gebrauch
zu ihrer Erschöpfung führen kann. Im Umgang
mit zivilgesellschaftlicher Solidarität scheint sich
daher der Anschluss an eine ökologische Pers-
pektive zu empfehlen: eine Perspektive der nach-
haltigen, auf Reproduktionsfähigkeit angeleg-
ten Nutzung und der Fortentwicklung der hierfür
erforderlichen Rahmenbedingungen und Vor-
aussetzungen

In der Rubrik ,Pulsschlag‘ bietet Steffen Jörg
einen Überblick über die Entwicklung der
BUKO (früher ,Bundeskongress entwicklungs-
politischer Aktionsgruppen‘, heute ,Bundesko-
ordination Internationalismus‘), die in diesem
Jahr ihr 28jähriges Bestehen feiert. Die Buko
hat sich zu einer bedeutenden Infrastruktur der
Solidaritätsbewegung entwickelt. Sie steckt
derzeit jedoch in einer Existenzkrise, da sie ak-
tuell den Wegfall kirchlicher Finanzmittel kom-
pensieren muss. Ingo Take und Reinhard Wolf
berichten über Brüche und Brücken in der Wis-
senskommunikation zwischen NGOs und Wirt-
schaft. Ihr ausführlicher Tagungsbericht macht
deutlich, dass die fruchtbare Fortführung eines
kritischen Dialogs zwischen Globalisierungs-
kritikern und NGOs einerseits, Akteuren aus
Wirtschaft und Finanzen andererseits in geeig-
neten Foren und Formen durchaus möglich ist.
Im Ausgang von unterschiedlichen gesellschaft-
lichen und politischen Ordnungsvorstellungen
lassen sich mit Gewinn für beide Seiten kon-

krete Themen und Fragestellungen bearbeiten.
Lydia Krüger analysiert und kommentiert aktu-
elle Kritiken am Weltsozialforum (WSF). Das
WSF wird künftig nur noch alle 2 Jahre statt-
finden, das nächste soll in Afrika durchgeführt
werden. In der Zwischenzeit sind regionale Fo-
ren (etwa in Athen oder Caracas) geplant.

Die Beiträge des Themenschwerpunktes
gehen zurück auf den Workshop ,Zivilgesell-
schaftliche Akteure in der Entwicklungszusam-
menarbeit‘, der im Rahmen des Kongresses
,Dominanz des Nordens? Akteure und Praxis-
felder internationaler Zivilgesellschaft‘ am 2./3.
Juli 2004 am Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung (WZB) durchgeführt worden
ist. Veranstalter waren das Forschungsjournal
Neue Soziale Bewegungen, das WZB und die
beiden Arbeitskreise ,Verbände‘ und ,Soziale
Bewegungen‘ der Deutschen Vereinigung für
Politische Wissenschaft (DVPW). Unser Dank
gilt neben den Veranstaltern auch den Förderern
der Veranstaltung: der Hans-Böckler-Stiftung,
der Otto-Brenner-Stiftung, dem WZB, der Fried-
rich-Ebert-Stiftung, der Heinrich-Böll-Stiftung
und dem Verein Aktive Bürgerschaft.

In Vorbereitung ist derzeit auch noch eine
weitere Publikation aus Beiträgen dieses Kon-
gresses: Silke Roth und Ansgar Klein bereiten
die Herausgabe eines Bandes vor, der sich mit
dem Thema ,NGOs im Spannungsfeld von Kri-
senprävention und Sicherheitspolitik‘ ausein-
andersetzt. Das Thema war auf dem Kongress
Gegenstand eines zweiten Workshops.

Christiane Frantz (Münster), Ansgar Klein (Ber-
lin), Markus Rohde (Bonn), Ulrich Willems
(Darmstadt)
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1 Demokratie in der Ukraine:
Ja oder Nein?

rendum wieder für die Unabhängigkeit der Uk-
raine stimmen. Mehr noch, die Zustimmung zur
staatlichen Selbständigkeit ist in den vergange-
nen Jahren kontinuierlich rückläufig gewesen;
2001 hatten immerhin noch 51,3 Prozent der
Befragten erneut für staatliche Selbständigkeit
stimmen wollen. Mehr als 90 Prozent der stimm-
berechtigten Bevölkerung hatte bei einem Refe-
rendum im Dezember 1991 für die Abtrennung
von der UdSSR und die staatliche Selbständig-
keit votiert.

In dem skizzierten Kontext entfaltete sich
die so genannte Revolution in Orange im Herbst
2004. Sie hat einen mächtigen Schub in Rich-
tung auf ein demokratisches Gemeinwesen aus-
gelöst. 15 Jahre nach dem Zusammenbruch des
Kommunismus in Ostmitteleuropa steht die
Revolution in Orange in der Ukraine bisher als
ein singuläres Ereignis dar. Keine Transforma-
tionstheorie hat sie auch nur vorausgeahnt. Die
Wendejahre hatten in der Ukraine wie überall
sonst das alte kommunistische Regime zerstört.
Ein demokratischer Neuanfang misslang in den
1990er Jahren. Jetzt erhält die Ukraine erneut
die Chance zu einem Aufbruch ähnlich wie Ost-
mitteleuropa vor 15 Jahren. Insofern ist es ge-
rechtfertigt, die Revolution in Orange mit dem
Fall der Berliner Mauer oder dem Ende der So-
wjetunion auf die gleiche Stufe zu stellen.

2 Die Ära Kucma

Die Revolution in Orange ist Ablehnung und
Aufstand gegen zehn Jahre Präsident Kucma.
In diesem Jahrzehnt konnten zwar die Staatlich-
keit und die Integrität der staatlichen Grenzen
gesichert werden, aber im Inneren war die Ära

Gerhard Simon

Aufbruch in der Ukraine
Die postkommunistische Revolution in Orange

Die Demokratie und die Demokratisierung in
der Ukraine haben in den zurückliegenden Jah-
ren überwiegend schlechte Zensuren erhalten.
Kritische Beobachter im Land und außerhalb
stimmten überein, dass die Demokratie sich zu-
rückentwickelt, dass die Medien geknebelt wer-
den und dass die Aussichten für eine demokra-
tische Ukraine in der Zukunft düster sind. Auch
der Zustand der ukrainischen Gesellschaft wur-
de pessimistisch beurteilt. Sie galt als apathisch,
unpolitisch, voller Nostalgie für die sowjeti-
sche Vergangenheit; Analytiker waren sich ei-
nig, dass es eine Zivilgesellschaft allenfalls in
Ansätzen in den westlichen Gebieten gebe.

Typisch für die ukrainische Gesellschaft war
die Unentschiedenheit der Orientierung: auf
Russland oder Europa, auf den Autoritarismus
oder die Demokratie. Die ukrainische Gesell-
schaft wusste im Grunde selbst nicht, wohin sie
streben sollte, wo die Zukunft lag: Bei mehr
Eigenständigkeit oder bei mehr Anlehnung an
Russland. Jedenfalls waren westliche politische
Werte wie Pluralismus, Liberalität und demo-
kratische freie Wahlen  keineswegs konsensfä-
hig. Ähnlich wie in Russland gab es starke
Zweifel in der Gesellschaft selbst, ob die Uk-
raine für Demokratie und Marktwirtschaft reif
sei.

Charakteristisch für die depressive Stim-
mung in der ukrainischen Gesellschaft war die
abnehmende Begeisterung und Zustimmung für
die staatliche Selbständigkeit. Bei einer Umfra-
ge im Jahr 2003 erklärten nur 46,5 Prozent der
Befragten, sie würden bei einem erneuten Refe-
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Kucma ein Jahrzehnt der nichtgenutzten Chan-
cen. Es ist nicht gelungen, in der Ukraine ein
funktionierendes demokratisches Institutionen-
gefüge zu schaffen. Die Verfassung, die 1996
erst sehr spät und nach ermüdenden inneren
Kämpfen zustandekam, hat niemals allgemeine
Akzeptanz gefunden. Die gesamte zweite Amts-
zeit Kucmas seit 1999 war ausgefüllt mit Versu-
chen der unterschiedlichsten politischen Lager,
die Verfassung auszuhebeln und zu ändern.
Dabei verfolgten die verschiedenen politischen
Kräfte gegensätzliche Interessen und Ziele.

Die unablässigen Auseinandersetzungen
zwischen Präsident, Parlament und Regierung
haben ein unbeabsichtigtes Ergebnis hervorge-
bracht: Kucma konnte zwar eine autoritäre Prä-
sidialherrschaft errichten, es ist ihm aber zu kei-
ner Zeit gelungen, die Opposition vollständig
auszuschalten und das Parlament zu einem ge-
horsamen Werkzeug der Präsidialadministrati-
on zu machen. Dies war eine wesentliche Vor-
aussetzung für den Machtwechsel. Damit un-
terschied sich das konfliktreiche und zum Teil
chaotische Institutionengefüge in der Ukraine
in einem zentralen Punkt von den Verhältnissen
in Russland: Dort gibt es keine handlungsfähi-
ge politische Opposition mehr, die dem Präsi-
denten die Macht streitig machen könnte.

Russland und die Ukraine, deren politische
Transformation in den 1990er Jahren viele Ähn-
lichkeiten aufwies, haben sich seit 1999 in ge-
gensätzliche Richtungen entwickelt: Rezentrali-
sierung, Errichtung einer autoritären Machtver-
tikale mit dem Präsidenten an der Spitze in Russ-
land, labiles bis chaotisches Institutionengefü-
ge in der Ukraine, das aber Raum ließ für demo-
kratischen Aufbruch. Rigide Stabilisierung dort,
Instabilität mit einer in die Zukunft offenen Si-
tuation hier.

Intransparenz, Korruption und ein unent-
wirrbares Bündel von Interessen in Wirtschaft
und Politik waren das Signum der Ära Kucma.
Ein Großteil der politischen Parteien waren
lediglich Lobby-Gruppen einzelner Oligarchen

und Finanzkonglomerate. Die Privatisierungen
und Eigentumsverhältnisse in der Wirtschaft
sind im Laufe der Jahre immer undurchsichti-
ger geworden. Insgesamt beherrschten wenige
Oligarchen mit dem Präsidenten als Paten an
der Spitze Wirtschaft und Politik. Die Oligar-
chen sind weder an Strukturreformen der Wirt-
schaft noch an einer Annäherung an die westli-
che Wirtschaftsweise interessiert, weil dadurch
Konkurrenz und Transparenz entstehen könn-
ten.

Seit dem Jahr 2000 gibt es ein Wirtschafts-
wachstum, das zur Festigung des Status quo
beiträgt, weil es diejenigen begünstigt, die ge-
genwärtig im Besitz von Macht und Eigentum
sind. Die Ukraine ist einer der korruptesten Staa-
ten der Welt. Auf dem Index von Transparency
International rangiert die Ukraine unter 133 Staa-
ten an 106. Stelle. Das Land bewegt sich auf
dem Korruptionsniveau von Simbabwe und
Bolivien. Etwa die Hälfte der Wirtschaftsleis-
tung wird in der Schattenwirtschaft erbracht.
Trotz des Wirtschaftswachstums verschärfte
sich die sozial-ökonomische Krise weiter. Brei-
te Schichten der Bevölkerung sehen sich vom
Wachstum ausgeschlossen. Für einen großen
Teil der Gesellschaft ist Armut das zentrale Pro-
blem, wobei die subjektive Wahrnehmung der
Armut schärfer ist als die objektiven Daten nahe
legen. Die Ukrainer sehen sich als das ärmste
Volk Europas – was z.B. mit Blick auf Moldova
wohl nicht zutreffend ist. Zugleich spielt der
Vergleich zu Russland eine herausragende Rol-
le. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf beträgt
nur etwa ein Drittel des russischen. Die Ukrai-
ner nahmen sich also wahr als arm, regiert von
Banditen und in einer ausweglosen Lage, an der
man nichts ändern kann.

Zugleich formierte sich seit 2000 eine Op-
position, teils im Parlament, teils in außerparla-
mentarischen Aktionen wie der Bewegung ‚Uk-
raine ohne Kucma‘ im Winter 2000/2001. Ein
Schlüsselereignis für die Formierung einer Op-
position unter Jušcenkos Leitung – der anfangs
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nicht zur Opposition gehört hatte – waren die
Parlamentswahlen im März 2002 und ihre un-
mittelbare Nachgeschichte. Jušcenkos Wahl-
block ‚Naša Ukraïna‘ (Unsere Ukraine) erhielt
bei den Wahlen eine relative Mehrheit im Parla-
ment, die durch Manipulationen, Korruption –
Abgeordnete ließen sich gegen Geld in pro-
Kucma Fraktionen ‚einkaufen‘ – und politische
Tricks seitens der Präsidialadministration in die
Minderheit verkehrt wurde. Gegen den Wäh-
lerwillen wurde im Parlament eine propräsiden-
tielle Mehrheit installiert. Diese Erfahrung mit
den gestohlenen Parlamentswahlen ist wichtig
um zu verstehen, warum die Opposition nach
den offenkundigen Wahlmanipulationen am 21.
November 2004 mit solcher Radikalität und
Kompromisslosigkeit auftrat: Die Wahl durfte
nicht noch einmal gestohlen werden.

Die Opposition zog mit einer relativ soliden
Basis und mehreren Jahren Vorlauf im Sommer
2004 in den Wahlkampf um die Präsidentschaft.
Es gelang Jušcenko, die weit verbreitete öffent-
liche politische Depression in Hoffnung zu ver-
wandeln und die Menschen an die Wahlurnen
zu bringen. Einerseits gab und gibt es zwar eine
apolitische Stimmung unter den Menschen, die
jedes politische Engagement ablehnen und
davon überzeugt sind, dass sie selbst an ihrem
Schicksal nichts ändern können und dass ‚die
da oben‘ nach Belieben über sie bestimmen.
Andererseits aber war das Bewusstsein gewach-
sen, dass es so nicht weiter gehen kann, dass
Veränderungen und ein Neuanfang notwendig
sind. Das Kucma-Regime hat abgewirtschaftet
und muss abtreten – diese Position war in der
Ukraine ohne weiteres mehrheitsfähig.

Neben die Mobilisierung der Wähler für ei-
nen Machtwechsel trat eine weitere Vorausset-
zung für den Sieg des Oppositionskandidaten:
Es gelang ihm, die Elite, das politische Estab-
lishment, zu spalten. Allein eine Volksbewegung
von unten ist nicht in der Lage, den Macht-
wechsel zu erzwingen. Es muss offenbar die
Spaltung der Eliten hinzukommen, nur dann

kann der Erfolg gesichert werden. Kein Zwei-
fel, Jušcenko selbst und zahlreiche Politiker-
innen und Politiker aus seiner unmittelbaren
Umgebung kommen aus dem Establishment und
sind einmal Teil des Systems Kucma gewesen.
Aber bereits im Wahlkampf und mehr noch nach
den massiven Wahlfälschungen im ersten und
zweiten Wahlgang traten immer mehr Einzel-
personen und Institutionen auf die Seite der
Opposition über, so dass seit Ende November
große Teile des alten Machtapparates demorali-
siert und handlungsunfähig waren.

4 Mobilisierung der Massen

Nach den offenen und teilweise grotesken Wahl-
fälschungen während des zweiten Wahlgang am
21. November und nachdem die Zentrale Wahl-
kommission aufgrund der manipulierten Daten
Janukovyc zum Sieger erklärte, brachen alle
Dämme. Es kam zu einer Massenmobilisierung,
die alles in den Schatten stellte, was wir in den
Wendejahren erlebt haben. Die schiere Quanti-
tät und der Grad der Organisiertheit der über
mehr als zwei Wochen anhaltenden Massende-
monstrationen gingen weit über das hinaus, was
sich 1989 in Leipzig oder Prag abgespielt hatte.

Wie konnte es dazu kommen? Wahlfälschun-
gen hat es auch zuvor in der Ukraine gegeben.
Ebenso in Russland, Kasachstan und anderen
Ländern auf dem Gebiet der ehemaligen Sow-
jetunion. Sie waren auch von den internationa-
len Wahlbeobachtern fixiert worden. Es gab je-
doch keinerlei politische Konsequenzen.

Anders im November 2004 in der Ukraine:
Hier war seit einem halben Jahr klar, dass Kuc-
ma & Co nicht die Absicht hatten, freie und faire
Wahlen zuzulassen. Sie konnten eine solche
Absicht auch gar nicht haben, da ihnen klar war,
dass dies den sicheren Machtverlust bedeuten
würde. So waren die Menschen in der Ukraine
– und nicht nur die Politiker – seit langem auf
gefälschte Wahlen vorbereitet. Umfragen in den
zurückliegenden Monaten zeigten: Kaum jemand



10

in der Ukraine glaubte an echte Wahlen. Die
Menschen erwarteten, dass man ihnen die Wahl
‚stehlen‘ würde. Vor diesem Hintergrund wa-
ren sie bereit auf die Straße zu gehen.

Die Massenmobilisierung hatte einen klaren
Anlass und ein klares Ziel und nur deshalb konn-
te sie so umfassend und wirksam sein. Der
unmittelbare Anlass waren die Wahlfälschun-
gen und das Ziel war, Jušcenko zum Präsiden-
ten zu machen. Eine halbe Million und mehr
Menschen waren im Zentrum von Kiev an man-
chen Tagen während der Großdemonstrationen
auf den Beinen. Eine Massenmobilisierung fand
jedoch auch außerhalb der Hauptstadt, zumal
im Westen des Landes statt, ja sogar, wenn auch
in geringerem Ausmaß, im Osten und Süden: in
Charkiv, Dnipropetrovsk und Odessa.

Dies waren politische Demonstrationen.
Nicht soziale oder ökonomische Fragen brach-
ten die Menschen auf die Straße, sondern de-
mokratische und bürgerliche Forderungen nach
Demokratie und Selbstbestimmung. Diese Tat-
sache verdient umso mehr Beachtung, als das

Land nach wie vor mit schweren sozialen Kon-
flikten ringt. Nicht die Ärmsten demonstrierten
– die größte Armut herrscht im Gebiet Luhansk
im Osten –, sondern die vergleichsweise gut
situierte Mittelschicht in Kiev und anderen Städ-
ten. Politische Forderungen werden von Men-
schen gestellt, deren Sorge nicht mehr das tägli-
che Stück Brot ist.

Doch auch hier gilt: Allein die Mobilisie-
rung von unten reicht für den Erfolg nicht aus.
Die beiden hervorstechenden Züge der Groß-
demonstrationen in Kiev und anderen Städten
der Ukraine waren Gewaltlosigkeit und Diszi-
pliniertheit. Dies konnte nur erreicht werden,
weil viele militärische und zivile Institutionen
und Organisationen entweder ihre Neutralität
erklärten oder offen auf die Seite Jušcenkos
übertraten. Die Armeeführung machte frühzei-
tig deutlich, dass sie sich nicht in die politischen
Auseinandersetzungen hineinziehen lassen wer-
de. Wichtiger noch: Die Führung des SBU (Si-
cherheitsdienst der Ukraine, Sluzba bezpeky
Ukraïny) in Gestalt mehrerer Generäle auf dem

Gerhard Simon
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Majdan erklärte öffentlich, sie stehe auf der Sei-
te des Volkes. Lediglich Truppen des Innenmi-
nisteriums standen in der ersten Woche der Re-
volution in Orange noch auf der Seite der Macht-
haber. Ministerpräsident Janukovyc und der
Leiter der Präsidialadministration Medvedcuk
forderten ihren Einsatz, um die Demonstratio-
nen gewaltsam aufzulösen. Kucma lehnte ab,
zumal niemand sicher sein konnte, dass es nicht
zu Befehlsverweigerungen kommen würde.
Nach dem 28. November hatte die Kucma-Füh-
rung praktisch keine Option mehr für den Ein-
satz bewaffneter Kräfte und die massive An-
wendung von Gewalt.

Am 3. Dezember gab das Oberste Gericht
der Wahlanfechtungsklage Jušcenkos statt.
Darüber hinaus empfahl es, am 26. Dezember
den zweiten Wahlgang zu wiederholen. Natür-
lich wurde dieser Spruch von den Menschen
auf der Straße begeistert begrüßt. Wichtiger aber
noch und zugleich ein gutes Zeichen für Fort-
schritte auf dem Weg zur Rechtstaatlichkeit ist
die Tatsache, dass die unterlegene Seite – wenn
auch mit der geballten Faust in der Tasche – die
Gerichtsentscheidung akzeptierte. Kucma, Ja-
nukovyc und sogar der russische Präsident Pu-
tin beugten sich dem Spruch des Obersten Ge-
richts. Durch ihn und die am 8. Dezember 2004
vom Parlament angenommenen Verfassungs-
und Gesetzesänderungen konnte die Staats- und
Gesellschaftskrise in der Ukraine wesentlich
entschärft, wenn auch noch nicht beigelegt wer-
den. Die Ukraine hat damit bewiesen, dass sie
ein Teil der viel beschworenen europäischen und
westlichen Wertegemeinschaft ist, zu der sich
rhetorisch auch das Kucma-Regime bekannt
hatte, ohne dem nachzuleben.

5 War Orange eine Revolution?

Hat in der Ukraine eine Revolution stattgefun-
den? Mit der Blockade von Dienstgebäuden der
Regierung und des Präsidenten sowie mit der
Androhung eines Generalstreiks seitens der

Opposition wurde die geltende Verfassung zum
Teil de facto außer Kraft gesetzt. Das gleiche
gilt für die Drohung mit Autonomie oder gar
Separatismus auf der anderen Seite. Vorausge-
gangen waren systematische Fälschungen von
Wahlergebnissen durch die Macht, die selbst-
verständlich einen Bruch mit den Gesetzen dar-
stellen. Insofern waren wir Zeugen revolutio-
närer Ereignisse. Es gehört zur Definition von
Revolution, dass sie geltendes Recht außer Kraft
setzt, weil ein Machtwechsel innerhalb des vor-
gefundenen Rechtsrahmens ausgeschlossen er-
scheint. Stabilität ist ohne Zweifel ein hohes
Gut, in der Ukraine war aber eine Situation ein-
getreten, in der die Bewahrung der Stabilität
gleichbedeutend gewesen wäre mit der Perpe-
tuierung eines korrupten autoritären Regimes,
das sich nicht abwählen ließ.

Ablauf und Ergebnisse der Revolution in
Orange haben die Verfassungsordnung und
Rechtsstaatlichkeit gestärkt. Dies war kein Coup
d’etat; Regierung, Präsident, Parlament und
Oberstes Gericht sind weder von der Revoluti-
on abgesetzt noch in ihrer Arbeit nachhaltig be-
hindert worden. Im Gegenteil. Das Parlament
und eine unabhängige Justiz können fürs erste
als die Sieger der Revolution in Orange gelten.
Sie hat Gewalteinsatz weder für sich noch ge-
gen sich erlaubt. Demnach ist sie insbesondere
vor dem Hintergrund der Geschichte des Rus-
sischen Reiches und der Sowjetunion eher als
eine Anti-Revolution zu bezeichnen, die das
überwunden hat, was bisher als Revolution galt.

6 Demokratische Wahlen

Ihren vorläufigen Abschluss fand die Revoluti-
on in Orange mit dem wiederholten zweiten
Wahlgang am 26. Dezember. Nach dem am 28.
Dezember von der Zentralen Wahlkommission
bekannt gegebenen vorläufigen Endergebnis
erhielt Jušcenko 51,99 Prozent und Janukovyc
44,19 Prozent der Stimmen, die Wahlbeteiligung
war mit 77,19 Prozent ausgesprochen hoch.

Aufbruch in der Ukraine
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Nach übereinstimmenden Berichten der mehr
als 12.000 ausländischen Wahlbeobachter gab
es zwar manche technische Probleme bei der
Durchführung der Wahl, eine systematische und
organisierte Wahlfälschung wurde jedoch – ab-
gesehen von einigen offenen Parteigängern des
Verlierers – nicht festgestellt.

Von den 27 Regionen entschieden sich 17
für Jušcenko und 10 für Janukovyc und zwar
jeweils mit weitem Abstand. Jušcenko gewann
in 12 Regionen und sein Rivale in 4 Regionen
mit jeweils mehr als 75 Prozent der Stimmen.
Es gab nur drei Regionen (Dnipropetrovs’k,
Kirovohrad, Cherson), in denen weniger als zwei
Drittel der Stimmen auf den jeweiligen Sieger
entfielen. Die geographische Zuordnung war
eindeutig: der Westen und das Zentrum für Juš-
cenko, der Süden und Osten für Janukovyc.
Dabei sind der Donbas und die Krim die Hoch-
burgen von Janukovyc. Ihnen vorgelagert ist
ein Halbkreis von Regionen von Odessa bis
nach Charkiv, in denen das Übergewicht des
Regierungskandidaten zwar nicht so erdrückend,
aber doch deutlich ausgeprägt ist. Das Wähler-
verhalten zeichnet also nicht einen Flickentep-

pich, sondern eine Zweiteilung des Landes. Zwar
hat Jušcenko in allen Regionen gegenüber dem
Wahlgang am 21. November zugelegt und Ja-
nukovyc hat überall weniger Stimmen erhalten;
dies dürfte aber weitgehend den Wahlfälschun-
gen am 21. November zuzuschreiben sein. Es
ist dem Oppositionsführer nicht gelungen, eine
ganze Region hinzuzugewinnen

Ein deutlich unterschiedliches regionales
Wahlverhalten prägte auch frühere Wahlen.
Kucma gewann seine erste Präsidentenwahl
1994 im Osten und Süden gegen den damals als
ukrainisch national geltenden ersten Präsiden-
ten Kravcuk. Bei der Wiederwahl Kucmas 1999
drehte sich die geographische Zuordnung teil-
weise um: Er gewann im Westen und im Zen-
trum, hinzu kamen aber auch einige Gebiete im
Osten und Süden, so dass der Sieg über den
Führer der Kommunisten Symonenko gleich-
mäßiger verteilt war. Dies zeigt, dass trotz aus-
geprägter regionaler Unterschiede das Wähler-
verhalten sich durchaus ändert und auf neue
Situationen anders reagiert. Tendenzen zur An-
gleichung sind in den 1990er Jahren – auch bei
Parlamentswahlen – wiederholt deutlich gewor-

den. Die bei der
jetzigen Rich-
tungs- und Schick-
salswahl erkenn-
bar deutliche Pola-
risierung der
Wähler bedeutet
also nicht eine
Spaltung der Uk-
raine in zwei Teile
auf Dauer.

Präsident Juš-
cenko wird von ei-
ner Welle der Be-
geisterung und
Hoffnung eines
Großteils der Be-
völkerung in sein
neues Amt getra-

Gerhard Simon
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gen. Dennoch wäre es naiv anzunehmen, dass
die Ukraine sich über Nacht in ein demokrati-
sches Musterland verwandeln kann. Die bishe-
rigen Eliten werden weitgehend auf ihrem Pos-
ten bleiben, auch wenn es an der Spitze des
Staates und vielleicht auch der Wirtschaft er-
hebliche Umbesetzungen geben wird.
Insbesondere die große Zahl der Wendehälse,
die sich aus Opportunismus rasch der zukünfti-
gen Macht zugewandt haben, stellt eine erhebli-
che Belastung für die Erneuerung dar. Unter der
Präsidentschaft von Jušèenko, davon ist auszu-
gehen, werden wirksame Maßnahmen durch-
gesetzt werden, um gegen die Schattenwirtschaft
vorzugehen, Korruption zu bekämpfen, Wett-
bewerb zu fördern und rechtsstaatlichen Prinzi-
pien Nachdruck zu verschaffen. Dies ist ein lan-
ger Weg und auch Misserfolge werden mit Si-
cherheit eintreten.

Etwas Weiteres kommt hinzu: Jušcenko hat
ebenso wie sein Gegner im Wahlkampf zahlrei-
che populistische soziale Versprechungen ge-
macht, die ihn einholen werden. Das Kucma-
Regime hat kurz vor seinem Ende den Staats-
haushalt ausgeplündert und hinterlässt ein aus
den Fugen geratenes Budget für das Jahr 2005.

Entsprechend den jetzt beschlossenen Ver-
fassungsänderungen werden das im März 2006
zu wählende Parlament und die dort vertretenen
politischen Parteien wesentlich mehr Kompe-
tenzen haben als bisher. Es bleibt abzuwarten,
ob sie dieser Verantwortung gewachsen sind.
Bisher gibt es in der Ukraine kein Spektrum
stabiler politischer Parteien, und das Parlament
hat im vergangenen Jahrzehnt eher durch seine
Skandale und politische Wetterwendigkeit Ge-
schichte gemacht als durch verantwortliche Ent-
scheidungen für Staat und Gesellschaft. Sollten
Parteien und Parlament nicht in der Lage sein,
die umfangreichen neuen Vollmachten, die sie
sich durch die Verfassungsänderungen genom-
men haben, verantwortlich wahrzunehmen,
könnte die Ukraine in zwei Jahren vor der nächs-
ten Verfassungskrise stehen.

In der Außenpolitik wird sich Jušcenko
ohne Zweifel entschieden nach Westen wen-
den. Dem geopolitischen Dilemma kann aber
auch er nicht ausweichen: Die Ukraine braucht
gute Beziehungen zu Russland. Russland ist
ein überlegener Nachbar, der seine imperiale
Vergangenheit noch nicht hinter sich gelassen
hat. Vielleicht kann hier die Erfahrung aus der
Mitte der 1990er Jahre hilfreich sein: Der
damals zustande gekommene erste Interessen-
ausgleich mit Russland wurde erleichtert, weil
die Ukraine eine entschiedene und überzeu-
gende Westwendung ihrer Außenpolitik voll-
zog, die Russland veranlasste, der Ukraine
entgegenzukommen.

7 Fazit

Trotz vieler ungelöster Probleme: Dies Land ist
im Aufbruch. Es hat eine Chance bekommen,
von der Russland und Weißrussland weit ent-
fernt sind. Der Majdan und der ukrainische Früh-
ling im November 2004 werden in die Geschich-
te der Nation eingehen als einer der großen
Mythen des ukrainischen Volkes. Die Ukrainer
sind arm an gemeinsamen identitätstiftenden
historischen Erinnerungen, umso mehr an Erin-
nerungen von Gewaltlosigkeit und Verständi-
gung. Dies war und ist kein nationalistischer,
sondern ein bürgerlich-demokratischer Auf-
bruch in eine gemeinsame Zukunft mit Europa.

Die Ukraine ist durch die Revolution in
Orange eine andere geworden, weil sie erlebt
hat, dass die Gesellschaft etwas bewegen und
verändern kann; genau das hatten die meisten
Menschen – und die meisten Beobachter (!) –
zuvor für ausgeschlossen gehalten. 1991 war
die Ukraine eher der Nutznießer als der aktive
Akteur bei der Erringung der Selbständigkeit
gewesen. Jetzt hat das Land erstmals die Erfah-
rung von Selbstbestimmung gemacht.

Gerhard Simon lehrt am Seminar für Politische
Wissenschaft der Universität Bonn.

Aufbruch in der Ukraine
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Medien lieben Tabubrüche. Wenn soziale Be-
wegungen Aufmerksamkeit gewinnen wollen,
sind sie gut beraten, diese Vorliebe einzukalku-
lieren. Ganz gleich, ob bekannte Schauspieler-
innen sich öffentlich der Abtreibung bezichti-
gen, Greenpeace ‚Brent Spar‘ besetzt oder die
Globalisierungskritiker/innen in Genua den G-
8-Gipfel stören: An solchen und anderen Grenz-
überschreitungen zeigen sich Medienöffentlich-
keiten besonders interessiert. Gerade weil sozi-
ale Bewegungen nicht direkt an den institutio-
nalisierten Formen der Macht, der etablierten
Politik beteiligt sind, müssen sie versuchen, über
Personen, Institutionen und über Medien Ein-
fluss zu gewinnen. Vor allem mit Hilfe der öf-
fentlichen Meinung und Publizität können sie
gesellschaftlichen Druck ausüben und versu-
chen, auf das politisch-administrative System
einzuwirken. Wenn es gelingt, Zustimmung und
Unterstützung zu erreichen, aber auch wenn es
zu ablehnenden Haltungen kommt, bedeutet dies,
dass es für die Aktionen, Ziele und Forderun-
gen der jeweiligen Bewegung Aufmerksamkeit
gab. Gemäß dieser Sichtweise konzentrieren sich
Forschungs- und Theorieansätze zum Thema
‚Soziale Bewegung und Öffentlichkeit‘ seit den
1990er Jahren zunehmend auf diesen Aspekt.

Ein 1994 publizierter Sammelband über ‚Öf-
fentlichkeit, öffentliche Meinung, soziale Be-
wegungen‘ (Neidhardt 1994) fokussiert das
Verhältnis von Medien und sozialen Bewegun-
gen. Hier werden die wichtigsten Ansätze sozi-
aler Bewegungstheorie im Hinblick auf den
Faktor Öffentlichkeit diskutiert und begründet,
warum soziale Bewegungen Öffentlichkeit brau-
chen und welche Öffentlichkeitsstrategien und
-effekte dafür genutzt werden. Öffentliche Auf-
merksamkeit für Bewegungsthemen gelten als

Indikator für eine Veränderung der Wahrneh-
mung und des Bewusstseins beim Publikum
und damit als wichtiges Bewegungskapital. Der
Band markiert den Beginn von Bewegungsan-
sätzen, die den Einfluss sozialer Bewegungen
auf die Massenmedien und die damit verbunde-
ne Resonanz als eine wertvolle, wenn nicht die
relevanteste Mobilisierungsressource für poli-
tische Wirksamkeit sehen.

Mit einer solchen, hauptsächlich an externer
Mobilisierung und medialer Öffentlichkeit orien-
tierten Messlatte für Bewegungserfolge wird
allerdings – so meine These – zu einer Unterschät-
zung anderer wichtiger Bewegungsressourcen
beigetragen. Besonders aus einer feministischen
Perspektive auf Öffentlichkeit greift die Fixierung
auf die Mobilisierung der öffentlichen Wahrneh-
mung zu kurz (dazu z.B. Fraser 2001; Klaus 1998;
Wischermann 2003). Wenn spektakuläre und öf-
fentlichkeitswirksame Aktionen, Tabuverstöße und
ziviler Ungehorsam in der neuen Frauenbewe-
gung der 1970er Jahre – Abtreibungsfahrten nach
Holland, Aktionen gegen Sexshops in Walpur-
gisnächten und Vieles mehr – als Beispiele her-
angezogen werden, so liegt auf der Hand, dass
dadurch die öffentliche Meinung aufmerksam
gemacht und eine Debatte angestoßen wurde.
Aber waren Selbsterfahrungsgruppen, Ringvor-
lesungen, die Lesben-Pfingsttreffen, internatio-
nale Kongresse und Tagungen, Frauenzentren
und kulturelle wie soziale Frauenprojekte, Frau-
enmedien und Kulturinitiativen nicht genauso
wichtig für den Erfolg von Frauenbewegungen?
Und sind nicht auch die aktuellen neuen sozialen
Bewegungen wie die der Globalisierung von
unten in ihren lokalen Zusammenhängen ‚vor
Ort‘ ebenfalls auf gemeinschafts- und solidari-
tätsstiftende Kommunikation angewiesen?

Ulla Wischermann

,Tabubruch als Programm‘?
Soziale Bewegungen und Öffentlichkeit(en)1

Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 1/2005
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Soziale Bewegungen beinhalten ein vielfäl-
tiges Kommunikations- und Interaktionsgesche-
hen. Dieses Geschehen läuft auf mehreren Zeit-
und Bewusstseinsebenen ab, wobei verschie-
dene Bereiche und Phasen, Akteur/innen und
Medien ineinander greifen. Nur wenn Öffent-
lichkeitskonzepte diese Komplexität berücksich-
tigen, können sie Aufschluss über das Funktio-
nieren sozialer Bewegungen geben. Dann wird
Öffentlichkeit zu einem sich dynamisch entfal-
tenden gesellschaftlichen Verständigungspro-
zess (Klaus 1998), in dem politische Überein-
künfte ausgehandelt und erzielt werden kön-
nen. Persönliche Beziehungen, formelle und
informelle Netze, personale und medienvermit-
telte Kommunikation, unterschiedliche (Teil-)
Öffentlichkeiten tragen als Ganzes zur Durch-
setzung politischer Ziele bei. Ein so erweitertes
Öffentlichkeitskonzept schenkt der Erforschung
der inneren Entwicklungsdynamik sozialer Be-
wegungen viel Aufmerksamkeit.

Im Folgenden schlage ich ein Forschungs-
design mit drei Analysedimensionen vor: Ei-
nes, in dem erstens die private Seite von Politik
stärker betont und persönliche Verbindungen
und Vernetzungen in Bewegungskulturen als
Ressourcen für Politisierung gesehen werden.
Und in dem zweitens Bewegungsöffentlichkei-
ten als Orte für Emotionen und Erfahrungen
sowie für die Formierung widerständiger Öf-
fentlichkeiten zu berücksichtigen sind. Diese Be-
wegungsöffentlichkeiten können als ebenso un-
verzichtbar für die Wirkungsmacht und Mobili-
sierung gelten wie – drittens – die Präsenz sozi-
aler Bewegungen und ihrer Forderungen in den
diskursiven und massenmedialen Arenen der
dominanten Öffentlichkeit (ausführlicher dazu
Wischermann 2003).

1 Bewegungskulturen

Wenn über den Nutzen des Kulturbegriffs als
Dimension sozialer Bewegungsforschung nach-
gedacht wird, ist das Verhältnis von Politik und

Kultur ein nahe liegendes und zunehmend dis-
kutiertes Thema (z.B. Lahusen 2000). Beson-
ders Autorinnen und Autoren, die die Domi-
nanz von Struktur- und Organisationsanalysen
kritisch sehen und für eine stärkere Einbezie-
hung der subjektiven Bedingungen sozialer
Bewegungen plädieren, machen sich für die
Untersuchung der kulturellen und, damit ver-
bunden, der symbolischen Ebene stark (Marx
Ferre/Roth 1999). Grundsätzlich wird hierbei
davon ausgegangen, dass alle sozialen Bewe-
gungen – wenn auch in unterschiedlichem Aus-
maß und differierender Ausprägung, sei es als
soziale Praxis, als Lebensweise oder als prakti-
sches Handeln – Kultur produzieren. Da dies
überwiegend in Abgrenzung zur herrschenden,
dominanten Kultur geschieht, ist es sinnvoll und
klärend, nicht allgemein von Kultur zu spre-
chen, sondern von Bewegungskultur.

Bewegungsakteure und -akteurinnen kom-
men zwar oft aus unterschiedlichen Lebens- und
Arbeitszusammenhängen, gleichwohl sind sie
durch ein Repertoire an Gemeinsamkeiten
miteinander verbunden. Im Kontext ihrer Zuge-
hörigkeit zu einer sozialen Bewegung bilden sie
gemeinsame Normen und Werte, Interessen und
Erfahrungen heraus und entwickeln ähnliche
Interpretationen der gesellschaftlichen Realität.
Folgen wir der plausiblen Einschätzung von
Taylor/Whittier, die für kollektive Identität in
sozialen Bewegungen „boundaries, conscious-
ness and politicization of everyday life“ heraus-
stellen (1995: 173), stellt die Einbeziehung und
Analyse von Bewegungskulturen als bewusst
und unbewusst geschaffene Gruppenkulturen
einen geeigneten Interpretationsrahmen für sol-
che Prozesse dar.

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, Bewe-
gungskulturen zu konzeptualisieren. Bewe-
gungskultur – so lässt sich zunächst festhalten
– hat einen Bezug zur allgemeinen Kultur, grenzt
sich aber von ihr ab, transformiert sie und wirkt
wieder auf sie zurück. Sie trägt zur Formierung
eigenständiger und oppositioneller Öffentlich-
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keiten bei. Hierfür werden persönliche Bezie-
hungen mobilisiert, Unterstützungsnetze gebil-
det und eigene Kommunikationsräume geschaf-
fen. Die Entwicklung von Projekten und die
Inszenierung kultureller Ereignisse gehören
ebenso wie Symbole und Rituale dazu.

1.1 Persönliche Beziehungen
als Basis von Politik

Weitere produktive Anknüpfungspunkte bieten
Autorinnen aus der Frauen- und Geschlechter-
forschung, die Bewegungskulturen als Raum
und Chance für die Entfaltung einer individuel-
len und selbstbestimmten Lebensgestaltung
(Vicinus 1985) und Freundschaftsnetze als
Grundlage für Politisierung und Empowerment
analysieren (Wiesen Cook 1979), die eine ‚Phi-
losophie der Zuneigung‘ konzipiert haben, ei-
nen ,gesellschaftlichen Pakt‘, der auf Ehre, Lo-
yalität und Zuneigung gegründet ist (Raymond
1987). Entstehung, Stabilisierung und interne
Mobilisierung sozialer Bewegungen, so kön-
nen diese Ansätze weiter gedacht werden, ste-
hen im Kontext von in gegenkulturellen Zu-
sammenhängen gewonnenen Erfahrungen. Die
Kraft, die hieraus gewonnen wird, stärkt für
den politischen Kampf. Persönliche Beziehun-
gen sind wichtig für die Ausgestaltung von Be-
wegungskulturen. Sie können zudem als Rek-
rutierungs- und Unterstützungsnetze für die Be-
wegung mobilisiert werden.

Wenn feministische Forschung nach priva-
ten Beziehungen im Kontext von Politisierung
fragt, geht es nicht etwa nur um eine Emphase
von Freundschaften, sondern zugleich um die
Abwägung, wie jenseits kultureller und sozia-
ler Differenzen gemeinsame Interessen und
Bündnisse im Kampf gegen soziale Ungleich-
heit herausgebildet werden können. Soziale
Bewegungen sind oft als Subjekte, als ‚homo-
gene Entitäten‘ (kritisch dazu: Melucci 1999:
114 ff) konstruiert worden, die sich durch kol-
lektive Identität auszeichnen. Dabei wird neben

dem gemeinsamen Bewusstsein und dem damit
verbundenen ‚Wir‘-Gefühl eine Abgrenzung
gegen ,Andere‘ als bedeutsam angesehen (Tay-
lor/Whittier 1992). In der Frage nach kollekti-
ver Identität hat sich ein Konsens angebahnt, diese
nicht als starre Abgrenzung sondern als sozialen
Prozess anzusehen, der Kontinuität wie Wandel
unterliegt und im politischen Handeln konstru-
iert und/oder reproduziert wird (della Porta/Dia-
ni 1999: 83 ff). Die kollektiven Akteure haben
,multiple Identitäten‘, gehören noch anderen so-
zialen und kulturellen Kontexten, Gruppen,
Weltanschauungen usf. an (ebd.: 99 f).

Vielleicht stehen besonders Frauenbewegun-
gen vor dem Dilemma, soziale, ethnische, sexu-
elle, kulturelle u.a. Differenzen zwischen Frau-
en anzuerkennen und gleichzeitig in ihrer Poli-
tik von der Existenz eines gesellschaftlichen
Kollektivs ‚Frauen‘ auszugehen, also von einer
quasi-essentialistischen Vorannahme. In der
Abwägung ,Sisterhood‘ versus ,Differenz‘ –
darauf hat Ruth-Ellen Boetcher Joeres hinge-
wiesen – ist möglicherweise die Sichtweise ent-
scheidend, dass Differenzen nicht nur
gegeneinander stehen, sondern „wechselseitig-
aufeinander-bezogen-sein“ können. Dann, so
ihre Folgerung, sind Allianzen möglich, in de-
nen es um gemeinsame Ziele geht (Boetcher
Joeres 1994: 14). Nicht nur positiv konnotierte,
sondern durchaus differenzierte, widersprüch-
liche und konfliktreiche Beziehungen stellen ein
wichtiges Fundament für diese Politisierung
dar. Wenn die Beziehungen fester zusammen-
gefügt, spätestens wenn sie bewusst und strate-
gisch vernetzt werden, bilden sie für die Schaf-
fung funktionierender Kommunikations- und
Handlungssysteme sozialer Bewegungen eine
nicht zu unterschätzende Ressource.

1.2 Formelle und informelle
Bewegungsnetzwerke

Die fluide und flexible Beschaffenheit sozi-
aler Bewegungen legt es nahe, sie als Netze
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von Personen und Organisationen zu be-
trachten. Ganz gleich, ob sie als lokale, nati-
onale oder transnationale Organisations-,
Personen- oder Unterstützungsnetzwerke
untersucht werden, immer zeigt sich, dass
hier ein wichtiger Schlüssel für das Funkti-
onieren sozialer Bewegungen liegt. Formel-
le und informelle Kontakte werden in Netz-
werkanalysen als ‚soziales Kapital‘ charak-
terisiert, das von den jeweiligen Akteuren
strategisch eingesetzt werden kann (z.B.
Mayr-Kleffel 1991: 135).

Um die Stärke von Netzwerken einzuschät-
zen, reicht es nicht, organisatorische Netzwer-
ke einer formalen und strukturellen Beschrei-
bung zu unterziehen, also z. B. Doppel- und
Mehrfachmitgliedschaften in Organisationen
und Gruppen oder Unterschriften von Aufru-
fen und Resolutionen zu erfassen oder Vernet-
zungen via Internet zu rekonstruieren. Genauso
wichtig (wenn nicht wichtiger) sind ego-zen-
trierte Netzwerkuntersuchungen, die Personen
und ihre Beziehungen in den Mittelpunkt stel-
len. Sie diskutieren die Rolle starker und schwa-

cher Bindungen für die Be-
wegungsmobilisierung und
versuchen, das Zusammen-
spiel heterogener Zugangs-
bedingungen und homoge-
nisierender Faktoren her-
auszuarbeiten (Ohlemacher
1991). Durch die Analyse
persönlicher Netzwerke
wird ihre stabilisierende
Funktion für soziale Bewe-
gungen deutlich und kann im
Kontext von Kollektivität
und Politisierung reflektiert
werden (Friedman/McA-
dam 1992). Wenn soziale
Netze zudem als Orte für
Symbolproduktion und
Emotionalität gesehen wer-
den (della Porta/Diani 1999:
114), stellen die dort vorhan-
denen persönlichen Be-
kanntschaften und Freund-
schaften eine wichtige psy-
chosoziale Bewegungsres-
source dar.

2 Bewegungsöffent-
lichkeiten

Bewegungsöffentlichkeiten
wurden in den vergangenen
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Jahren eher wenig beachtet (Oy 2001), vielleicht,
weil sie in einer Art Zwischenzone – zwischen
privat und öffentlich, spontan und organisiert,
formell und informell, kulturell und politisch –
angesiedelt und deshalb schwer zu erforschen
sind. Sie umfassen Räume, Personen und Me-
dien, sind oft autonom konzipiert und wirken in
zwei Richtungen: in die Bewegung hinein und
aus ihr heraus, als interne und externe Kommu-
nikation. Als produktive Freiräume für Denken
und Handeln jenseits der etablierten politischen
und sozialen Kommunikationssphären sind sie
bedeutsam für interne Mobilisierungsprozesse.
Indem sie die herrschenden politischen und
massenmedialen Öffentlichkeiten mit der Schaf-
fung von oppositionellen Öffentlichkeiten kon-
frontieren, dienen sie gleichzeitig der Bewe-
gungspublizität. Dem entsprechen vielfältige
Kommunikations- und Interaktionsformen, die
sozusagen zwischen zwei Polen angesiedelt
sind: Konsensmobilisierung durch Bewegungs-
lernen und die Herstellung von Gegenöffent-
lichkeit sind Stichworte, unter denen sie disku-
tiert werden können.

2.1 Emotionen und Erfahrungen als
Dimensionen von Bewegungslernen

Selbststeuerung und Handlungsfähigkeit sozi-
aler Bewegungen werden in Binnenkommuni-
kation konstruiert. Diese dient unter anderem
dazu, das Unstrukturierte und Fluide von Be-
wegungen in kollektiven Lernprozessen zu or-
ganisieren und auf eine gemeinsame Politik hin
auszurichten. Ohne Wandel einer Bewegung
durch Lernen – so eine recht weit gehende For-
mulierung von Raschke – ist sie nicht überle-
bensfähig und zum Stagnieren, bzw. Scheitern
verurteilt (Raschke 1988: 383). Erfolgreiches
Lernen in sozialen Bewegungen ist auf ein Zu-
sammenspiel kognitiver, emotionaler und sym-
bolischer Elemente angewiesen.

Eine für Bewegungshandeln erforderliche
diskursive Meinungsbildung und Konsensstif-

tung kann nur gelingen, wenn die AkteurInnen
eine gemeinsame Sicht auf die Realität entwi-
ckeln, die auf gegenwärtigen und vergangenen
Erfahrungen und/oder gemeinsamen kulturel-
len Hintergründen basiert. Aus diesem Blick-
winkel liegt eine wichtige Funktion von Bewe-
gungsöffentlichkeiten in der Konstruktion ge-
meinsamer Deutungsrahmen, die die soziale und
kulturelle Integration der AkteurInnen forcie-
ren (so z.B. Hellmann 1999). Der gemeinsame
Prozess der Interpretation wird in dieser Sicht-
weise nicht nur mit politischen Argumenten ge-
staltet, sondern basiert zugleich auf einer Ein-
bindung von Emotionen und Erfahrungen.

Erst in jüngerer Zeit haben Emotionen die
Aufmerksamkeit von BewegungsforscherInnen
gefunden (Forschungsjournal NSB 1997; For-
schungsjournal NSB 2001). Besonders Ansät-
ze aus dem Bereich der Frauen- und Geschlech-
terforschung beschäftigen sich mit dem Zusam-
menhang von Emotion, Bewusstsein und der
Entwicklung politischer Identität (Hercus 2001).
Hierbei wird davon ausgegangen, dass Den-
ken, Lernen, Fühlen und Erfahrungen gleicher-
maßen die Involviertheit in soziale Bewegun-
gen bestimmen. Auch wenn das Lernen und
Handeln in sozialen Bewegungen äußeren Ein-
flüssen und politischen Notwendigkeiten zu
folgen hat, tragen die in Bewegungsöffentlich-
keiten entstehenden ‚Gefühlskulturen‘ (Rupp/
Taylor 2001) zu einer besonderen Situation bei,
bieten ein Terrain für Ausprobieren, manchmal
auch Schutz und somit Bedingungen, unter de-
nen ‚anders‘ gelernt werden kann (Eder 2000).
In einer solchen Sichtweise gehen Lernen und
Erfahrung eine produktive Verbindung ein und
bedingen einander.

Inzwischen ist es mehr als dreißig Jahre her,
dass die Autoren Negt und Kluge die Kategorie
der Erfahrung in die Debatte über Öffentlich-
keit eingebracht haben (Negt/Kluge 1972). Ihr
Öffentlichkeitskonzept rekurriert auf die Kate-
gorie der Erfahrung: Lebensgeschichtliche Er-
fahrungen unterdrückter und/oder marginalisier-
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ter Gruppen. Diese gehen auf gesellschaftliche
Ausschlüsse bzw. soziale Konflikte zurück,
werden als Unrechtserfahrungen artikuliert und
politisch verallgemeinert.

Dass im Erfahrungsaustausch innerhalb von
Gruppen oder sozialen Bewegungen mehr Wert
auf die Entdeckung von Gemeinsamkeiten als
von Divergenzen gelegt wird, und dass dieser
Prozess gleichzeitig den Ausschluss des Nicht-
Gemeinsamen produziert, ist schon relativ früh
erkannt worden. Auch dass das Rekurrieren auf
Persönliches nicht geradlinig zur Politisierung
des Privaten führt, sondern im Gegenteil häufig
in der Veröffentlichung des Intimen stecken
bleibt und zudem die Gefahr von Essentialisie-
rung birgt, lotet die Grenzen des Konzeptes aus.
Bewegungsöffentlichkeiten – damit sei zum
Ausgangspunkt dieses Abschnitts zurückge-
kehrt – stellen trotzdem einen wichtigen Raum
für kollektive Lernprozesse und einen Rahmen
für das Einüben alternativer diskursiver Prakti-
ken bereit. Besonders durch die emotionale und
erfahrungsbezogene Einbindung der AkteurIn-
nen entsteht eine Konsensmobilisierung, die
sich – auch wenn sie immer zugleich eine Aus-
einandersetzung mit Dissens, gegenläufigen po-
litischen Standpunkten und Strategien enthält -
positiv auf die kollektive Handlungsfähigkeit
sozialer Bewegungen auswirkt.

2.2 Gegenöffentlichkeiten

Bewegungsöffentlichkeiten haben, wie bereits
angemerkt, eine doppelte Funktion, indem sie
nicht nur nach innen, sondern immer auch nach
außen wirken. Als Gegenöffentlichkeiten for-
mieren sie den Widerstand gegen die domi-
nante/n Öffentlichkeit/en und versuchen, die-
se zu beeinflussen und zu verändern. Nach-
dem sich die kritischen Medientheorien der
1970er und 1980er Jahre mit dem Herstellen
von Gegenöffentlichkeit als demokratischer
Kommunikationsstrategie intensiv beschäftigt
haben (z.B. Enzensberger 1970), ist es um die-

ses Thema eher still geworden. So widmet
Raschke ihr in seiner kritischen Bilanzierung
neuer sozialer Bewegungen in der BRD nur
einen einzigen vernichtenden Satz: „,Gegen-
öffentlichkeit‘ bleibt meist in ersten Ansätzen
stecken.“ (Raschke 1999: 70). Diese Einschät-
zung ist angesichts neuer Entwicklungen zu
hinterfragen, denn autonome oppositionelle
Öffentlichkeiten sozialer Bewegungen, wie
etwa die der GlobalisierungskritikerInnen, er-
fahren derzeit in den neuen Medien wie dem
Internet oder den offenen Radio- und Fern-
sehkanälen wieder eine neue Brisanz und Ak-
tualität (Wischermann 2004).

Wie impulsgebend ein komplexes Verständ-
nis von Gegenöffentlichkeit beispielsweise für
die Schüler- und Studentenbewegung der
1970er Jahre war, belegt eine Untersuchung von
Karl-Heinz Stamm (1988), in der gezeigt wird,
wie eng die ‚Erfahrungsproduktion neuer sozi-
aler Bewegungen‘ und die Formierung einer
,alternativen Öffentlichkeit‘ miteinander verwo-
ben waren. Stamm beschreibt die Entwicklung
der jeweiligen Bewegungsöffentlichkeiten nicht
als gesellschaftlichen Wandel mit Konjunktu-
ren und Flauten, sondern – analog zum Haber-
masschen Modell – als ‚Strukturwandel’ und
‚Zerfall‘, diesmal aber von Gegenöffentlichkeit.
Vielleicht haben nicht zuletzt solche Sichtwei-
sen dazu beigetragen, das Bemühen sozialer
Bewegungen um die Herstellung von Gegenöf-
fentlichkeit als gescheitert anzusehen. Der US-
amerikanischen feministischen Theoretikerin
Nancy Fraser ist es gelungen, die seit einiger
Zeit ins wissenschaftliche Abseits geratene The-
oretisierung von Gegenöffentlichkeit zu resü-
mieren und wieder mit neuen Impulsen zu ver-
sehen (Fraser 2001).

In Abgrenzung zu Habermas vertritt Fraser
die Position, dass das „Ideal partizipatorischer
Gleichstellung (...) mit einer Vielzahl von Öf-
fentlichkeiten besser zu erreichen ist als mit ei-
ner einzigen Öffentlichkeit“ (ebenda: 136). Öf-
fentlichkeit, so Fraser, konstituiert sich durch
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Konflikte. Eine Stärkung von Gegenöffentlich-
keiten bedeutet dann das Zulassen divergieren-
der Meinungen und durch die damit verbunde-
ne Konfliktträchtigkeit ein Infragestellen der
bürgerlichen Öffentlichkeit. Nur so werde ver-
hindert, unterschiedliche Wertvorstellungen und
Rhetoriken zu nivellieren. Sie führt den Begriff
der ‚subalternen Gegenöffentlichkeit’ (ebenda:
129) ein, um deutlich zu machen, dass hier Un-
gleichheiten und Ausschlüsse sichtbar gemacht
werden und besonders – sei es aufgrund von
Klasse, Ethnizität oder Geschlecht – margina-
lisierte Gruppen zu Wort kommen. Gleichzei-
tig stellt sie heraus, dass Konzepte von Ge-
genöffentlichkeit die Einbeziehung von Inter-
essen und Problemen ermöglichen, die „von
der bürgerlichen, maskulinisierten Ideologie als
‚privat’ etikettiert und damit als unzulässig be-
handelt werden.“ (ebenda: 149). Auch weil die
subalternen Gegenöffentlichkeiten nicht nur
Abgrenzungs-, sondern zugleich wichtige ‚Brü-
ckenfunktionen’ zwischen oppositionellen und
institutionalisierten politischen Diskursen über-
nehmen können, werden sie in diesem Kon-
zept aufgewertet und ihnen große Demokratie-
potenziale zugestanden.

3 Mobilisierung der öffentlichen
Wahrnehmung

Bewegungungskulturen und Bewegungsöffent-
lichkeiten bilden nur die eine – wenn auch un-
entbehrliche und unterschätzte – Hälfte des
Kommunikations- und Handlungssystems so-
zialer Bewegungen. Während diese weitgehend
selbstbestimmt funktionieren, unterliegt die öf-
fentliche Wahrnehmung einer Bewegung zahl-
reichen von außen bestimmten Mechanismen,
etwa der schwer berechenbaren Eigendynamik
von Massenmedien. Um Einfluss auf Politik
und Öffentlichkeit zu gewinnen und sich in den
Medien zu platzieren, setzen soziale Bewegun-
gen auf Öffentlichkeitsarbeit. Dabei folgen sie
eher den Regeln einer Protest- als denen einer

Überzeugungskommunikation, setzen mehr auf
Aktion als auf Diskurs.

Proteste stiften und benötigen Solidarität. Für
diese Mobilisierung von Unterstützung ist es
wichtig, „bestimmte Deutungsmuster für die
Wahrnehmung und Interpretation öffentlich ge-
machter Probleme“ durchzusetzen (Baringhorst
1998: 330). Diese framing-Prozesse können
beispielsweise mit Hilfe von Kampagnen in
Gang kommen, die nach den Regeln und Me-
thoden von Public Relation (PR) inszeniert wer-
den: Zur richtigen Zeit, mit einem gewissen
‚Thrill‘ und einer die Gefühle der ZuschauerIn-
nen ansprechenden Symbolik gilt spektakulärer
Protest als erfolgversprechend für das Herstel-
len von Öffentlichkeit für Bewegungsthemen
(Baringhorst 1996).

Die Analysen der Öffentlichkeitsstrategien
sozialer Bewegungen zeigen zugleich die kriti-
schen Punkte einer politischen PR. Sie belegen,
wie durch ein symbiotisches Verhältnis zu den
Massenmedien ein starker Aktualitäts- und Er-
folgsdruck für soziale Bewegungen entsteht. Die
meisten Untersuchungen äußern eine berech-
tigte Skepsis gegen die oft allzu kurzlebigen
Kampagnen-Öffentlichkeiten, die immer spek-
takulärer werden müssen, um einen Platz in den
wechselnden Themenkonjunkturen der Massen-
medien zu erringen (Forschungsjournal 1996;
Leif/Kuleßa 2003). Des Weiteren wird dem stra-
tegischen Dilemma bei der Wahl und Konzepti-
on von Protestformen Aufmerksamkeit gewid-
met. Protest muss sehr genau kalkuliert sein,
wenn er unterschiedliche Publika mit unter-
schiedlichen Bedürfnissen bedienen will: Das
sind zum einen die potenziellen UnterstützerIn-
nen, zum anderen die Medien auf der Suche
nach Neuigkeiten sowie die politischen ‚decisi-
on-maker‘, die vertrauenswürdige Partner su-
chen (della Porta/Diani 1999: 192). Dass PR
nicht allein den Erfolg von Bewegungsthemen
bestimmt, wird etwa in Untersuchungsansätzen
deutlich, die das politische Klima und die poli-
tischen Gelegenheitsstrukturen stärker einbezie-
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hen (z.B. Rucht 1996). Proteste, dies sei an die-
ser Stelle in Erinnerung gerufen, sind nicht die
einzige Politikform sozialer Bewegungen und
Dominanzmedien nicht die einzigen Foren ihrer
Publizität und Öffentlichkeit. Im Gegenteil:
Neben den guten Kontakten zu den Medien stel-
len formelle und informelle Beziehungen, etwa
zu Journalisten oder Regierungsbeamten, Kon-
takte zu Parteien und mit Abgeordneten, die Teil-
nahme an Nichtregierungs-Kommissionen oder
der Entwurf von Referenden wirksame Mittel
politischer Intervention dar. Auch sei einmal
mehr darauf hingewiesen, wie notwendig die in
persönlichen Netzwerken stattfindende interper-
sonale Kommunikation für politische Öffent-
lichkeit und ihre Willensbildung ist. Um erfolg-
reich zu sein, müssen Aktionen und Kampag-
nen in Diskurse, Rahmungen und politische
Gelegenheitsstrukturen eingepasst werden. In-
szenierte Ereignisse, durch welche kurzfristig
die Aufmerksamkeit der Massenmedien ge-
weckt wird, benötigen eine Verortung im politi-
schen Diskurs.

4 Ausblick

Kehren wir zum Ausgangspunkt dieses Beitra-
ges zurück: „Eine Bewegung, über die nicht
berichtet wird“ – so der Bewegungsforscher
Raschke einmal ganz lapidar – „findet nicht
statt.“ (Raschke 1988: 343). Also am Besten:
Tabubruch und Inszenierung von Öffentlich-
keit als Programm? Meine Antwort lautet: Durch-
aus, aber nicht ausschließlich. Soziale Bewegun-
gen, die breit mobilisieren und machtpolitisch
erfolgreich sein wollen, benötigen ein Kommu-
nikations- und Handlungssystem, das das gan-
ze Spektrum von Privatheit und Öffentlichkeit
einbezieht. Erst das komplexe Zusammenspiel
von Bewegungskulturen, Bewegungsöffent-
lichkeiten und der Mobilisierung der öffentli-
chen Wahrnehmung machen die Wirksamkeit
und politische Stoßkraft sozialer Bewegungen
aus. In der Interaktion einfacher, mittlerer und

komplexer Öffentlichkeiten, von personaler und
medialer Kommunikation, in der Pluralität und
Komplementarität von Öffentlichkeiten liegt der
Schlüssel zu ihrer mobilisierenden Kraft. Die-
ser Forschungsansatz kann sowohl für die Er-
forschung alter sozialer Bewegungen wie de-
nen des 19. Jahrhunderts als auch für die Ana-
lyse neuer sozialer Bewegungen ab den 1970er
Jahren produktiv angewendet werden. Es stellt
sich freilich die Frage, inwiefern die Betonung
der privaten Seite von Politik mit Kategorien
wie Kultur, Gefühl und Erfahrung für die Ana-
lyse heutiger, sich weltweit formierender neuer
sozialer Bewegungen – wie die der Globalisie-
rungskritikerInnen – noch sinnvoll sein kann.
Transnationale kollektive Akteure, lockere netz-
förmige Organisationsstrukturen, fluide kollek-
tive Identitäten, Internetkommunikation zwi-
schen Fremden – diese Merkmale stellen die
soziale Bewegungsforschung vor neue Heraus-
forderungen. Erste Untersuchungen zeigen
gleichwohl: Es reicht nicht, sich vor allem auf
medienwirksame Protestereignisse wie Seattle
und Genua, also auf die Tabubrüche zu konzen-
trieren. Sie belegen, dass es sehr wohl fruchtbar
ist, dem inneren Funktionieren dieser Bewe-
gungen auch im oben beschriebenen Sinne nach-
zugehen (z.B. Andretta et al. 2003: Kap. 2) und
etwa lokale Bewegungsgemeinschaften im Kon-
text transnationalen Kommunizierens und Han-
delns auf einer Achse von ‚Privat – Öffentlich‘
zu analysieren.

Ulla Wischermann ist Privatdozentin am FB
Gesellschaftswissenschaften der Johann Wolf-
gang Goethe-Universität Frankfurt/M. und Di-
rektorin im Cornelia Goethe Centrum für Frau-
enstudien.

Anmerkung

1 Die Formulierung ,Tabubruch als Pro-
gramm‘ entstammt einem Buchtitel von Her-
mann/Lünenborg (2001).
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Die Rahmenbedingungen für die internationale
Entwicklungspolitik haben sich nach der Zei-
tenwende von 1989 tief greifend gewandelt. Mit
dem Ende des Ost-West-Konfliktes und dem
Zusammenbruch der sozialistischen Länder
schienen zunächst die Türen für eine kooperati-
vere Weltordnung weit aufzugehen. Von einer
Demokratisierungswelle in Afrika sowie ande-
ren Entwicklungsregionen und der Hoffnung
auf eine Friedensdividende, die dann für die
Entwicklungskooperation genutzt werden könn-
te, war viel die Rede. Die UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung von 1992 in Rio de
Janeiro knüpfte noch an diesen Optimismus von
1989 an. Die Chancen für einen neuen Interes-
senausgleich zwischen den Industrie- und Ent-
wicklungsländern auf der Grundlage des Kon-
zeptes der globalen nachhaltigen Entwicklung
schienen günstig zu sein. Danach bestimmten
jedoch andere Ereignisse die internationale
Agenda, so dass weder mit Blick auf eine inter-
nationale Friedensdividende noch auf die
Durchsetzung nachhaltiger Entwicklungsstra-
tegien in Nord und Süd große Fortschritte ver-
zeichnet werden konnten.

1 Veränderte politische Rahmen-
bedingungen und Akteurs-
konstellationen

Mit den Gewaltexzessen im zerfallenden Ju-
goslawien kehrte in den 1990er Jahren der Krieg
nach Europa zurück. Die westeuropäische Öf-
fentlichkeit reagierte zwar schockiert, doch die
Mitgliedsstaaten der EU fanden keine Antwort
auf das Morden vor ihrer Haustür. Erst infolge
der durch die USA geführten militärischen In-

tervention konnten die Kriege auf dem Balkan
sukzessive eingedämmt werden.

Der Völkermord in Ruanda im Jahr 1994
forderte etwa 800.000 Opfer. Weder die Verein-
ten Nationen, noch die OECD-Länder konnten
sich zu einer humanitären Intervention entschlie-
ßen.

Die Asienkrise von 1997/98 verdeutlichte die
Fragilität der internationalen Finanzsysteme und
zeigte, dass die institutionellen Strukturen und
Regulierungssysteme in den nationalen Gesell-
schaften sowie auf internationaler Ebene nicht
mit der ökonomischen Eigendynamik der Glo-
balisierung Schritt gehalten hatten.

Die Millenniumserklärung zur Jahrtausend-
wende, in der sich alle Staats- und Regierungs-
chefs im Rahmen einer UN-Vollversammlung
u. a. auf Anstrengungen zur Halbierung der
weltweiten Armut, eine wirksame Reduzierung
der Kindersterblichkeit und Initiativen zur Ver-
besserung des Zugangs der Armen zu Bildungs-
einrichtungen verpflichteten, strahlte erneut den
Geist internationaler Partnerschaft aus, der auch
die Dokumente von Rio ausgezeichnet hatte.
Welche reale Bedeutung dieses Dokument zu-
künftig haben wird, bleibt abzuwarten.

Die Terroranschläge vom 11. September
2001 veränderten die internationale Szenerie
nachhaltig. Private, transnational vernetzte Ter-
rorgruppen fordern die mächtigste Industriena-
tion der Welt heraus und proklamieren einen
Krieg gegen den Westen. In diesen asymmetri-
schen Konflikten, in denen hochgerüstete High-
Tech-Armeen diffusen, weltweit agierenden, die
modernen Informationstechnologien nutzenden
‚Terror-NGOs‘ (Egon Bahr) gegenüberstehen,
die mit simplen und billigen Instrumenten Un-
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sicherheit schaffen und enormen ökonomischen
Schaden anrichten, werden die etablierten Si-
cherheitsdoktrinen der (nuklearen) Abschre-
ckung und des Schutzes nationaler Territorien
entwertet. Die Folgen der Terroranschläge für
die Weltwirtschaft – wie steigende Transakti-
onskosten im internationalen Handel, die Kri-
sen der Luftfahrt- und der Tourismusindustrien
sowie die Furcht vor einem Angriff auf die welt-
weiten Daten- und Kommunikationssysteme –
symbolisieren die Fragilität der Infrastrukturen
der hochgradig vernetzten globalen Ökonomie.

Allein im Jahr 2001 starben 2,3 Millionen
Afrikaner an AIDS. Seit der Entdeckung des
Virus im Jahr 1981 erlagen etwa 20 Millionen
Menschen dem Erreger. AIDS ist also eine si-
gnifikante Bedrohung für die menschliche Si-
cherheit gerade in den armen Weltregionen, es
ist jedoch – ganz anders als der transnationale
Terrorismus – immer noch kein vordringliches
Thema der internationalen Politik.

Der Irakkrieg von 2003 mündete in einer
offenen transatlantischen Krise und stellte die
Autorität der Vereinten Nationen und das Ge-
waltmonopol des Weltsicherheitsrates in Frage.
Die Bush-Regierung entschied sich für ein uni-
laterales Vorgehen und unterminierte die
Grundlagen eines kooperativen Multilateralis-
mus.

Neben diesen Ereignissen, die – mit Aus-
nahme der Verabschiedung der Millenniumser-
klärung im Jahr 2000 – auf gravierende Instabi-
litäten des internationalen Systems hinweisen,
veränderten sich seit 1989 auch die Akteurs-
konstellationen in der Staaten- und Gesell-
schaftswelt. Die 1990er Jahre waren die Deka-
de des Aufstieges Chinas in der Weltwirtschaft;
im Windschatten von China gewann auch die
Ökonomie Indiens beeindruckend an Dynamik.
Das Scheitern der WTO-Verhandlungen in Can-
cún im September 2003 hat neben der fakti-
schen Ausgrenzung der ärmsten Entwicklungs-
länder aus der Weltwirtschaft auch mit dem zu-
nehmenden Selbstbewusstsein der dynamischen

und großen Länder jenseits der OECD-Welt zu
tun. Zu diesem Gesamtpanorama gehört zudem
die Osterweiterung der EU im Jahr 2004, deren
Auswirkungen auf die Rolle Europas in der
Weltpolitik noch längst nicht absehbar sind. Jen-
seits der Veränderungen in der Staatengemein-
schaft gewinnen in den 1990er Jahren private
Akteure – zivilgesellschaftliche Organisationen
und weltweit agierende Unternehmen – als Mit-
spieler in der Weltpolitik an Bedeutung.

Auf diese veränderten politischen Rahmen-
bedingungen und Akteurskonstellationen hat die
Entwicklungspolitik zu reagieren versucht. So
ist sie einerseits am Wiederaufbau Südosteuro-
pas und Afghanistans zentral beteiligt; sie baut
ihre Aktivitäten im Bereich der Krisenpräventi-
on und Konfliktbewältigung aus und beteiligt
sich an militärisch-zivilen Kooperationen. Ziel
ist dabei, die langfristig friedenssichernden
Wirkungen von entwicklungspolitischen Maß-
nahmen zur Unterstützung des Aufbaus von
Rechtsstaatlichkeit und einer leistungsfähigen
Wirtschaft in Krisenländern mit den kurzfristi-
gen außen- und sicherheitspolitischen Maßnah-
men zur Eindämmung von Krisen und zur Sta-
bilisierung der Länder frühzeitig zu kombinie-
ren. Dies kann als ein innovativer Ansatz in der
Entwicklungszusammenarbeit bezeichnet wer-
den, mit dem aktiv auf veränderte politische
Herausforderungen reagiert wird. Andererseits
hat insbesondere die vom UN-Generalsekretär
Kofi Annan vorbereitete Millenniumserklärung
zu Recht die eher ‚klassischen‘, aber weiterhin
wichtigen Anliegen der Entwicklungspolitik
befördert, so z.B. die Forderung nach einer er-
heblichen Ausweitung der Mittel für die inter-
nationale Kooperation und nach einer Verpflich-
tung der Industrieländer, Forderungen der Ent-
wicklungsländer auch in Politikfeldern wie der
Agrar- und Handelspolitik zu berücksichtigen.
Diese beiden Reaktionsmuster der Entwick-
lungspolitik auf die Veränderungen der 1990er
Jahre verweisen auf ein schwieriges Span-
nungsfeld und zukünftige Verteilungskonflikte
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im Feld der internationalen Kooperation: Ent-
wicklungspolitik kann und muss wichtige Bei-
träge im Rahmen einer am Konzept der erwei-
terten Sicherheit orientierten globalen Friedens-
politik leisten; sie darf in diesem Prozess je-
doch ihre Anstrengungen zur Reduzierung der
weltweiten Armut nicht vernachlässigen – denn
in mittlerer Perspektive sind Armut sowie poli-
tische Instabilitäten und grenzüberschreitende
Sicherheitsrisiken eng miteinander verknüpft.

2 Globale Interdependenzprobleme
als Herausforderungen für die
Entwicklungspolitik

Die skizzierten weltpolitischen Ereignisse und
deren Wirkungen lassen sich nicht mehr in dem
klassischen Schema der internationalen Politik
zwischen Nationalstaaten erklären. ‚Ruanda‘,
,der Irak‘, ,Al Kaida‘, ,die Asienkrise‘, ,AIDS‘,
,China‘, ,Armutsbekämpfung‘ und die ,transat-
lantischen Spannungen‘ müssen im Kontext ei-
ner zunehmend globalisierten Welt interpretiert
werden. Weltumspannende Netzwerke, in de-
nen sich Kapital, Waren, Informationen, Ideen,
Wissen, Waffen, Menschen oder auch ökolo-
gisch gefährliche Substanzen bewegen, über-
setzen sich in immer dichtere Geflechte globa-
ler Interdependenzen. Verdichtete Globalisie-
rung führt zu einem „shrinking of the world“
(Brown et al. 2000, 273). Aus der „thin globali-
zation“ der Epochen der Seidenstraße und des
Frühkapitalismus ist eine „dense globalization“
geworden. „Contemporary globalization goes
faster, cheaper and deeper“ (Keohane/Nye 2000:
8 f). Die Instabilitäten auf den internationalen
Finanzmärkten, das Weltklimaproblem oder auch
die wechselseitigen Verstärkungen von Armut,
AIDS, Staatenzerfall, Migration und grenzü-
berschreitenden Konflikten sind Beispiele für
Systemrisiken mit potenziell globalen Bume-
rangeffekten. Die Weltordnung zu Beginn des
21. Jahrhunderts ist also nicht nur instabil, son-
dern zudem durch ein hohes Maß an Komplexi-

tät und weltumspannende Wirkungsketten ge-
prägt, die Industrie- und Entwicklungsländer in
einer Weltrisikogesellschaft zusammenführen.
Im 21. Jahrhundert müssen die politischen Ak-
teure lernen, die Globalisierung politisch zu
gestalten und zu beherrschen sowie Weltpro-
bleme zu bearbeiten, wenn Sicherheit, Wohl-
stand und Demokratie in den nationalen Gesell-
schaften gesichert werden sollen. Darüber wird
seit Mitte der 1990er Jahre in Politik und Wis-
senschaft diskutiert. Ob aus diesem Prozess den
Problemlagen angemessene politische und in-
stitutionelle Weichenstellungen resultieren, ist
keineswegs sicher – ganz sicher ist, dass Pro-
blemlösungen in vielen Bereichen aus macht-
politischer Perspektive, aber auch aus kogniti-
ven Gründen schwierig sind.

Unter Weltproblemen sollen hier Phänome-
ne verstanden werden, die potenziell weltweite
Ausstrahlungseffekte haben und globale Sys-
temrisiken implizieren. Weltprobleme können
jeweilige Nationalstaaten sehr unterschiedlich
tangieren, aber sie sind dadurch gekennzeich-
net, dass sie die Handlungsfähigkeit einzelner
Nationalstaaten, auch der mächtigsten unter ih-
nen, überfordern. Weltprobleme sind daher nur
durch Mechanismen internationaler Kooperati-
on beherrschbar. In der Literatur finden sich
unterschiedliche Listen von Weltproblemen
(Radermacher 2004, Rischard 2003, Hauchler
et al. 2001, dies. 2003, Commission on Global
Governance 1995), aus denen sich aus meiner
Perspektive acht zentrale Weltprobleme erge-
ben, die sich untereinander auf unterschiedliche
Art und Weise verstärken können (s. Schau-
bild).

Für unsere Zwecke reicht an dieser Stelle
eine kurze Skizze der wesentlichen Weltproble-
me:

1) Armut und soziale Polarisierung: 20 Pro-
zent der Weltbevölkerung (etwa 1,2 Mrd. Men-
schen) lebt in absoluter Armut, etwa 45 Prozent
der Menschheit (etwa 2,8 Mrd. Menschen) muss
mit weniger als 2 US $ am Tag auskommen.
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Noch beunruhigender ist möglicherweise der
Trend sozialer Polarisierung in der Weltgesell-
schaft. In einer methodisch aufwändigen Studie
der Weltbank von 1999 wurde der globale Gini-
Index errechnet (Milanovic 1999), der als inter-
national üblicher Indikator zur Messung der
Ungleichverteilung von Einkommen gilt. Zwei
Ergebnisse sind wichtig: Erstens lag der globa-
le Gini-Index 1988 bei 62,5 und fiel damit deut-
lich schlechter aus als jeder nationale Gini-In-
dex oder die vorliegenden Gini-Indizes für die
Weltregionen: So betrug der Gini-Index in 1995
für die OECD-Länder 34, für Sub-Sahara-Af-
rika 45 und für Lateinamerika 48. Zweitens stell-
te sich heraus, dass der globale Gini-Index zwi-
schen 1988 und 1993 von 62,5 auf 66 anstieg.
Die globale Einkommensverteilung hat sich also
in nur fünf Jahren um signifikante 6 Prozent
verschlechtert. Die absolute Zahl der Armen in
der Weltgesellschaft sowie die Dynamik sozia-
ler Polarisierung im globalen Maßstab sind nicht
nur eine normative Herausforderung. Die glo-

bale Armut muss im Kontext der Diskussion
über die zentralen Determinanten für politische
Stabilität, Frieden und Sicherheit im internatio-
nalen politischen System thematisiert werden.
So stellt der mexikanische Ökonom Enrique
Dussel in einem Aufsatz zur sozialen Polarisie-
rung in der Weltwirtschaft die schwer zu beant-
wortende, aber sehr relevante Frage, wie viel
Ungleichheit die globale Ökonomie und die
medial und über moderne Kommunikationstech-
nologien immer stärker vernetzte Weltgesell-
schaft eigentlich vertragen und ab welchem
Punkt sie internationale Instabilität, Kooperati-
onsverweigerung, Agonie oder Gewalt verur-
sachen könnte (Dussel 2002).

2) Globales Bevölkerungswachstum: Nach
Daten der Vereinten Nationen werden im Jahr
2040 zwischen 9 und 13 Milliarden Menschen
auf der Erde leben (1900: 1,6 Mrd. Menschen;
1950: 2,5 Mrd. Menschen; 2004: 6,1 Mrd.
Menschen). Das Bevölkerungswachstum fin-
det vor allem in den armen Weltregionen statt.

Entwicklungspolitik nach 1989
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Diese Entwicklung beeinflusst eine Vielzahl
anderer Fragen von globaler Bedeutung: von
der Anpassung an die Folgen der globalen Kli-
maveränderung über die Sicherung der Wasser-
versorgung bis zum Management des Ressour-
cenverbrauchs und der Verbesserung der Er-
nährungssituation.

3) Zerfallende Staaten: Spätestens seit dem
11. September 2001 ist deutlich geworden, dass
zerfallende und zerfallene Staaten, in denen das
staatliche Ordnungssystem kollabiert, nicht nur
ein Problem für die dort lebenden Menschen
darstellen, sondern zugleich auch für die öf-
fentliche Sicherheit in weit entfernten wie auch
in benachbarten Ländern. Denn gescheiterte
Staaten sind potenzielle Heimstätten für den in-
ternationalen Menschen-, Drogen- und Waffen-
handel sowie den transnationalen Terrorismus.
Sie sind zudem oft Ausgangspunkt für grenzü-
berschreitende Konflikte und die Destabilisie-
rung ihrer Nachbarländer: „Regionale Sicher-
heit ist die Sicherheit des unsichersten Landes
in einer Region“ (Grävingholt 2004).

4) Neue Kriege und privatisierte Gewalt:
Konflikte und Kriege zwischen Staaten sind
nicht verschwunden, wie der Dauerkonflikt
zwischen Indien und Pakistan sowie der Krieg
zwischen Eritrea und Äthiopien zwischen 1998
und 2002, der über 70.000 Todesopfer forderte,
zeigen. Aber von den 29 Kriegen, die im Jahr
2002 gezählt wurden, gilt nur einer als zwi-
schenstaatlicher Krieg – die Auseinandersetzung
der USA und Großbritanniens mit dem Irak
(Böge/Debiel 2003: 314 f). Privatisierte Gewalt
von warlords, Terrornetzwerken, internationa-
len Drogenkartellen und Waffenhändlern stel-
len die internationale Sicherheitspolitik vor völ-
lig neue Herausforderungen.

5) Trinkwasserknappheit: Nach Zahlen der
Vereinten Nationen werden im Jahr 2030 zwi-
schen 30 und 40 Prozent der Weltbevölkerung
keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser ha-
ben. Dieser Trend hat viele Ursachen. Dazu
gehören u. a. prekäre bzw. nichtexistente Was-

serversorgungssysteme in schnell wachsenden
Städten, Verschmutzung und Versandung von
Bächen, Flüssen und Seen, das weitere Absin-
ken des Grundwasserspiegels durch Übernut-
zung und die Verschwendung von Wasser, z.B.
wegen hoher Versickerungsverluste in maro-
den Leitungsnetzen oder Überbewässerung in
der Landwirtschaft. Es spricht viel dafür, dass
zunehmende Trinkwasserknappheit in Wasser-
konflikte umschlagen könnte – in nationalen
Gesellschaften, aber auch grenzüberschreitend.
Trinkwasserknappheit verstärkt zudem Gesund-
heitsprobleme und damit die Armutsrisiken.

6) Klimawandel und Biodiversitätsrück-
gang: Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts steigt
der CO

2
-Gehalt der Erdatmosphäre kontinuier-

lich an; seit einigen Jahren führen Meteorolo-
gen die Zunahme von extremen Wetterereignis-
sen wie Hitzewellen und Dürren, Hurrikanen
und Tornados darauf zurück. Diese Ereignisse
und ihre Folgen, z.B. verheerende Waldbrände
in den Tropen, Südeuropa, den USA und Aus-
tralien, zeigen, welche hohen Kosten die mit
dem CO

2
-Anstieg einhergehende Erhöhung der

durchschnittlichen Temperaturen verursachen
wird: Artenreiche Ökosysteme wie Wälder und
Korallenriffs werden instabil und schrumpfen,
die Produktivität der Landwirtschaft in den Län-
dern des Südens nimmt ab, Menschen müssen
wegen der Erhöhung des Meeresspiegels, wie-
derholten Überschwemmungen und Erdrutschen
umgesiedelt werden, Krankheiten wie Malaria,
Gelb- und Denguefieber breiten sich verstärkt
aus, weil ihre Träger verbesserte Lebensbedin-
gungen antreffen. Die Instabilitäten des globa-
len Ökosystems verweisen darauf, dass die von
den OECD-Ländern geprägten Produktions-
und Konsummuster der vergangenen Dekaden
nicht zukunftstauglich sind und als Leitbilder
nachholender Entwicklung ausgedient haben.
Die sukzessive Umsteuerung in Richtung einer
global nachhaltigen Ökonomie muss in Indus-
trie- und Entwicklungsländern ganz oben auf
der Tagesordnung stehen.
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7) Instabilität der internationalen Finanz-
märkte: In den 1990er Jahren wurden sieben
signifikante Krisen gezählt, die die internatio-
nalen Finanzmärkte in Turbulenzen stürzten.
Diese Beobachtung verdeutlicht, dass es noch
nicht gelungen ist, tragfähige Regulierungssys-
teme für die enorm dynamischen, innovativen,
zugleich aber auch instabilen und volatilen Welt-
finanzmärkte zu etablieren. Schätzungen unter-
schiedlicher internationaler Organisationen ge-
hen davon aus, dass die Bankenkrisen der
1990er Jahre in Mexiko fast 20 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP), in Indonesien
mehr als 50 Prozent, in Südkorea 35 Prozent, in
Russland 40 Prozent und in Argentinien etwa
60 Prozent aufgezehrt haben (Altvater 2003).
Zudem impliziert die hohe Volatilität internatio-
naler Kapitalflüsse große exogene Schocks für
die (zumeist fortgeschrittenen) Entwicklungs-
länder, die in die Weltfinanzmärkte integriert
sind. So stieg z.B. das Kreditvolumen privater
Banken nach Lateinamerika zwischen 1993 und
1997 von etwa 200 Mio. US $ auf knapp 30
Mrd. US $; 1999 hatte der Kontinent dann ei-
nen Kapitalabfluss in Höhe von 16 Mrd. US $
zu verkraften. Ähnliches spielte sich an den
Aktienmärkten ab: 1993 betrugen die Investiti-
onen ausländischer Anleger an den lateinameri-
kanischen Börsen etwa 27 Mrd. US $; 1998 lag
dieser Wert bei 1,8 Mrd. US $. Stabile Weltfi-
nanzmärkte wären ein wichtiger Baustein einer
‚fairen Globalisierung‘ (neben einer entwick-
lungsfreundlichen Welthandelsordnung, über die
viel diskutiert wird).

8) Marginalisierung von Ländergruppen
und Regionen in der Weltwirtschaft: Eine be-
achtliche Zahl von Entwicklungsländern konn-
te in den vergangenen Jahrzehnten von der Dy-
namik der Weltwirtschaft profitieren. Zu diesen
Globalisierungsgewinnern gehören Länder wie
Südkorea, Taiwan, China, Chile und auch Indi-
en. Die Anforderungen an das technologisch-
organisatorische Niveau der Unternehmen und
an die Effizienz der Produktion sind jedoch in

den vergangenen Jahrzehnten enorm gestiegen.
Für Länder mit einem schlechten Bildungsstand,
einem niedrigen Industrialisierungsgrad, klei-
nen Binnenmärkten und hohen physischen Bar-
rieren für eine Integration in den Welthandel
verringern sich damit die Chancen, auf der
Grundlage natürlicher Wettbewerbsvorteile (wie
etwa niedrige Lohnkosten oder Rohstoffvor-
kommen) Anschluss an die Weltmärkte zu fin-
den und dies für die Steigerung der Wohlfahrt
und die Modernisierung ihrer Ökonomie zu
nutzen. Die Volatilität der Weltfinanzmärkte, der
Protektionismus der Industrieländer und insta-
bile nationale oder regionale politische Rahmen-
bedingungen verschärfen diesen Marginalisie-
rungstrend. So liegt Anfang des neuen Jahr-
hunderts der Anteil Afrikas am Welthandel bei
etwa 2,3 Prozent, an den weltweiten Direktin-
vestitionen bei 1,7 Prozent und an den globalen
Ausgaben für Forschung und Entwicklung bei
0,7 Prozent (jeweils inklusive Südafrika!). Und
selbst in der Gruppe der ärmsten Länder (LDCs)
gibt es noch einmal scharfe Kontrastsituatio-
nen: Von den 5,2 Mrd. US $ Direktinvestitio-
nen (2002), die auf die LDCs entfallen (welt-
weite Direktinvestitionen: 650 Mrd. US $), flie-
ßen 62,7 Prozent in fünf erdölexportierende
Länder (Angola, Äquatorialguinea, Sudan, Je-
men, Tschad); sieht man von den zehn LDCs
ab, auf die gut 87,3 Prozent der Direktinvestiti-
onen in dieser Ländergruppe konzentriert sind,
teilen sich die restlichen 39 LDCs 665 Millio-
nen US $ (UNCTAD 2004). Das in den 1970er
Jahren populäre Leitbild der ‚Abkopplung von
der Weltwirtschaft’ (seinerzeit gedacht als Be-
dingung für eigenständige Entwicklung) ist in
einigen Weltregionen traurige Realität. Die Fra-
ge, wie in dieser Ländergruppe – im Kontext
einer globalisierten Ökonomie – soziale und
ökonomische Entwicklung vorangebracht wer-
den kann, ist noch längst nicht überzeugend
beantwortet. Gestiegen ist hingegen nach dem
11. September 2001 die Sensibilität dafür, dass
die ökonomische Instabilität und Marginalisie-
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rung ganzer Regionen in grenzüberschreitende
Sicherheitsprobleme umschlagen kann.

Die deutsche Entwicklungspolitik trägt den
hier skizzierten Herausforderungen durch Glo-
balisierung und Weltprobleme Rechnung. In dem
seit 1999 vorliegenden Konzept der „Entwick-
lungspolitik als Beitrag zu einer globalen Struk-
turpolitik“ (Wieczorek-Zeul 2001) geht es nicht
mehr nur darum, durch externe Hilfe und Koo-
peration endogene Entwicklungspotenziale in
den armen Ländern zu stärken. Vielmehr will
die deutsche Entwicklungs-Zusammenarbeit
(EZ) zugleich Impulse geben, um
• entwicklungsfreundliche internationale Rah-

menbedingungen zu schaffen (z.B. durch die
Weiterentwicklung der WTO und des Bret-
ton-Woods-Systems und durch Initiativen
wie den Schuldenerlass für die ärmsten Län-
der),

• Entwicklungsländer dabei zu unterstützen,
eine aktive Rolle in der entstehenden Global
Governance-Architektur zu spielen sowie

• Weltprobleme zu bearbeiteten, die ohne eine
Kooperation mit Entwicklungsländern un-
lösbar sind (z.B. Klimawandel, Stabilisie-
rung des internationalen Finanzsystems,
Migration und Flucht, transnationaler Ter-
rorismus).

3 Legitimationskontexte der Entwick-
lungspolitik in der Epoche der
Globalisierung

Entwicklungspolitik wird sehr häufig vor allem
normativ begründet. Für einen solchen Begrün-
dungszusammenhang spricht zunächst ange-
sichts weltweiter Massenarmut sowie hoher
Kindersterblichkeit und AIDS in den ärmsten
Ländern der Welt sehr viel. Zudem ist auch die
sich entwickelnde Weltgesellschaft, ähnlich wie
die nationalen Gesellschaften, auf moralische
Ressourcen wie Solidarität, Mitmenschlichkeit
und Hilfsbereitschaft angewiesen. Doch die
Anforderungen an die Entwicklungspolitik er-

schöpfen sich gerade unter den Bedingungen
der Globalisierung nicht in humanitärer Hilfe.
Angesichts globaler Interdependenzen wird die
Zusammenarbeit zwischen Industrie- und Ent-
wicklungsländern zu einer strategischen Säule
jedweder Politik zur Gestaltung der Globalisie-
rung. Ich möchte daher die Eigeninteressen der
Industrieländer benennen, aus denen heraus
Entwicklungspolitik weiterentwickelt und aus-
gebaut werden müsste. Aus dieser Perspektive
gibt es sieben zentrale Gründe dafür, Entwick-
lungspolitik (Entwicklungs-Zusammenarbeit)
im wohlverstandenen Eigeninteresse zu betrei-
ben:

Erstens bleiben Anstrengungen der EZ, die
endogenen Entwicklungspotenziale in armen
Ländern zu stärken, wichtig, weil Industrielän-
der außenwirtschaftliches Interesse an prospe-
rierenden Ökonomien, wachsenden Märkten
und kaufkräftigen Konsumenten auch jenseits
der OECD-Welt haben. Investitionen der Ent-
wicklungspolitik in die Modernisierung der
Wirtschaften der Entwicklungsländer sind da-
her im aufgeklärten ökonomischen Eigeninter-
esse, wenn die Entwicklungsorganisationen zei-
gen, dass ihre diesbezüglichen Aktivitäten wir-
kungsvoll sind. Das engere außenwirtschaftli-
che Interesse an der Stärkung endogener Ent-
wicklungspotenziale würde zunächst das Au-
genmerk auf fortgeschrittene Schwellenländer
oder bevölkerungsreiche Entwicklungsländer
mit (potenziell) großen Binnenmärkten lenken.
Der 11. September 2001 jedoch lehrt, dass es
aus einer sicherheitspolitischen Perspektive rat-
sam ist, schwache, zerfallende oder zerfallene
Staaten durch Entwicklungspolitik zu stabili-
sieren, um Zonen der Unordnung und Gewalt
in der Weltpolitik einzuhegen. Die in den In-
dustrieländern noch immer weit verbreitete In-
differenz gegenüber den ärmsten Ländern war
in der Vergangenheit vielleicht ein moralisches
Problem – unter den Bedingungen globaler
Vernetzung ist sie ein potenzielles Sicherheits-
risiko.
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Zweitens ist die Kooperation mit Entwick-
lungsländern von zentraler Bedeutung, um die
oben skizzierten Weltprobleme überhaupt wir-
kungsvoll bearbeiten zu können. Je nach Pro-
blemkontext werden unterschiedliche Länder-
gruppen aus den Entwicklungsregionen unver-
zichtbare Partner der Industrieländer sein müs-
sen, um die jeweiligen globalen Risiken einzu-
hegen und die Gefahr weltweiter Instabilitäten
abzubauen. Entwicklungszusammenarbeit als
‚Hilfe zur Selbsthilfe‘ erscheint aus dieser Per-
spektive in einem ganz neuen Licht: Es geht
nicht nur um die Stärkung von Selbsthilfepo-
tenzialen in den Entwicklungsländern, damit
diese ihre endogenen Probleme überwinden ler-
nen, sondern auch um Investitionen der Indus-
trieländer in den Entwicklungsregionen und in
globale Lerngemeinschaften, damit hier Partner
entstehen, mit denen die OECD-Staaten Welt-
probleme angehen können, die sie im Allein-
gang nicht mehr zu lösen in der Lage sind. Für
die ‚Geberländer’ werden somit Ausgaben für
die Entwicklungszusammenarbeit Investitionen,
um ihre eigene globale Handlungsfähigkeit zu
erhalten bzw. zu stärken – also Entwicklungs-
politik als ’Hilfe zur Selbsthilfe‘ in der Weltge-
sellschaft.

Drittens müssen die Industrieländer ein gro-
ßes Interesse daran haben, die Global Gover-
nance-Kapazitäten in den Entwicklungsländern
zu stärken, weil sie aus Effektivitäts- und Legi-
timationsgründen handlungs- und leistungsfä-
hige Partner brauchen, um globale Regelwerke
weiterzuentwickeln. Schwache und in globalen
Verhandlungssystemen marginalisierte oder gar
nicht repräsentierte Akteure
• werden auf Dauer die von den mächtigen

Regierungen und Akteuren geprägten glo-
balen Standards und Organisationen nicht
akzeptieren (Legitimationsproblem);

• wären nicht dazu in der Lage, wirkungsvolle
Beiträge zur Lösung von Weltproblemen und
zur Umsetzung globaler Vereinbarungen zu
leisten (Effektivitätsproblem);

• verfügen in den Bereichen, in denen dauer-
hafte Lösungen ohne ihre Beteiligung un-
möglich sind, über die Macht der Koopera-
tionsverweigerung (Blockademacht).

Eine exklusive Global Governance–Strategie,
die auf die Problemlösungsfähigkeit der G 7/8
setzte, wäre zum Scheitern verurteilt. Selbst eine
Stärkung der G 20 (und eine entsprechende
Reform z.B. des Weltsicherheitsrates) hat nur
dann Aussicht auf Erfolg, wenn es sukzessive
gelingt, auch die schwächeren Entwicklungs-
länder in Entscheidungsprozesse angemessen
einzubeziehen und/oder akzeptable Formen der
Repräsentation in den internationalen Organi-
sationen und Verhandlungssystemen durchzu-
setzen. Der Rolle der Vereinten Nationen kommt
in diesem Zusammenhang eine besondere Be-
deutung zu. ‚Exklusion’ ist in einer global hoch-
vernetzten Welt kein tragfähiges, sondern ein
gefährliches Prinzip. Über viele Jahre ‚verges-
sene Länder’ (wie z.B. Afghanistan oder das
ehemalige Zaire) und für die Dynamik von Welt-
wirtschaft und -politik scheinbar völlig unwich-
tige Akteure (wie die afghanischen Mudscha-
heddin der 1990er Jahre oder die Regierungen
von Burundi, Ruanda und Uganda, die Nach-
barn des ehemaligen Zaire) zeigen, dass der Preis
für Indifferenz und Ignoranz gegenüber den
Rändern des globalen Systems hoch ausfallen
kann.

Viertens sollten die Industrieländer großes
Interesse daran haben, durch Entwicklungspo-
litik dazu beizutragen, Demokratie weltweit zu
stärken. Dieses Plädoyer klingt ebenso plausi-
bel wie beinahe naiv, denn es wurde während
der Blockkonfrontation zwischen Ost und West
genauso systematisch verletzt wie in den aktu-
ellen Zeiten des Anti-Terrorkampfes. Doch das
Primat der Stärkung und des Aufbaus von De-
mokratie ist aus zumindest drei Gründen von
überragender Bedeutung für die Weltpolitik:
• Global Governance hat mit vielfältigen Le-

gitimationsproblemen zu kämpfen. Da Staa-
ten wichtige Akteure vieler globaler Regu-
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lierungsregime sind, hängt die Legitimation
von Global Governance auch entscheidend
davon ab, ob die daran beteiligten Staaten
demokratisch legitimiert sind. Ohne natio-
nalstaatliche Demokratien gibt es keine de-
mokratischen Global Governance-Struktu-
ren. Weil internationale Regelwerke für alle
Gesellschaften immer stärker an Bedeutung
gewinnen, müssen die demokratischen Län-
der daher aus einer Global Governance-Per-
spektive daran interessiert sein, Demokratie
weltweit zu stärken. Aus dieser Sicht stellt
das auf dem klassischen Souveränitätsver-
ständnis basierende one country-one vote-
Prinzip der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen nur eine schwache Legiti-
mationsbasis für Global Governance dar,
solange eine große Zahl der dort vertretenen
Regierungen nicht mit einem Minimum an
demokratischer Legitimation ausgestattet ist.

• Autoritär regierte Staaten sind nur in Aus-
nahmefällen (siehe Singapur) über längere
Zeiträume politisch stabil und ökonomisch
erfolgreich. Im Regelfall sind autoritäre Staa-
ten durch die Selbstbereicherung von Eliten,
Korruption, ökonomisches Missmanage-
ment, Privilegienherrschaft, politische Un-
terdrückung und fehlende Rechtsstaatlich-
keit gekennzeichnet und daher stets anfällig
für politische Instabilitäten, gewalttätige Aus-
einandersetzungen bis hin zum Bürgerkrieg
sowie das Entstehen radikaler und funda-
mentalistischer Bewegungen. Zudem kön-
nen aus ‚autoritären Regierungen‘ ,gefährli-
che Regierungen‘ werden, wenn diese sich
mit dem internationalen Waffenhandel ver-
bünden, damit beginnen, Massenvernich-
tungswaffen zu bauen und einzukaufen oder
Kriege gegen ihre Nachbarn bzw. gegen die
eigene Bevölkerung anzetteln. Autoritäre
Regierungen sind daher weder aus einer en-
gen entwicklungspolitischen noch aus einer
sicherheitspolitischen Perspektive zukunfts-
fähige Partner für den Westen. Demokratie-

förderung ist vor diesem Hintergrund eine
zivile Form präemptiver Außen-, Sicherheits-
und Entwicklungspolitik.

• Es lässt sich empirisch nachweisen, dass
Demokratien untereinander so gut wie nie
Kriege führen. Demokratieförderung ist also
auch aus dieser Sicht ein zentrales Element
einer klugen Sicherheits- und Friedenspoli-
tik.

Die Stärkung von Demokratie durch Interventi-
on und Unterstützung von außen ist ein lang-
wieriger und schwieriger Prozess. Dass durch
imperiale Attitüden Demokratieförderung ins
Leere läuft, zeigen die in den vergangenen Mo-
naten rapide ansteigenden und beunruhigenden
anti-amerikanischen und anti-westlichen Res-
sentiments in der arabischen Welt.

Fünftens kann eine aktive europäische Welt-
politik nur gelingen, wenn die Mitgliedsstaaten
sowie die EU in ein Netzwerk verlässlicher Part-
ner auch jenseits der transatlantischen Bezie-
hungen und der OECD-Welt investieren. Dies
gilt ohne Zweifel für wichtige Anker- und
Schwellenländer (wie China, Indien, Brasilien,
Südafrika), die im Begriff sind, die Dynamiken
in Weltpolitik und Weltwirtschaft nachhaltig
mitzuprägen. Die Erfahrungen in der EU zeigen
jedoch, dass die Partnerschaften zwischen mäch-
tigen Ländern nur dann zu Stabilität führen,
wenn auch die vermeintlich schwachen Staaten
in Kooperationsnetzwerke eingebunden werden.
Die Entwicklungspolitik ist ein zentrales Instru-
ment des Aufbaus kooperativer Partnerschaften
in den Entwicklungsregionen mit dem Ziel, eu-
ropäische Beiträge zur Gestaltung der Globali-
sierung zu leisten.

Sechstens können entwicklungspolitische
Ausgaben als Investitionen in das soziale Kapi-
tal der internationalen Gemeinschaft interpre-
tiert werden. Experten für internationale Bezie-
hungen sind es gewohnt, in den Kategorien von
Macht und nationalen Interessen zu denken.
Doch das Zusammenspiel von Akteuren in in-
ternationalen Organisationen, Regimen und Ver-
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handlungssystemen, in denen es um die Bear-
beitung globaler Probleme geht, hängt auch ent-
scheidend von deren Erwartungshaltungen ab.
Elinor Ostrom hat in ihren Arbeiten gezeigt, dass
spezifische institutionelle Anreize, die Existenz
von Vertrauensbeziehungen und sich wieder-
holende Muster reziproken Verhaltens die we-
sentliche Grundlage von Kooperation darstel-
len. Sie schreibt: „At the core of our behavioral
explanation are the links between the trust that
individuals have in another, the investments
others make in trustworthy reputations, and the
probability that participants will use reciprocity
norms.“ (Ostrom 1998: 12) Neben Macht und
Interessen wird das Verhalten von Akteuren in
(internationalen) Verhandlungssystemen dem-
nach auch durch Vertrauen, Reputation und Re-
ziprozität – also soziales Kapital – beeinflusst.
Soziales Kapital hilft, Interdependenzprobleme
zu bearbeiten, nicht etwa, weil die Akteure alt-
ruistisch handelten, sondern weil Sozialkapital

die Kosten und Hemmschwellen für unfaires
Verhalten (und defection) erhöht, Kommunika-
tion vereinfacht und günstige Rahmenbedingun-
gen für stabile Erwartungshorizonte schafft.
Vertrauen, Reputation und Reziprozität entste-
hen durch soziale Interaktion in Netzwerken.
Solche Netzwerke auch jenseits der OECD-Län-
der zu entwickeln und zu stärken, ist ein inkre-
menteller und langwieriger Prozess, in dem die
Entwicklungspolitik eine wichtige Rolle spie-
len kann.

Siebtens, und damit schließt sich dieser Ar-
gumentationszyklus, bleibt die Entwicklungs-
politik ein Instrument einer auf Solidarität, Men-
schenrechten und gegenseitiger Hilfe basieren-
den werteorientierten Außenpolitik – und inso-
fern auch ein Wert an sich. Jenseits aller aufge-
klärten Eigeninteressen kann kein soziales Sys-
tem – von lokalen Gemeinschaften über natio-
nale Gesellschaften bis hin zur entstehenden
Weltgesellschaft – ohne ein ethisches Funda-
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ment auskommen. Selbst wenn Hunger, Vertrei-
bung und Krieg in entlegenen Gegenden dieser
Welt keinerlei negative Bumerangeffekte für die
Industriegesellschaften hätten, wäre Entwick-
lungspolitik ein Gebot der Mitmenschlichkeit.

Dirk Messner (geb. 1962) ist Geschäftsführer
des Deutschen Instituts für Entwickungspoli-
tik. Seine Mail-Anschrift lautet: Dirk.
Messner@die-gdi.de
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In der Dritte-Welt-Bewegung gehören Kampa-
gnen- und Lobbyarbeit zu den zentralen
Handlungsansätzen, deren Wurzeln bis in die An-
fänge der Bewegung zurück reichen. Mittlerweile
leisten Kampagnen einen wesentlichen Beitrag
für eine erfolgreiche Lobbyarbeit. Der Beitrag
skizziert die Entwicklungslinien der Kampagnen-
und Lobbyarbeit im Kontext der Bewegungsge-
schichte, stellt zwei Beispiele erfolgreicher Kam-
pagnen vor und nennt zentrale Merkmale.1

1 Die Dritte-Welt-Bewegung

Die Dritte-Welt-Bewegung in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist im Wesentlichen als Folge
der Studenten- und Achtundsechziger-Bewe-
gung zu verstehen.2 Ihre Entwicklung ist das
Ergebnis des Perspektivwechsels der Engagier-
ten im Verlauf der Protestbewegung gegen den
Vietnamkrieg von 1965 bis 1969: Waren die
Proteste zunächst eher das Ergebnis moralischer
Empörung, erregte die Protestierenden bald der
Widerspruch zwischen dem sog. „Freiheitspa-
thos der westlichen Politik“ und den verheeren-
den Folgen der „antikommunistischen Global-
strategie“ (Balsen/Rössel 1986: 118). Im An-
schluss an die Hauptphase der Proteste gegen
den Vietnamkrieg entstand Ende der 1960er Jah-
re eine wachsende Bewegung für die Dritte Welt,
die die Interessen und Bedürfnisse der Men-
schen in den Ländern des Südens in den Mittel-
punkt ihrer Aktionen rückte. In dieser Zeit wur-
de die Dritte Welt als „Subjekt der Weltgeschich-
te“ entdeckt (Nuscheler 1991: 77).3 Not und
Elend in der Dritten Welt ließen sich nicht mehr
als Ausnahmeerscheinungen erklären, die mit-
tels kurzfristiger Hilfslieferungen nachhaltig zu
ändern waren. Nun wurde offensichtlich, dass

das Leitbild der nachholenden Entwicklung den
Problemen des Südens nicht gerecht werden
konnte und kurzfristig ein ökonomischer ‚An-
schluss’ der Länder der Peripherie an die west-
lichen Industriegesellschaften nicht zu realisie-
ren war. Die veränderte Wahrnehmung ist auch
ein Produkt einer sich wandelnden Medienge-
sellschaft, die Not und Elend nun im wahrsten
Sinne des Wortes ,sichtbar‘ machte.

2 Wurzeln der Kampagnen- und
Lobbyarbeit

Ende der 1960er Jahren entstanden die ersten
(christlichen) entwicklungspolitischen Aktions-
gruppen, die erkannten, dass sporadische Akti-
onen keine langfristigen Veränderungen für die
Menschen im Süden bringen würden. Beför-
dert wurde diese Erkenntnis durch den seit 1968
amtierenden BMZ-Minister Erhard Eppler. Er
stellte das Konzept der ‚nachholenden Entwick-
lung‘ für die Länder der Dritten Welt in Frage
und erkannte die Bedeutung umweltpolitischer
Fragen. Er wandte sich gegen eine weitere In-
strumentalisierung der Entwicklungspolitik zur
Erreichung kurzfristiger außenpolitischer Inter-
essen und trat für eine längerfristig angelegte
Entwicklungspolitik ein. Diese Positionen stie-
ßen in der entwicklungspolitisch interessierten
Teilöffentlichkeit auf große Zustimmung. Die
Reformeuphorie der Anfangsjahre der sozial-
liberalen Koalition griff auf die Bewegungen
über. Man erhoffte sich, dass eine der Ostpoli-
tik vergleichbare Reformpolitik auch in anderen
politischen Feldern realisiert werden würde. Die
Beeinflussung staatlicher Politik durch zivilge-
sellschaftliche Akteure schien in greifbarer Nähe,
einzelne Gruppen wie die Aktion Dritte Welt aus
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Freiburg wollte als ‚Lobby für die Dritte Welt‘
auftreten und – der Industrie oder Landwirt-
schaft vergleichbar – Einfluss auf die Politik
der Bundesregierung nehmen.

Die bundesdeutsche Unterstützung der por-
tugiesischen Kolonialmacht beim Bau des Ca-
bora-Bassa-Staudamms in Mosambik und die
Beteiligung bundesdeutscher Firmen an diesem
Projekt enttäuschten die neuen Gruppen jedoch
bald. Die Aktiven erkannten nun, dass außen-
und wirtschaftspolitische Interessen Fragen der
Entwicklungszusammenarbeit weiterhin in den
Hintergrund drängten. Die Gruppen politisier-
ten sich: Vormals christlich-humanitäre Initiati-
ven hielten jetzt den bewaffneten Widerstand
von Befreiungsbewegungen für legitim und
unterstützten die Befreiungsbewegungen im
südlichen Afrika politisch und materiell. Es be-
gann die intensive und systematische Ausein-
andersetzung mit der staatlichen Entwicklungs-
politik. An die Stelle von ‚Lobbyarbeit‘ trat das
Streben nach einer ,breitenwirksamen Bewusst-
seinsarbeit‘.

Damit gewann die Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit an Relevanz. Da die herkömmlichen
Medien nur unzureichend über die strukturellen
Zusammenhänge und Problemlagen zwischen der
Entwicklung des Nordens und der fehlenden Ent-
wicklung des Südens berichteten, gründeten sich
die ersten entwicklungspolitischen Zeitschriften
(1970: Blätter des iz3w, AIB – Antiimperialistische
Informationsbulletin). Darüber hinaus wurde im
Zuge der deutlicher zutage tretenden wirtschaftli-
chen Probleme der unterentwickelten Länder die
Frage nach gerechten Handels- und Wirtschafts-
strukturen offensichtlich. Diese theoretische – durch
die Rezeption der Dependenztheorien beeinflusste
– Diskussion mündete schließlich auf der konkre-
ten Ebene in der Entwicklung eines alternativen
Handelsmodells, in dessen Folge Dritte-Welt-Lä-
den und alternative Handelsorganisationen wie EL
PUENTE 1972 und die GEPA 1975 (Gesellschaft
zur Förderung der Partnerschaft mit der Dritten
Welt) gegründet wurden.

Die Entwicklung in den 1970er Jahren ist
durch eine wachsende Vielfalt der Themen und
Konzepte gekennzeichnet, die in organisatori-
scher Hinsicht die Bildung koordinierender
Strukturen beförderte. So entstand 1977 mit dem
Bundeskongress entwicklungspolitischer Akti-
onsgruppen (BUKO) die bundesweite Koordi-
nationsstelle von Dritte-Welt-Läden, Solidari-
tätsgruppen und professionellen Institutionen
verschiedenster ideeller Ausrichtungen. Die
Gleichzeitigkeit der verschiedenen Teilbewegun-
gen, ihre Differenzierung in unterschiedliche
Themen und Richtungen, bedeutete jedoch ei-
nen Verlust an Kontinuität und zunehmende
Themen- und Länderkonjunkturen.

In den 1980er Jahren weitete sich die Dritte-
Welt-Bewegung aus. Die in ihr agierenden Or-
ganisationen und Initiativen arbeiteten immer
professioneller. Anderen neuen sozialen Bewe-
gungen vergleichbar, durchlief auch die Dritte-
Welt-Bewegung eine Hochphase. Möglich wur-
de diese Entwicklung durch die sich seit Ende
der 1970er Jahre zuspitzende innen- und au-
ßenpolitische Lage: Blockkonfrontation und
Rüstungsspirale einerseits, Atompolitik und
umweltfeindliche Technologien andererseits
schufen ein gesellschaftliches Klima, in dem
die neuen sozialen Bewegungen sich weiter ent-
falten und verbreiten konnten. Die Polarisie-
rung zwischen gesellschaftlichen Interessen und
staatlicher Regierungspolitik verschärfte sich mit
der Regierungsübernahme durch die christlich-
liberale Koalition 1982, vor allem da dieser die
Durchsetzung des unter der Regierung Schmidt
beschlossenen NATO-Doppelbeschlusses ob-
lag. Auch die Dritte-Welt-Bewegung konnte sich
in der Folgezeit mit neuen Themen profilieren.
Inhaltlich prägten die Themenkomplexe ‚Frie-
den‘, ‚Verschuldungskrise‘ sowie die ‚Nicara-
gua-Solidarität‘ die Bewegung der 1980er Jah-
re. Eine Reihe von themenbezogenen Informa-
tionskampagnen prägten diese Jahre; stellver-
tretend genannt seien hier die Kampagne Pro-
duzieren für das Leben – Rüstungsexporte stop-
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pen (1983 von verschiedenen christlichen Initi-
ativen und Organisationen gegründet) oder auch
die Kampagne gegen die IWF/Weltbank-Tagung
im September 1988 in Berlin.

Mit dem Ende der Blockkonfrontation und
des Ost-West-Konflikts zerfielen alte Weltbil-
der und Deutungsmuster. Der Zerfall der real-
sozialistischen Staaten bedeutete nicht in erster
Linie einen Verlust realer Utopie, denn eine kon-
krete Vorbildfunktion hatte der Realsozialismus
spätestens seit Mitte der 1980er Jahre für immer
weniger nord-süd-politisch Engagierte. Mit dem
Untergang des sozialistischen Lagers ging je-
doch die Hoffnung auf eine prinzipiell andere,
nicht-kapitalistische Weltordnung verloren.

Die anfänglichen Hoffnungen der Dritte-
Welt-Bewegung auf den Beginn eines nord-süd-
politischen Zeitalters zerschlugen sich schnell.
Die staatliche Entwicklungspolitik geriet zu
Beginn der 1990er Jahre nach dem Wegfall ih-
rer sicherheitspolitischen Bedeutung in eine
Legitimationskrise, die angesichts leerer öffent-
licher Kassen umso schwerer wog. Zudem

machte sich aufgrund ausbleibender Erfolge
staatlicher und nicht-staatlicher Entwicklungs-
zusammenarbeit Resignation breit. Die Beant-
wortung der Frage ‚Wohin soll, will oder darf
der Süden sich entwickeln?‘ erwies sich als
immer schwieriger. Dem ‚Verlust‘ sozialistischer
Modelle und alternativer Entwicklungsstrategi-
en begegneten weite Teile der Bewegung mit
eher pragmatischen Konzepten und praxisori-
entierten Ansätzen und Kampagnen.

Thematische Kampagnen, teilweise auf der
internationalen Ebene initiiert, gewannen in den
folgenden Jahren an Bedeutung. Unter einer
Kampagne wird im Folgenden „eine (a) geplan-
te und vorbereitete Reihe von Kommunikati-
onsaktivitäten (b) zur Erzielung oder Verhinde-
rung eines Wandels von Einstellungen, Verhal-
tensweisen oder Entscheidungen (c) bestimm-
ter, zu benennender Adressaten“ (Lahusen 2002:
40) verstanden. Einige dieser Kampagnen er-
langten eine breite öffentliche und politische
Wirksamkeit, wie z.B. die Kampagne gegen die
Kinderarbeit in der Teppichindustrie, die Kam-
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pagne gegen Kinderprostitution und Sextouris-
mus oder die Internationale Kampagne für das
Verbot von Landminen.

Kennzeichnend ist für die Entwicklung die-
ser Jahre außerdem, dass bereits etablierte
Handlungsansätze eine neue Dynamik entfal-
ten: So durchlief der alternative Handel eine
regelrechte Wachstumsphase. Um neue Kun-
den zu erreichen, sollten neue Absatzwege au-
ßerhalb der klassischen Weltläden und Akti-
onsgruppen gefunden werden. Dies führte 1991
zur Gründung von TransFair – Verein zur
Förderung des Fairen Handels mit der Drit-
ten Welt e.V. TransFair vergibt Gütesiegel für
Nahrungs- und Genussmittel, wenn sie be-
stimmten, fairen Kriterien entsprechen. So
können seit einigen Jahren entsprechend ge-
siegelte Waren wie Kaffee, Tee und Schokola-
de auch in herkömmlichen Supermärkten ge-
kauft werden. Über öffentliche Kampagnen
wird das Thema Fairer Handel seit Ende der
1990er Jahre verstärkt lanciert.

Gleichzeitig diskutierten die Gruppen und
Organisationen seit Anfang der 1990er Jahre
intensiv über die Möglichkeiten zur Einfluss-
nahme auf politische Entscheidungen mittels
Lobbying (vgl. z.B. Lobbyarbeit von Nichtre-
gierungsorganisationen 1991). Entsprechend
den Vorbildern aus den USA sah ein Teil der
Bewegung in dem Konzept neue Potenziale: Die
Leistungsfähigkeit der Bildungs- und Bewusst-
seinsarbeit wurde als nicht (mehr) ausreichend
angesehen, um entwicklungsrelevante Verände-
rungen herbeizuführen. Alle entwicklungspoli-
tisch relevanten Gesetzgebungsverfahren soll-
ten direkt angegangen und im Sinne der NGOs
beeinflusst werden. Lobbying wurde zum zwei-
ten Standbein neben der entwicklungspoliti-
schen Öffentlichkeitsarbeit zur Veränderung der
politischen Rahmenbedingungen erklärt (Bau-
erochse 1991: 3).

Lobbying wird als direkte, systematische,
gezielte und anhaltende Beeinflussung von Ent-
scheidungsträgern in Politik und Wirtschaft ver-

standen. Allerdings wird diplomatisch-ver-
schwiegene Lobbyarbeit abgelehnt. Vielmehr
sollen öffentliche und öffentlichkeitswirksame
Kampagnen das Lobbying begleiten. Das Kon-
zept war und ist in der entwicklungspolitischen
Öffentlichkeit umstritten. Kritiker betonen, dass
Lobbying ein hohes Maß an Professionalität
und Sachkompetenz, aber auch an Konflikt- und
Konsensfähigkeit voraussetzt, und diese Ar-
beitsweise die Ressourcen für basis- und öf-
fentlichkeitswirksame Arbeit entzieht.

3 Beispielkampagnen

Die Entwicklung seit Anfang der 1990er Jahre
zeigt, dass der Zusammenbruch des sozialisti-
schen Machtgefüges in der Dritte-Welt-Bewe-
gung zunächst zum Verlust von Utopie und Vi-
sion führte. Positive, d.h. identifikationsstiften-
de Entwicklungen konnten nicht mehr länger
von einzelnen Ländern der Dritten Welt erwar-
tet werden. Die ‚traditionelle‘ Ländersolidarität
hat aus diesem Grund an Bedeutung verloren.
Anstelle dessen gelang/gelingt es der Dritte-Welt-
Bewegung über Kampagnen, neue Themen in
die öffentliche und politische Diskussion zu
bringen. Bei einigen Themen werden mittler-
weile die beiden Handlungsansätze Lobbying
und Kampagnenarbeit erfolgreich miteinander
verbunden. Das gilt vor allem für solche The-
men, bei denen die Gesprächspartner nicht als
direkte Adressaten einer falschen Politik öffent-
lich angegangen werden. Dies veranschaulichen
eine Reihe von Kampagnen, was im Folgenden
anhand der Kampagnen gegen Kinderprostitu-
tion und Sextourismus sowie für Fairen Han-
del verdeutlicht werden soll.

3.1 Kinderprostitution und
Sextourismus

Die Kampagne End Child Prostitution in Asian
Tourism (ECPAT) wurde von der Ökumenischen
Koalition Dritte Welt Tourismus in Bangkok/
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Thailand initiiert und entstand im Mai 1990. In
der Bundesrepublik bildete sich 1991 der Trä-
gerkreis der Kampagne, an dem sich dreizehn
Organisationen beteiligten. Die Kampagne er-
zielte bereits schnell erste Erfolge: Die Verab-
schiedung eines entsprechenden Gesetzes im
Bundestag ermöglicht seit dem 1.9.1993 eine
Strafverfolgung in der Bundesrepublik bei Kin-
desmissbrauch im Ausland. Zudem haben sich
führende Reiseunternehmen wie TUI, NUR und
Jahn dazu verpflichtet, in ihren Vertragshotels
keine Kinderprostitution mehr zu dulden. Die
Kampagne endete 1996, seit Anfang 1997 wird
ECPAT als NGO weitergeführt (Sitz in Freiburg;
international in Bangkok).

ECPAT international – mittlerweile steht die
Abkürzung für End Child Prostitution, Child
Pornography and Trafficking in Children for Se-
xual Purposes – ist es in den letzten Jahren ge-
lungen, ein Netzwerk nationaler Kampagnen so-
wohl in den von Kinderprostitution betroffenen
asiatischen Staaten als auch in den westlichen
Herkunftsländern der Sex-Touristen aufzubau-
en. ECPAT International ist ein weltweites Netz-
werk von über 300 NGOs und Gruppen in nahezu
50 Ländern, die sich zum Schutz der Kinder vor
sexueller Ausbeutung engagieren und das ge-
meinsame Ziel haben, Kinderpornographie, -pro-
stitution und -handel in allen Teilen der Welt zu
bekämpfen. So haben sich weitere Kampagnen
aus der ersten Kampagne heraus entwickelt, die
das Thema sowohl mit öffentlichkeitswirksamen
Aktionen als auch auf der Ebene der politischen
Verhandlung weiter verfolgen, wie z.B. die Kam-
pagne ‚Schutzengel‘ des katholischen Missions-
werks missio, das neben der direkten Unterstüt-
zung von Projekten in Thailand, Sri Lanka und
den Philippinen und der Aufklärungsarbeit in
Deutschland (z.B. auf Flughäfen) auch den Dia-
log mit Politik und Justiz sucht, um Hindernisse
bei der Strafverfolgung krimineller Sextouristen
zu beseitigen (wie z.B. auf der Fachtagung ,Kin-
derschänder vor Gericht‘ am 14./15.1.2004 in
Berlin).

Die Dritte-Welt-Bewegung und die Professionalisierung der Lobbyarbeit durch Kampagnen

3.2 Fairer Handel
In den letzten Jahren wird das Thema Fairer
Handel durch eine Reihe von öffentlichkeits-
wirksamen Kampagnen forciert. Diese zielen
darauf, das Bewusstsein für die Produktions-
bedingungen zu schärfen und Produkte aus Fai-
rem Handel bekannter zu machen, um ihren
Absatz zu erhöhen. Es handelt sich dabei nicht
um eine einzelne Kampagne, sondern verschie-
dene Kampagnen stehen nebeneinander (z.B.
für Kaffee, Bananen, Blumen) oder lösen sich
ab. Verbunden ist diese neue strategische Aus-
richtung mit einer auf eine breitere Öffentlich-
keit zielende Kampagnenführung, die z.B. auf
die Werbung für Faire Produkte durch Promi-
nente setzt. So unterstützte z.B. der Kabarettist
Konrad Beikircher die Einführung von fair ge-
handeltem ‚Rheinkaffee‘ und die Darsteller der
Kölner-Tatort-Kommissare, Dietmar Bär und
Klaus Behrend, werben im Kölner Karneval
für ‚Faire Kamelle‘.

Unterstützung finden die Kampagnen für
Fairen Handel im staatlichen Raum derzeit durch
das Bundesministerium für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung, das zwischen
2003 und 2005 für die Kommunikationskam-
pagne ‚Fair feels good‘ zur Förderung des Fai-
ren Handels und zur Markteinführung eines neu
gestalteten ‚Fair Trade/Transfer-Siegels‘ rund
3,3 Mio. Euro aus dem Etat ‚Entwicklungspoli-
tische Bildung‘ aufwendet (vgl. Fair feels good).
Partner dieser Informationskampagne sind die
Verbraucher-Initiative e.V., der Weltladen-Dach-
verband e.V. sowie TRANSFAIR e.V. Weitere
1,75 Mio. Euro aus dem Etat ‚Technische Zu-
sammenarbeit im engeren Sinne‘ werden für
die Stärkung des Angebots durch Unterstützung
der Entwicklung und Markteinführung neuer
Produkte aus Entwicklungsländern aufgewen-
det. Hinzu kommen Mittel aus dem Bundes-
ministerium für Verbraucherschutz, Ernährung
und Landwirtschaft für eine weitere Kampagne
zur Förderung von ökologisch und fair erzeug-
ten Produkten. (Heute im Bundestag 2003).
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4 Merkmale und Erfolgsfaktoren
von Kampagnen

Einige Merkmale kennzeichnen die aktuelle
Form der Kampagnenarbeit der Dritte-Welt-
Bewegung und sind maßgebliche Faktoren für
den Erfolg des Ansatzes.

ne Organisationen zielen auf unterschiedliche ge-
sellschaftliche Milieus. Themenzentrierte Bünd-
nisse für ein Kampagnenthema verbinden somit
unterschiedliche gesellschaftliche Bereiche und
geben der Kampagne dadurch eine breite Basis,
an der gegebenenfalls auch politische Entschei-
dungsträger ‚nicht vorbei‘ kommen. Mittlerweile
greifen Kampagnenführungen auch (phasenwei-
se) auf prominente Unterstützer zurück. Dabei
müssen das Bild der prominenten Person und
das Kampagnenthema bzw. -ziel miteinander im
Einklang sein. Die Auswahl von ‚Prominenz‘
unterliegt den gleichen strategischen Gesichts-
punkten wie in anderen Bereichen der Konsum-
welt und ist ein Indiz für den Bedeutungszu-
wachs professioneller Marketing- und Kommu-
nikationsstrategien im Bewegungssektor.

Ebenso wie ein breites Akteursnetzwerk ist
eine klare Trägerstruktur für die Organisation
und Koordination der Kampagne unverzicht-
bar. Diese muss bei den Unterstützern und För-
derern der Kampagne auf Vertrauen und Ak-
zeptanz stoßen. Für die Kampagnenführung sind
organisatorische Voraussetzungen zu erfüllen.
Die wachsende Professionalisierung der Bewe-
gung, die ihren Ausdruck in der Ausbildung
von Bewegungsorganisationen hat, ist Voraus-
setzung und Ergebnis dieses Prozesses.

Obwohl eine Kampagne eine klare Trägerstruk-
tur und organisierte Professionalität benötigt, ist ein
aktives Unterstützungsmilieu für die öffentliche
Wirksamkeit unerlässlich. Es bedarf freiwillig En-
gagierter in (lokalen) Aktionsgruppen, die die Kam-
pagnenthemen forcieren. Ein gutes Beispiel ist eine
der längsten Kampagnen der Dritten-Welt-Bewe-
gung, die Kampagne für ‚Fairen Handel‘, die sich
ohne die Unterstützungsstrukturen von lokalen
Dritte-Welt-Läden nicht hätte über Jahrzehnte hin-
weg halten und weiterentwickeln können.

4.4 Kampagnenführung

In der Kampagnenführung zielen Vorhaben mit
Breitenwirkung auf die Öffentlichkeit und leis-
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4.1 Themenzentrierung
und Zielsetzung

Kampagnen zeichnen sich durch ein klares The-
ma aus. Bereits der Titel der Kampagne verweist
auf Thema und Zielsetzung. Eine Kampagne, die
sowohl von der allgemeinen Öffentlichkeit als
auch im politischen Kontext wahrgenommen
wird, formuliert klare Ziele und Forderungen im
Hinblick auf einen gesellschaftlichen Zustand,
den es zu erreichen gilt. Gegebenenfalls gibt es
mittelfristige Teilziele auf dem Weg der Zielerrei-
chung. Bei dem Beispielprojekt der Kampagne
gegen Sextourismus und Kinderprostitution sind
Projekte für aus der Kinderprostitution befreiten
Kinder, die Durchsetzung von Strafgesetzen für
Täter usw. solche ,Zwischenetappen‘.

4.2Partner im Süden und
Internationalität

Erfolgreiche Kampagnen zeichnen sich durch
ihre Internationalität aus. Diese findet ihren
Ausdruck in einer Partnerschaft von Organisa-
tionen aus dem Süden mit solchen aus dem
Norden. Der Erfolg der Sextourismus-Kampa-
gne ist u.a. Ergebnis einer Problemdefinition
aus den betroffenen Ländern des Südens. Part-
nerschaftlichkeit im Verhältnis anstelle von hie-
rarchischen Abhängigkeiten geben diesen Kam-
pagnen eine partizipative ,Strahlkraft‘.

4.3 Trägerstruktur und
Akteursnetzwerk

Kampagnen mit Breitenwirkung entstehen, wenn
für das klar formulierte Thema ein breites Ak-
teursnetzwerk als Förderer, Unterstützer, Ver-
mittler usw. gefunden werden kann. Verschiede-
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ten ‚Bewusstseins- und Aufklärungsarbeit‘.
Darüber hinaus zielen intendierte Veränderun-
gen immer auch auf rechtliche Regelungen und
internationale politische Aushandlungsprozes-
se, so dass auch Entscheidungsträger und/oder
Unternehmen – z.B. als Adressaten für die Ver-
besserung von Arbeitsbedingungen – angespro-
chen werden. Die rot-grüne Bundesregierung
unterstützt teilweise Kampagnen der Bewegung
bzw. ihrer Organisationen, wie das Beispiel
Fairer Handel oder die Bezugnahme des BMZ
auf die Kampagne Erlassjahr 2000 in ihrer Öf-
fentlichkeitsarbeit zur Entschuldungsinitiative
belegen (BMZ 2004). Offensichtlich können
sich die an den Kampagnen beteiligten Instituti-
onen in fachlicher Hinsicht als Berater staatli-
cher Entwicklungspolitik profilieren und wir-
ken verstärkend auf internationalen Konferen-
zen, weil sie entsprechenden Anliegen den not-
wendigen politischen Druck geben.

Erfolgreiche Kampagnen bieten – entspre-
chend ihrer klaren Zielsetzung – Handlungs-
orientierung für die verschiedenen Adressaten
von Kampagnen, d.h. allen von der Kampagne
angesprochenen Personen und Institutionen
werden konkrete Handlungsmöglichkeiten auf-
gezeigt. Gerade für die öffentliche Wirkung
einer Kampagne sind positive Handlungsopti-
onen besonders wichtige Erfolgsfaktoren (z.B.
Kauf von fair gehandelten Produkten, finanzi-
elle Unterstützung von konkreten Projekten).

5 Fazit

Das in den 1990er Jahre deutlich zu Tage getre-
tene ‚Defizit‘ einer gesellschaftlichen Vision für
die Entwicklung der Länder der südlichen Halb-
kugel hat zunächst Resignation und Verunsi-
cherung hervorgerufen. Gleichzeitig hat diese
Entwicklung eher pragmatisch orientierten kon-
zeptionellen Ansätzen einen größeren Raum
gegeben. Dazu gehört auch die wachsende Zahl
an thematisch orientierten Kampagnen, die sich
für konkrete Veränderungen in Ländern des

Südens einsetzen und dabei den strukturellen
Zusammenhang zwischen erster und dritter Welt
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in den Blick nehmen. Die Kampagnen bedienen
sich professioneller Kommunikationsmethoden
und Marketinginstrumente. Sie zielen auf die
Information der Bevölkerung und auf die Koo-
peration mit den politischen und wirtschaftli-
chen Entscheidungsträgern.

Allerdings ist die Dritte-Welt-Bewegung
durch eine angewachsene Kluft zwischen den
professionalisierten Teilen der Bewegung, den
‚großen‘ überregionalen NGOs, und den eh-
renamtlichen lokalen Initiativen gekennzeichnet
(vgl. Olejniczak 1999). Die größeren NGOs
orientieren sich immer stärker hin auf die staat-
lichen und politischen Akteure sowie die inter-
nationale Ebene. Demgegenüber versuchen die
kleinen und ehrenamtlichen Organisationen und
Initiativen als Vermittlungsinstanzen direkt in
die Gesellschaft hineinzuwirken. Die Verbin-
dung zwischen beiden Teilen der Bewegung ist
locker und nicht über formale Strukturen gere-
gelt (d.h. nicht institutionalisiert). Diese Dis-
tanz innerhalb des Bewegungssektors ist
einerseits in den Bestrebungen der lokalen Ini-
tiativen zur Bewahrung ihrer Autonomie begrün-
det. Anderseits resultiert sie aus zum Teil basis-
fernen, ‚verselbstständigten‘ Bewegungsorga-
nisationen, die die lokalen Initiativen strukturell
nicht in ihre politischen Strategien und Kampa-
gnen einzubinden verstehen. Die zukünftige
Entwicklung der Bewegung wird in hohem
Maße davon abhängen, inwieweit die Verbin-
dung zwischen beiden Teilen des Bewegungs-
sektors immer wieder hergestellt werden kön-
nen. Gerade Kampagnen können – wie die bei-
den dargestellten Beispiele zeigen – dazu einen
wesentlichen Beitrag leisten.

Claudia Olejniczak (geb. 1965) ist Sozialwissen-
schaftlerin und arbeitet im Institut für Entwick-
lungsplanung und Strukturforschung GmbH (ies)
an der Universität Hannover. Ihre email-Adresse
lautet: olejniczak@ies.uni-hannover.de
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Anmerkungen

1 Der Analyse der Kampagnen- und Lobby-
arbeit liegt ein weiter Begriff der Dritte-Welt-
Bewegung zu Grunde, der sowohl formal orga-
nisierte Nicht-Regierungs-Organisationen
(NGOs) als auch informelle Initiativen, die sich
mit entwicklungspolitischen bzw. nord-süd-po-
litischen Fragestellungen befassen und/oder
konkrete Projekte in den Ländern der Dritten
Welt unterstützen, umfasst. Es handelt sich um
bundesweit agierende Organisationen sowie um
lokal aktive Vereine und Initiativen unterschied-
licher ideeller Ausrichtung und Prägung.
Allerdings müssen sie über eine direkte ge-
sellschaftliche Anbindung verfügen, also z.B.
ehrenamtliche Mitarbeitende und/oder Spenden
mobilisieren und sich selbst als Bewegungsbe-
standteil begreifen (Olejniczak 1999: 74ff).

2 Es gibt einzelne historische Wurzeln des
Solidaritätsgedankens, z.B. die internationale
Solidarität der Brigaden und Komitees gegen
die Ausbreitung des (deutschen) Faschismus in
den 1930er Jahren (Balsen/Rössel 1986: 22ff)
oder auch die Algerien-Solidarität, die sich in
den 1950er Jahren gegen den Krieg der Franzo-
sen in Algerien stellte (Leggewie 1984).

3 Auch in der DDR haben sich ab Ende der
1960er Jahre Gruppen mit nord-süd-politischem
Profil herausgebildet, die in inhaltlicher Hin-
sicht den westdeutschen Gruppierungen ver-
gleichbar sind. Auch die entwicklungspolitische
Bewegung der DDR hatte ihr ‚1968‘ und ist
somit aus einem ähnlichen historischen Kon-
text heraus entstanden wie die westdeutsche Be-
wegung. Markiert wird dieser für die DDR
durch reformsozialistische Bewegungen, die u.a.
durch den Prager Frühling 1968 initiiert wur-
den. Das gewaltsame Ende des Prager Früh-
lings konnte die Herausbildung einer oppositi-
onellen Bewegung nicht verhindern (vgl. hierzu
ausführlich Olejniczak 1999: 195ff).
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Das Instrument der Kampagne ist mittlerweile
zum beliebten Mittel der Lobby- und Öffent-
lichkeitsarbeit von Nichtregierungsorganisati-
onen (NGOs) aller Bereiche avanciert. Gleich-
zeitig stehen NGOs, insbesondere entwick-
lungspolitische NGOs (NGDOs)1, vor einer
Vielzahl in- wie externer strategischer und struk-
tureller Herausforderungen, auf die sie mittel-
und langfristig reagieren müssen (vgl. Edwards/
Fowler 2002; Lindenberg/Bryant 2001). Die
wissenschaftliche Analyse von Kampagnen kon-
zentriert sich jedoch zumeist auf deren Bedeu-
tung als Instrument politischer Kommunikation
und Ressourcenakquirierung und untersucht
bspw. unterschiedliche Umsetzungsformen und
deren Wirksamkeit (vgl. Eberlei, i.E.). Organi-
sationsstrategische Bedeutung und Potentiale des
Kampagneninstrumentes werden bislang jedoch
völlig außer Acht gelassen.

Ziel dieses Beitrags ist es, am Beispiel von
terre des hommes Deutschland e.V. (tdh) und
der Internationalen Kampagne gegen Kinder-
handel (ICaCT2) das Instrument der Kampag-
ne in seiner funktionalen und strategischen Be-
deutung zu betrachten. Dazu werden im Fol-
genden ausgewählte wichtige Herausforderun-
gen für NGDOs skizziert und danach tdh zum
Zeitpunkt des Kampagnenstarts sowie die Kam-
pagne selbst dargestellt.3 Anschließend folgen
ausgewählte Ergebnisse der Fallstudie.

1 Herausforderungen für NGDOs
1.1 Steigender Konkurrenz- und

Profilierungsdruck

Die steigende Zahl an Organisationen führt zu
einer wachsenden Konkurrenz, die sich in den
Bereichen Mitarbeit, Finanzen und – in Zeiten

Anja Appel

Internationale Kampagnen als strategisches Instrument für
Strukturveränderungen in entwicklungspolitischen NGOs

der Nachrichtenvielfalt – Medienpräsenz am
deutlichsten niederschlägt. Hierauf reagieren die
NG(D)Os mit einer fortschreitenden Professi-
onalisierung in der Ressourcen- und Mitglie-
derwerbung sowie Öffentlichkeitsarbeit (vgl.
Cooper 1994, Lakes 1998: 452, Miller/Meier
2001: 187). Für NGDOs, deren Nutznießer/
innen nicht die eigenen Mitglieder, sondern
Dritte sind, wird deshalb die politische Aufklä-
rung und Öffentlichkeitsarbeit essentiell. Denn
die Sensibilisierung der Bevölkerung und poli-
tischer Akteure, die mehrheitlich zum ideellen
NGDO-Auftrag gehört (vgl. Karp 1996: 108),
ist ausschlaggebend für das organisationale4

Überleben: Evaluierungen des Spendenmark-
tes zeigen, dass nur sensibilisierte Menschen
spenden und sich engagieren. Aus der politischen
und medialen Mobilisierungsfähigkeit ergibt sich
schließlich das entscheidende Druckmittel gegen-
über der Politik, welche der Entwicklungspolitik
(EP) zunehmend ihre Unterstützung versagt (vgl.
Dolzer et al. 1998: 17, Deutsche Welthungerhil-
fe/terre des hommes 1999).5

1.2 Das Verhältnis zwischen Ehren-
amtlichen und Hauptamtlichen

Seit einigen Jahren wird über den Wandel der
Ehrenamtlichkeit diskutiert, der von den
NGDOs, neben Veränderungen im Bereich der
Aktivitäten für Freiwillige, die Neuorganisati-
on der Arbeits- und Kompetenzaufteilung zwi-
schen Haupt- und Ehrenamtlichen verlangt (vgl.
Kotler/Andreasen 1995: 282f, Meimberg 1999:
166f, Speth et al. 2004). Konfliktpotential er-
gibt sich aus der Begrenztheit des ehrenamtli-
chen Engagements und der gleichzeitig steigen-
den Anforderung an die NGDOs bezogen auf

Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 1/2005
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die Faktoren Effizienz und Professionalität.
Dadurch entsteht ein Spannungsfeld zwischen
Professionalisierung und althergebrachter Ver-
einskultur (vgl. Schütte 2000: 138f, Priller/Zim-
mer 2003).

1.3 Legitimation und
das Nord-Süd-Verhältnis

Da NGDOs eine Mittlerfunktion zwischen Leis-
tungsgeber und -empfänger sowie eine Anwalt-
schaftsfunktion (advocacy) übernehmen, müs-
sen sie sich gegenüber einer Reihe von An-
spruchsgruppen legitimieren (vgl. Leat 1990:
143ff). Hierzu gehören Mitglieder, politische
Entscheidungsträger, Öffentlichkeit, Geldgeber,
Partnerorganisationen und ihre Adressaten in
peripheren Ländern.

Gerade auf internationaler Ebene wird ver-
stärkt die Frage nach accountability laut. Es geht
dabei um die Frage der Rechenschaftspflicht
und der legitimen Vertretung der Zielgruppen
durch Nord-NGDOs. Da sich diese Nord-
NGDOs partnership6 mit den peripheren Län-
dern zur Verpflichtung gemacht haben (zum
Begriff etc. siehe Penrose 2000), stößt bspw.
die unzureichende Einflussmöglichkeit für Süd-
Partnerorganisationen auf Entscheidungen der
Nord-NGOs auf Kritik (vgl. Billis/MacKeith
1997: 130, Gebauer 2001).

Des Weiteren lassen sich widersprüchliche
Tendenzen im Nord-Süd-Verhältnis erkennen.
Während sich einerseits eine Tendenz hin zur
Arbeitsteilung zwischen Nord- und Süd-NGOs
in Bezug auf die Projektarbeit und die Lobby-
bzw. advocacy-Aufgaben zeigt (vgl. von Frey-
hold 1998), lässt sich gleichzeitig eine zuneh-
mende Konkurrenz zwischen Akteuren in ‚Nord’
und ‚Süd’ erkennen, dadurch verursacht, dass
internationale Geberinstitutionen dazu überge-
hen, Süd-NGOs vermehrt direkt zu unterstüt-
zen, was Nord-NGOs aufgrund der daraus re-
sultierenden Mittelabsorption kritisch beurtei-
len (vgl. Hermle 2001: 19).

1.4 Strukturveränderungen und
Kompetenzverschiebungen

Grundsätzlich ist im internationalen politischen
System eine Verschiebung von Verantwortlich-
keiten hin zur supra- bzw. internationalen Ebe-
ne zu konstatieren (vgl. Hirsch 1999: 8, Lahusen
2002), die eine Ausweitung und Verlagerung der
Lobbytätigkeiten dorthin zur Folge hat (vgl. von
Alemann 2000: 5). Die zunehmend komplexen
Koordinationsstrukturen der internationalen In-
stitutionen machen strukturelle Veränderungen
der NGDOs notwendig, bieten aber auch erwei-
terte Partizipationsspielräume und Profilierungs-
möglichkeiten (vgl. Brand et al. 2000: 123f).

Allein diese kleine Auswahl und sehr kom-
primierte Darstellung von Herausforderungen
macht deutlich, dass NGDOs insgesamt vor ei-
ner Periode der grundsätzlichen strategischen
und strukturellen Neuausrichtung stehen. Dass
sich sowohl die Organisationen selbst als auch
die NGO-Forschung über deren wirkliche Bri-
sanz jedoch noch bewusst werden müssen, zeigt
sich darin, dass Fragen der zukünftigen
NG(D)O-Strategien – abgesehen von einigen
wenigen Autorinnen und Autoren, v.a. aus dem
anglo-amerikanischen Raum – aktuell kaum be-
arbeitet werden.

Wie die organisationale Praxis im konkreten
Umgang mit diesen Herausforderungen ausse-
hen kann, soll nun am Fallbeispiel dargelegt
werden.

2 terre des hommes und die
Internationale Kampagne gegen
Kinderhandel

Die Entscheidung bei tdh für eine globale Kam-
pagne fiel 1999, als sich Vereinsmitglieder,
Hauptamtliche und Projektpartner nach dreijäh-
riger Diskussion auf das Thema ,Kinderhan-
del‘ einigten. Als tdh die ICaCT dann im Okto-
ber 2001 lancierte7, war die Situation der Orga-
nisation durch eine Vielzahl von Veränderungen
und Herausforderungen geprägt.
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2.1 Die Ausgangssituation im Verein

Auf Vereinsebene ging es zum einen um die
Auseinandersetzung mit und Umsetzung der
zuvor begonnenen Reorganisation der Ge-
schäftsstelle, innerhalb derer die Arbeitsberei-
che des hauptamtlichen Personals neu zuge-
schnitten worden waren. Zum anderen stand
die Reform der Vereinssatzung zur Diskussion,
durch die u.a. ein neues Mitbestimmungssys-
tem eingeführt werden sollte, welche die Inte-
gration der Projektpartner und eine gänzliche
Neustrukturierung der ehrenamtlichen Arbeit
vorsah.

Auf nationaler Ebene bestand im Bereich des
Zuwachses Ehrenamtlicher erklärtermaßen
Handlungsbedarf, weshalb die Stärkung der
ehrenamtlichen Gruppen im Fokus der Aktivi-
täten stand. Zum Zweiten sollte in
Bezug auf die anwachsende Konkur-
renz zwischen den NGOs im Feld
mit Fachkompetenz und Kreativität
eine Steigerung des Bekanntheitsgra-
des und der finanziellen Ressourcen-
Zuflüsse für tdh erreicht werden.

Auf der internationalen Ebene
waren v.a. die Veränderungen der
Rolle der Projektpartner im Verein
und die Internationale Föderation
Terre des Hommes (IFTdH)8 ein
Thema für tdh. In beiden Bereichen
wurde die Intensivierung der Zusam-
menarbeit angestrebt.

on und Betreuung der Opfer. Während diese
inhaltliche Seite im Vordergrund stand, wurden
mit der Kampagne neben finanziellen auch
strukturelle und strategische Ziele für die Orga-
nisation selbst verbunden, von denen im Fol-
genden nur ausgewählte Beispiele dargestellt
werden können.9

Als ein Ziel galt die organisationsweite Be-
arbeitung eines globalen Themas, das von Rele-
vanz zu sein schien.10 Damit wurde zugleich die
Möglichkeit der Profilierung, Öffentlichkeits-
wirksamkeit und Lobbyarbeit verbunden.

Ein weiteres Ziel der Kampagne war die In-
tegration möglichst vieler ehrenamtlicher Grup-
pen in die Kampagne, d.h. ein großer Teil der
Gruppen sollte das Thema aufgreifen und vor
Ort an die Öffentlichkeit bringen. Dies sollte

2.2 Vereinsstrukturelle Ziele

Die primären Ziele der ICaCT waren
und sind inhaltlicher Art, d.h. sie be-
ziehen sich auf die Bekämpfung von
Kinderhandel. Konkret geht es um:
Verbesserung der internationalen
Konventionen und nationalen Ge-
setzgebung, Aufklärung und Sensi-
bilisierung der Bevölkerungen im
‚Süden‘ wie im ‚Norden‘, Präventi-
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das ,Wir‘-Gefühl im Verein stärken; vor allem
aber sollte die Kampagne dabei helfen, die Öf-
fentlichkeitspräsenz und Medienresonanz aus-
zubauen. Des Weiteren sollte die Organisation
durch das Angebot neuer Aktionsformen der
Kampagnenmitarbeit attraktiv für neue Freiwil-
lige werden. Dazu wurde ein Aktionsteam ge-
gründet, in dem Haupt- und Ehrenamtliche zu-
sammen die Umsetzung der Kampagne plan-
ten. Außerdem sollte die Kampagne neue For-
men der Zusammenarbeit zwischen den einzel-
nen Arbeitsbereichen der Geschäftsstelle wie
zwischen Haupt- und Ehrenamtlichen erproben.

tdh als Mitglied der IFTdH hatte sich mit der
Kampagne zum Ziel gesetzt, die Zusammenar-
beit innerhalb der Föderation zu intensivieren.
Dies betraf im Besonderen zwei Bereiche:
Erstens sollte auf UN-Ebene durch die gemein-
same Bearbeitung und die Identifikation mit ei-
nem Thema eine Stärkung der Strukturen er-
reicht werden. Zweitens erhoffte man sich eine
Festigung der Dachverbandsstrukturen durch
die Vernetzung zwischen den Föderationsmit-
gliedern und zwischen den jeweiligen Projekt-
partnerorganisationen in den einzelnen Ländern,
wo die ICaCT umgesetzt würde. Der verbes-
serte Austausch sowohl auf Strategie- als auch
auf Projektebene sollte gleichzeitig Synergieef-
fekte im Kampf gegen Kinderhandel bewirken.
Grundlage der Beteiligung im Rahmen der
ICaCT war die Idee der ,dynamischen Mitglied-
schaft‘, d.h. jede Sektion konnte den Umfang
ihrer Teilnahme festlegen.

Das Ziel der Stärkung der Projektpartner
bezog sich auf mehrere Aspekte. Denn zum ei-
nen sollte das in der täglichen Zusammenarbeit
zwischen tdh und den Partnerorganisationen
bereits praktizierte Verständnis von partnership
weiter fundiert und institutionalisiert werden.
Zum anderen wurden die Verbesserung der Zu-
sammenarbeit der Partner untereinander, also
der Süd-Süd-Relation, und die Förderung der
einzelnen Partnerorganisationen, u.a. in Form
von capacity building11, angestrebt.

3 Ausgewählte vereinsstrukturelle
Auswirkungen

In Bezug auf die im ersten Kapitel dargelegten
allgemeinen Herausforderungen für NGDOs
folgt nun die Beurteilung einiger Auswirkun-
gen bzw. Tendenzen der Kampagne.12
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3.1 Profilierung, Professionalisierung
und Partizipation

Insgesamt ließ sich beobachten, dass tdh auf
bundesdeutscher Ebene die inhaltliche Positio-
nierung und Festigung seiner Stellung als Fach-
organisation durch die Bearbeitung des global
issue ‚Kinderhandel‘ zu erreichen schien. Eine
Medienkampagne unterstützte dabei den Außen-
auftritt. Die zeitweise Fokussierung auf das
Kampagnenthema und die inhaltlichen Anknüp-
fungsmöglichkeiten an andere, im Verein schon
lange bearbeitete Themen intensivierte die Akti-
vitäten und die Zusammenarbeit der ehrenamtli-
chen Gruppen untereinander.

Gleichzeitig kam es durch die ICaCT zu ei-
nem Fortschreiten der Professionalisierung in
zweifacher Hinsicht: Auf arbeitstechnischer
Ebene fand (im Unterschied zu früheren Kam-
pagnen) ein Ausbau der hauptamtlichen Arbeit
statt, indem ein eigens für die Kampagne enga-
giertes Team gebildet wurde. Versteht man Pro-
fessionalisierung im Sinne von Qualifizierung,
bedeutete die ICaCT zweitens eine qualitative
Weiterentwicklung des existierenden Instrumen-
tariums und eine inhaltlich-politische Qualifi-
zierung des Personals im Umgang mit einer
komplexen Kampagnenstruktur von globaler
Dimension und einer verstärkten inhaltlichen
wie strategischen Einbeziehung der IFTdH.

Der mit der Einrichtung des Aktionsteams
verbundene Plan des Abbaus von Wissensun-
terschieden zwischen dem Kampagnenteam und
den teilnehmenden Ehrenamtlichen gelang je-
doch im Untersuchungszeitraum nur begrenzt.
Vielmehr wurde durch die Hauptverantwortung
und Realisierungskompetenz des hauptamtlichen
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Kampagnenteams für die (inter-)nationale Stra-
tegie der Anspruch an Professionalität und Ef-
fizienz gestärkt und der ehrenamtlichen Arbeit
die Rolle einer mehr oder weniger rein ausfüh-
renden denn konzeptionellen Tätigkeit zugewie-
sen.

Dass jedoch der Unmut darüber gering aus-
fiel, lag an den mit der Kampagnenentschei-
dung getesteten neuen Mitbestimmungsstruk-
turen: Die Mitentscheidung der Partnerorgani-
sationen löste bei allen Beteiligten – bei Part-
nerorganisationen und bei Ehren- wie Haupt-
amtlichen – eine Faszination für dieses globale
‚Projekt‘ aus und führte zu einer verstärkten
Identifikation mit dem Verein.

3.2 Arbeitsteilung und partnership

Die Verantwortung für weltweite Koordination
und die Gesamtstrategie oblag zwar dem deut-
schen Kampagnenteam, jedoch waren verschie-
dene weitere Akteure an deren Entwicklung be-
teiligt. Speziell für die Kampagne engagierte
Süd-Koordinatoren/innen unterstützten das
Kampagnenteam, indem sie zusammen mit den
Partnerorganisationen, d.h. den Trägern der
Kampagne vor Ort, die regionalen Strategiege-
rüste entwarfen.

Entscheidend für die Festlegung des inter-
nationalen Vorgehens waren Strategieplanungs-
seminare, an denen alle Südkoordinatoren/
innen, das deutsche Kampagnenteam und die
Ansprechpartner/innen der Kampagne der an-
deren tdh-Organisationen teilnahmen. Auf den
Seminaren fand ein Austausch über die Aus-
richtung, Planung und Umsetzung statt, wobei
auch die Themen der Gesamtstruktur, des
Fundraising und der Arbeitsweise zur Sprache
kamen. Auf den nationalen Ebenen wurde die
Strategie in enger Zusammenarbeit mit den Part-
nern als Trägern der Kampagne vor Ort entwi-
ckelt. Grundsätzlich ließen sich in dieser Phase
keine essentiellen Konflikte zwischen den be-
teiligten Akteuren beobachten, was v.a. durch

die Entstehungsgeschichte der Kampagne und
den damit verbundenen Konsens in der Organi-
sation und bei den Partnern begründet zu sein
schien.

In Bezug auf die Projektländer/-regionen
wurden die inhaltlichen Aspekte mit entwick-
lungspolitischen und organisationalen Anliegen
verknüpft, indem v.a. die Vernetzung der Pro-
jektpartner in den einzelnen Ländern und zwi-
schen den Regionen unterstützt wurde. Grund-
sätzlich förderte die ICaCT eine weitere Arbeits-
teilung zwischen tdh und den Partnerorganisa-
tionen. Die entscheidende entwicklungspoliti-
sche Neuerung lag jedoch in der Möglichkeit
der Süd-NGOs, auf die strategische Planung
der Kampagne Einfluss zu nehmen. Den Süd-
NGOs wurde zusätzliche Verantwortung über-
tragen. So integrierte die Kampagne das Wis-
sen und die Erfahrung der lokalen NGOs in die
politische Entscheidungsfindung und förderte
durch den Strukturaufbau deren politische Ein-
flussnahme auf die offiziellen Strukturen.

3.3 Ausbau der internationalen
Strukturen

Obwohl tdh bereits langjährige Kampagnener-
fahrung hatte, stellte die ICaCT in ihrer Dimen-
sion und Struktur eine Neuheit für den Verein
und eine Anpassungsform an die internationa-
len Strukturentwicklungen dar, da tdh zum ers-
ten Mal eine Kampagne mit globaler Dimensi-
on selbständig umzusetzen plante. Neben dem
bereits geschilderten Ausbau der Partnerstruk-
turen diente die ICaCT auf internationaler Ebe-
ne zum Lobbying innerhalb der UNO-/EU-
Fachgremien und aufgrund ihrer Struktur auch
der Herstellung von Legitimität für tdh.

Zugleich kam es zu einer Intensivierung der
Föderationszusammenarbeit, indem die Föde-
ration bspw. in einer entsprechenden Arbeitgrup-
pe über das Vorgehen auf dem supra- bzw. in-
ternationalen Parkett beriet und die verschiede-
nen nationalen tdh-Organisationen innerhalb des

Internationale Kampagnen als strategisches Instrument
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thematischen Zusammenhangs einen Austausch
über Projekt-, Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit
pflegten. Die Intensivierung der Zusammenar-
beit und die Stärkung einer corporate identity
innerhalb der IFTdH wurden durch die Integra-
tion der Föderationsmitglieder in die strategi-
sche Entwicklung und die Umsetzung der Kam-
pagnenziele durch das Prinzip der ‚dynamischen
Mitgliedschaft‘ gefördert.

tdh befand sich – wie geschildert – zu der
Zeit des Kampagnenstarts in einem Prozess
der qualitativen Umorientierung bezogen auf
Arbeitsstrukturen und Beteiligungsstrukturen,
was man insgesamt als einen Zustand der or-
ganisationalen Unsicherheit beurteilen kann.
Durch die kombinierte Anwendung sowohl
etablierter wie neuer Arbeits- und Entschei-
dungsformen in einem organisationsübergrei-
fenden ‚Projekt’ wurde diese Verunsicherung
begrenzt und die Aufmerksamkeit ‚umgelenkt‘,
so dass man der Kampagne zum damaligen
Zeitpunkt eine integrierende und stabilisieren-
de Funktion innerhalb der Organisation zu-
sprechen kann.

4 Die organisationsstrategische
Bedeutung von Kampagnen

Wie anfangs gezeigt, verändern sich das Um-
feld von NGDOs und parallel dazu die Anfor-
derungen an sie. Wenngleich die ICaCT mit der
Bekämpfung des Kinderhandels ein entwick-
lungspolitisches Ziel verfolgte und immer noch
verfolgt, lassen sich deren organisationsstruk-
turellen und -strategischen Funktionen in Be-
zug auf tdh selber und auf sein Organisations-
umfeld nicht übersehen. Dieses Beispiel sollte
verdeutlichen, dass NGO-Aktivitäten stets auch
als Handlungen gegenüber dem Organisations-
umfeld, d.h. gegenüber der Gesellschaft und
den langfristigen politischen Entwicklungen
sowie den sich daraus ergebenden aktuellen or-
ganisationalen Herausforderungen zu betrach-
ten sind.

Die Umsetzung einer Kampagne bedeutet für
fast jede NGDO sowohl eine personell, struk-
turell als auch finanziell risikobehaftete Kraft-
anstrengung. Diese Art der Investition kann,
wie gezeigt wurde, als Chance für organisatio-
nale Veränderungen und eine strategische Posi-
tionierung genutzt werden, um in- wie externen
Herausforderungen zu begegnen. Das Instru-
ment gewinnt demnach neben seiner klassischen
Bedeutung als Instrument der Öffentlichkeits-
arbeit eine Multifunktionalität, die von der Wis-
senschaft in ihrer organisationalen Gesamtbe-
deutung beurteilt werden muss.

Anja Appel (geb. 1975) ist Politikwissenschaft-
lerin und arbeitet zum Thema Strategieentwick-
lung bei NGDOs. Ihre E-Mail-Adresse lautet:
appela@gmx.net

Anmerkungen

1NGDO = Non-Governmental Development
Organisations

2ICaCT = International Campaign against
Child Trafficking

3Die folgende Darstellung basiert auf einer
empirischen Fallstudie aus den Jahren 2001/
2002 und gibt den damaligen Stand wieder.
Aussagen über die aktuelle Situation und Ar-
beitsweise der Organisation oder der Kampag-
ne können daraus nicht abgeleitet werden.

4Das hier verwendete, in der Organisations-
soziologie gebräuchliche Adjektiv ,organisatio-
nal‘ bezieht sich auf Sachverhalte, die eine Or-
ganisation als System betreffen (im Gegensatz
zum Begriff ,organisatorisch‘, der v.a. auf Pro-
zesse Bezug nimmt).

5Die derzeitigen Veränderungen dieser Si-
tuation durch die Diskussionen im Rahmen der
Terrorbekämpfung können nicht über die ge-
nerell niedrige politische Stellung der EP hin-
wegtäuschen, die u.a. an den immensen Haus-
haltskürzungen der letzten Jahre festgemacht
wird.

Anja Appel
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6Partnership steht für ein Konzept der
gleichberechtigten Zusammenarbeit zwischen
Nord- und Süd-Akteuren, für das jedoch kei-
ne einheitliche Definition vorliegt. Zu den Cha-
rakteristika einer Nord-Süd-Partnerschaft wer-
den u.a. gezählt: gegenseitiges Vertrauen, of-
fen artikulierte Zielvorstellungen, gegenseiti-
ge Unterstützung, Transparenz (vgl. Lister,
o.J.).

7Laut Angaben der NGDO ist diese Kampa-
gne mittlerweile in mehr als 30 Ländern aktiv
und etwa 900 Partnerorganisationen sind an der
Kampagne beteiligt. Unter: http://www.tdh.de,
25.5.2004.

8Diese Föderation ist der Zusammenschluss
nationaler terre des hommes-Organisationen,
die völlig unabhängig voneinander entstanden
sind und agieren, in der Föderation aber eine
Abstimmung in politischen und strategischen
Aspekten anstreben.

9Was die strukturellen und organisations-
strategischen Ziele betrifft, so standen einige
in der Priorität weiter zurück oder gehörten
gar nicht zum offiziellen Zielkatalog der Kam-
pagne, sondern wurden von einzelnen Akteurs-
gruppen, wie etwa dem Vorstand, parallel mit-
verfolgt.

10Damals war dies eine Vermutung, beru-
hend auf einigen Vorstudien, die sich durch spä-
tere Recherchen bestätigte.

11Für capacity building existiert keine ein-
heitliche Definition. Ganz allgemein kann man
darunter die Unterstützung einer NGOs bei
der Erreichung ihres Organisationszieles v.a.
durch den Auf- und Ausbau der Organisati-
onsstrukturen, des Managements und der Per-
sonalqualifikation verstehen (vgl. Lewis 2001:
180 ff).

12Da sich die Kampagne zum damaligen
Zeitpunkt in der Anfangsphase befand, kann
hier nur die Darstellung von Entwicklungen
im Untersuchungszeitraum und keine abschlie-
ßende Beurteilung über (Miss-) Erfolge bzw.
(nicht) erreichte Ziele geboten werden.
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1 Einleitung1

Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sind
heute zu einem integralen Bestandteil internati-
onaler Politik geworden. Insbesondere seit ih-
rer Teilnahme an den Weltkonferenzen zu Be-
ginn der 1990er Jahre werden sie als einfluss-
reiche Akteure auf der Weltbühne angesehen.
Auch internationale Organisationen wie die Ver-
einten Nationen (UN) haben sich verstärkt für
NGOs geöffnet, um Synergieeffekte aus der
Zusammenarbeit mit ihnen zu nutzen. Der Bei-
trag analysiert das Interaktionsspektrum zwi-
schen NGOs der humanitären Hilfeleistung und
der UN sowie seine Veränderungen über das
vergangene Jahrzehnt. Im Zentrum steht die
Frage, in welchem Ausmaß die identifizierten
Veränderungen der Professionalisierung und
Effienzienzsteigerung der NGOs oder den ver-
änderten rechtlichen Angebote der UN für die
NGOs – vor allem mit Blick auf Status und
Privilegien – geschuldet sind.2 Der Beitrag un-
tersucht dies exemplarisch an einem der wich-
tigsten international operierenden Akteure:
CARE International.3 In der Schlussbemerkung
werden die Ergebnisse der Analyse im Lichte
der Nord-Süd-Dimension einer zivilgesell-
schaftlichen Beteiligung an internationalen po-
litischen Prozessen betrachtet.

2 Humanitäre NGOs und die UN

Bis in die 1990er Jahre hinein waren die Inter-
aktionen zwischen NGOs der humanitären Hil-
feleistung und der UN auf ihre Zusammenar-
beit in der Implementierungsphase von Projek-
ten beschränkt. D.h. NGOs haben fast aus-
schließlich ‚im Feld‘ mit den diversen operati-
ven UN-Organisationen zusammengearbeitet.

Häufig agierten NGOs dabei als Kooperations-
partner der UN, die in Absprache mit ihr kom-
plementäre Arbeiten übernahmen oder auf der
Grundlage eines Kontraktes UN-Aufgaben aus-
übten.

Seit den 1990ern hingegen sind NGOs nun
in allen Phasen des politischen Prozesses
zugegen und gestalten ihn mit. NGOs sind heu-
te ebenfalls an der Politiksetzung (agenda-set-
ting) und Politikformulierung im UN-Rahmen
beteiligt. Insbesondere haben sich eine Reihe
von neuen Gremien sowie semi-formellen Me-
chanismen gebildet, die es den NGOs ermögli-
chen, teilweise engen Kontakt zu hohen UN-
Vertretern und Diplomaten aufzubauen. Um nur
einige Bespiele zu nennen:

Kerstin Martens

NGOs als professionalisierte Akteure
Care International’s Repräsentation bei der UN

• Zwecks Verbesserung der Koordination
zwischen den verschiedenen Akteuren im
Bereich der humanitären Hilfeleistung wur-
de 1992 das Inter-Agency Standing Com-
mittee (IASC) als zentrale Instanz innerhalb
der UN geschaffen. NGOs sind in diesem
Gremium durch NGO-Netzwerke vertreten.

• Eines der einflussreichsten Netzwerke stellt
heute das Steering Committee for Humani-
tarian Response (SCHR) dar, welches
ebenfalls 1992 als Allianz zwischen neun
großen NGOs bzw. NGO-Netzwerken der
humanitären Hilfeleistung gegründet wur-
de. Eine seiner Hauptaufgaben stellt der In-
formationsaustausch und die Entwicklung
gemeinsamer Standards dar, z.B. das
Sphere Project, ein Handbuch vereinbarter
Standards und eines gemeinsamen Code of
Conduct (The Sphere Project 2004).

• Auch wurde 1992 das Department of Hu-
manitarian Affairs (DHA) eingerichtet, um
mehr Synchronisation in der humanitären

Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 1/2005
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Hilfeleistung zu ermöglichen. 1998 wurde
es umbenannt in Office for the Coordination
of Humanitarian Affairs (OCHA) – damit
verbunden sollte OCHA nun auch noch stär-
ker dafür sorgen, NGOs in die Arbeit der
UN zu integrieren.

• In den letzten Jahren hat sich eine Reihe von
informellen Mechanismen entwickelt, wel-
che NGOs miteinschließen. Z.B. ermöglicht
es die Arria Formula einigen wenigen
NGOs, Mitglieder des Sicherheitsrates im
kleinen informellen Rahmen zu treffen und
sie zu aktuellen Geschehnissen zu informie-
ren. So fanden 2002 fünf Briefings statt, an
denen NGOs beteiligt waren (Global Policy
Forum 2004a).

• 1995 hat sich eine NGO Working Group on
the Security Council (WGSC) gebildet, die
ca. 30 der großen internationalen NGOs aus
diversen Politikfeldern umfasst. Seit 1997
hält diese Gruppe regelmäßige Treffen mit
Sicherheitsratmitgliedern ab. 2003 fanden 27
dieser ‚semi-offiziellen‘ Treffen statt (Glo-
bal Policy Forum 2004b; Paul 2001).

Auch CARE hatte bis in die 1990er fast aus-
schließlich Kontakt mit den operativen UN-Or-
ganisationen (UN Doc. E/C.2/1987/2/Add.1
§6). Aufgrund der Ausrichtung der NGOs auf
humanitäre Hilfeleistung fanden die meisten
Interaktionen zwischen CARE und dem Hoch-
kommissariat für Flüchtlinge (UNHCR) statt,
bei dem CARE häufig für Projekte unter Ver-
trag genommen wurde. Neben UNHCR unter-
hielt CARE aber auch noch diverse Kontakte
und gemeinsame Projekte mit anderen UN-Or-
ganisationen, wie z.B. dem Welternährungspro-
gramm (WFP), dem Kinderhilfswerk der Ver-
einten Nationen (UNICEF) und der Internatio-
nalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung
(IBRD). Gelegentlich fanden auch Projekte mit
der Welternährungsorganisation (FAO) statt,
selten hingegen gab es gemeinsame Projekte
mit dem Entwicklungsprogramm der Vereinten

Nationen (UNDP). Darüber hinaus besuchte
die NGO vor den 1990ern lediglich ab und an
internationale Konferenzen, die im UN-Rahmen
stattfanden. Zumeist verfolgte die NGO diese
einfach und gab nur selten ein Statement ab (UN
Doc. E/C.2/1991/2 §7).

Mit Beginn der 1990er Jahre hat CARE sei-
ne Zusammenarbeit mit der UN bewusst ver-
stärkt. Die UN wird heute für die NGO zuneh-
mend zum policy forum, in dem sie in beraten-
den Positionen agiert (Interview CARE H1).
Als Teil ihrer strategischen Planung hat sich die
Organisation zum Ziel gesetzt, eine kontinuier-
liche Interaktion mit der UN aufzubauen. Mit
anderen Worten: „the NGO was the sleeping
giant in the NGO community whose potential
for involvement lied behind its formal instituti-
onal capacities“ (Interview CARE H2).

Heute hingegen finden Interaktionen zwi-
schen CARE International und der UN sowohl
‚im Feld’ als auch in New York und Genf statt
(UN Doc. E/C.2/2001/Add.3 §2). In den ver-
gangenen Jahren hat CARE zunehmend eine
Führungsposition übernommen. So hat die Or-
ganisation z.B. die NGO-Community im Stee-
ring Committee for Humanitarian Response in
Genf vertreten und in diversen anderen Komi-
tees fungiert. CARE ist heute im Sphere Ma-
nagement Committee vertreten und auch regel-
mäßig bei UNHCR Executive Committee mee-
tings in New York anwesend, wo die NGO In-
formationen aus dem Feld hineinbringt und an-
schließend die Informationen der UN wieder an
seine Büros in den Einsatzgebieten zurückführt.
Auch hält die NGO heute regelmäßige Beratun-
gen mit diversen UN-Institutionen in Genf und
New York ab. Darüber hinaus ist CARE Mit-
glied in den in den letzten Jahren entstandenen
semi-formellen Gremien, welche Zugang zu
hohen UN-Vertretern und Diplomaten der UN
haben. So gehört die NGO z.B. zu den wenigen
privilegierten Mitgliedern in der Working Group
on the Security Council. Die NGO war auch
eine der ersten humanitären NGOs, die 1997
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den Sicherheitsrat auf der Basis einer Arria
Formula informiert haben. Im Mai diesen Jah-
res war CARE wiederum eine der wenigen hu-
manitären NGOs, die zu einem Briefing zur Lage
in Dafur, Sudan eingeladen wurden (Global
Policy Forum 2004a).

3 Professionalisierung der UN-
Repräsentation

Seit Mitte der 1990er Jahre haben die großen
international operierenden NGOs der humani-
tären Hilfeleistung wie CARE International ver-
stärkt in ihre Repräsentation bei der UN inves-
tiert. Nach und nach haben sie organisatorische
Strukturen aufgebaut, die der Verbesserung der
Interaktion mit der UN dienen, sowie Reprä-
sentanten rekrutiert, die über entsprechende Fä-
higkeiten verfügten.

3.1 Die Repräsentation bei der UN

CARE International hat seine UN-Repräsenta-
tion seit den 1990er Jahren graduell institutio-
nalisiert. Heute verfügt die NGO über ständige
Vertretungen in den beiden UN-Städten – Genf
und New York –, in denen humanitäre Anliegen
im UN-Rahmen diskutiert werden. Zuvor war
CARE International nur sporadisch bei der UN
repräsentiert gewesen. Den New Yorker Posten
z.B. hatte die amerikanische Sektion von CARE
mit übernommen. Diese hatte seit Anfang der
1990er Jahre eine ehrenamtliche Repräsentan-
tin ernannt, nachdem es der NGO nicht mehr
gelungen war, sämtliche Interaktionen mit der
UN für den alle vier Jahre geforderten Interak-
tionsbericht synchronisiert zu dokumentieren.
Wenige Jahre später wurde diese Position der
Repräsentation von der amerikanischen Mit-
gliedsorganisation an die internationale Mutter-
organisation übergeben, so dass CARE Inter-
national seit Mitte der 1990er nun als eine inter-
nationale Organisation bei der UN repräsentiert
war (Interview CARE N1).

Mitte des Jahres 2000 wurde diese Position
schließlich professionalisiert, indem eine haupt-
amtliche Vollzeitrepräsentation eingesetzt wur-
de, die ausschließlich zur Repräsentation von
CARE International bei der UN dient. Als Teil
der strategischen Entscheidung, verstärkt mit
den in New York sitzenden UN-Institutionen
zusammen zu arbeiten, wurde innerhalb der
Organisation vereinbart, solch eine kontinuier-
liche professionalisierte Repräsentation sicher-
zustellen. Daher wurden finanzielle Mittel im
Etat des Hauptsitzes von CARE International in
Brüssel festgesetzt, die eine solche Stelle er-
möglichten. Im Zuge dieser Professionalisie-
rung wurde auch ein eigenständiges, von der
amerikanischen Sektion abgelöstes Büro in
ummittelbarer Nähe der UN-Gebäude etabliert
(Interview CARE H2).

In Genf ist die NGO seit 1997 ebenfalls pro-
fessionell repräsentiert, nachdem CARE Inter-
national die Finanzierung auch dieser Position
sichergestellt hatte, für die die diversen Mit-
gliedsorganisationen ihren Beitrag leisten. Vor
1997 war die NGO in Genf nur sporadisch ver-
treten. Verschiedene CARE-Mitarbeiter waren
ab und an zu besonderen Gelegenheiten, z.B.
wichtigen Sitzungen oder Konferenzen, nach
Genf geflogen. Diese neue Position hingegen
ermöglicht CARE nun einen kontinuierlichen
Kontakt mit den dort ansässigen UN-Institutio-
nen, die sich mit humanitärer Hilfeleistung aus-
einandersetzen. Dieser ,multilateral liaison co-
ordinator‘ – so die Bezeichnung des Genfer
Postens im Jargon von CARE International –
„is tasked with the responsibility to maintain
regular contacts with the Geneva- and Rome-
based multilateral agencies and representational
bodies – including UNHCR, WFP, Red Cross
– and to represent CARE in the general humani-
tarian debate“ (CARE International 2002).

Die Einrichtung einer solchen Vertretung war
innerhalb der Organisation lange Zeit umstrit-
ten, insbesondere aufgrund der finanziellen
Aufwendung, die diese binden würde. „Off and
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on over many years CARE discussed setting up
a liaison office in Geneva, but nothing ever came
of it. There was always some disagreement
among various national CAREs regarding the
value of such an office and cost was an impor-
tant factor (...) it is quite expensive to support
an office in Switzerland, even a small one“ (In-
terview CARE G2). Darüber hinaus hatte die
Einrichtung einer ständigen Vertretung der NGO
in Genf – ähnlich wie auch zuvor in New York
– die Konsequenz, dass CARE nun als eine
international operierende Organisation auftrat,
und der Repräsentant „would not just advance
the vested interests of one specific CARE mem-
ber“ (Interview CARE G2). Auch verbesserten
sich mit dieser Position für die NGO die Mög-
lichkeiten, direkt und aktiv Einfluss auf die Ge-
schehnisse zu nehmen. Wie in einem Interview
zum Ausdruck gebracht: „the most influential part
of this [permanent representation] was because
having a CARE person on the ground in Geneva
meant that CARE for the first time played a large
and important role in the Steering Committee for
Humanitarian Response“ (Interview CARE G2).

3.2 Wichtige Faktoren zur Rekrutie-
rung von Repräsentanten

CARE International-Repräsentanten bei der UN
bringen ein ausgeprägtes Wissen über ihre Or-
ganisation, die sie vertreten, und deren Arbeits-
weisen mit. Dieses haben sie sich aufgrund ih-
rer langjährigen Zusammenarbeit mit der NGO
erworben, da sie schon zuvor für sie viele Jahre
im Feld tätig waren. Die Repräsentanten in Genf
z.B. hatten mindestens 15 Jahre für die NGO in
unterschiedlichen Positionen gearbeitet und hat-
ten hochrangige Positionen innerhalb der Orga-
nisation inne, wie z.B. die des ‚country direc-
tor‘ (Interview CARE G1; G2; H1).

CARE wählt solche ‚senior people‘ als Reprä-
sentaten, da sie die für eine solche Aufgabe wich-
tigen Voraussetzungen mitbringen, die es der Or-
ganisation ermöglichen, Einfluss auf UN Prozes-

se zu haben: intensive Erfahrung mit der NGO
und erhebliches Wissen über die Zusammenarbeit
mit der UN. „CARE puts high priority in having a
very experienced ‘mature’ person in the position.
It has to be someone with extensive humanitarian
field experience, senior humanitarian management
experience and the type of person who the UN
agencies could view as an ,equal‘, a person who
could comfortably work with and communicate
with very senior UN officials. It also has to be a
person who is highly respected by all national
CARE members“ (Interview CARE G2).

4 Konsultativstatus bei der UN

Die offizielle Anerkennung der NGOs auf der
Basis des Konsultativstatus beeinflusst das In-
teraktionsspektrum mit der UN vergleichsweise
wenig. Der Status dient in erster Linie dazu,
bürokratische Abläufe zu erleichtern. Als Repu-
tationsmittel hat der Konsultativstatus nur ge-
ringe Bedeutung für die Organisation. Auch
kann durch ihn kein negativer Druck auf die
NGO ausgeübt werden.

4.1 Privilegien durch
Konsultativstatus?

CARE International war eine der ersten Orga-
nisationen, die diesen Status von der UN er-
hielt. Bereits 1949 wurde die Organisation bei
der UN durch ihre amerikanische Mitgliedsor-
ganisation CARE US akkreditiert, die diesen
Status verliehen bekam. In den frühen 1990ern
hatten dann auch CARE Kanada und CARE
UK die Absicht, sich für den Status zu bewer-
ben, woraufhin die UN die NGO als eine inter-
nationale NGO akkreditiert haben wollte, um
zu vermeiden, dass sich sämtliche nationalen
Mitglieder von CARE International einzeln um
den Status bemühen. Als Teil dieser Gesamtbe-
werbung wurde CARE hochgestuft und erhielt
nun den höchsten Status der drei möglichen
(Allgemeiner Konsultativstatus).

Kerstin Martens
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Allerdings hat die NGO trotz dieser Status-
hochstufung die damit verbundenen erweiter-
ten Optionen der Interaktion mit der UN bisher
wenig genutzt. Im Gegensatz zu CARE US hat
CARE International nun z.B. auch die Mög-
lichkeit, Erklärungen abzugeben oder Vorschlä-
ge zur Agenda des ECOSOC und seinen Unter-
kommissionen zu machen. Doch diese Mög-
lichkeiten wurden bisher nicht wahrgenommen,
da sich CARE darauf konzentriert, in anderen
für die NGO primär relevanteren Gremien zu
agieren. Zu diesen hat sie Zugang aufgrund ih-
res internationalen Standings und Wirkungs-
grades, nicht weil sie formal von der UN aner-
kannt ist. Für die erweiterten Interaktionen zwi-
schen CARE und der UN seit Mitte der 1990er
ist die Einstufung in eine höhere Gruppe daher
nicht entscheidend gewesen.

4.2 Konsultativstatus als
Reputationsmittel?

CARE International sieht im Konsultativstatus
vor allem seinen praktischen Wert und interpre-
tiert ihn als „simply a fact of life“ (Interview
CARE N2). Durch diese Anerkennung kann
die NGO UN-Gebäude betreten, ohne jedes Mal
durch die Sicherheitsschleusen aufgehalten zu
werden. Als Mittel zur Steigerung ihres inter-
nationalen Ansehens nimmt die NGO den for-
malen UN-Status nur bedingt wahr. Auch hat
sich seit ihrer Hochgruppierung die Bedeutung
des Status nicht geändert. Genauso wenig kann
dadurch Druck auf die NGO ausgeübt werden.
Weder CARE US noch CARE International
haben je ernsthaft damit gerechnet oder rechnen
müssen, dass ihnen der Status entzogen werden
könnte, noch gab es je den Versuch, dieses zu
tun. Diese Sichtweise rührt daher, dass sowohl
die NGO als auch die UN beiderseits an einer
Zusammenarbeit interessiert sind. Ein NGO-
Repräsentant beschreibt das Verhältnis zwischen
CARE und der UN als eines von „mutual de-
pendent partnership“ (Interview CARE G1).

Diese Art der formalen Anerkennung durch
die UN ist daher – abgesehen von dem prakti-
schen Wert – ohne besondere Bedeutung für die
NGO, da die beiden Organisationen auch unab-
hängig von einem Konsultativstaus miteinander
interagieren würden. Die NGO hat Zugang zu
wichtigen UN-Vertretern und kann mit ihnen Ge-
spräche auf höchster politischer Ebene führen, weil
sie im Feld zusammenarbeiten, nicht weil die Or-
ganisation diesen Status innehat. Man kennt ihre
Repräsentanten bereits aus gemeinsamen Arbeits-
kontexten und nimmt sich als Kollegen wahr, da-
her ist ein enger Kontakt mit Diplomaten möglich.
Ein Repräsentant drückte es folgendermaßen aus:
„[h]aving consultative status within the ECOSOC
is formally important in the sense that you are an
accepted player in the broader humanitarian effort.
From a pragmatic and practical point of view I
never saw much value in CARE having consulta-
tive status ... I never feared losing that status“
(Interview CARE G2).

5 Schlussbemerkung

Humanitäre Hilfeleistungsorganisationen haben
seit Mitte der 1990er Jahre ihre Zusammenar-
beit mit der UN verstärkt und ihr Interaktions-
spektrum diesbezüglich ausgebaut. Während sie
zuvor nahezu ausschließlich im Bereich der ope-
rativen Aktivitäten mit der UN in Verbindung
standen, sind sie heute in allen Phasen des poli-
tischen Prozesses beteiligt: NGOs sind in bera-
tenden Funktionen tätig, sie sitzen in diversen
Gremien, sie sind am agenda-setting beteiligt.
Insbesondere sind sie nun in der Lage, eine
Reihe von informellen Mechanismen, die seit
Mitte der 1990er entstanden sind, nutzbar zu
machen, um einen intensiven und kontinuierli-
chen Kontakt mit ranghohen UN-Mitarbeitern
und nationalen Vertretern, z.B. Sicherheitsrats-
mitgliedern, auszuüben. Allerdings haben nur
einige wenige privilegierte NGOs Zugang zu
diesen neuen Gremien. Dies sind vor allem die
großen international operierenden Organisatio-
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nen wie CARE International, mit denen auch
von UN-Seite eine verstärkte Zusammenarbeit
gewünscht wird, da sie als wichtige Akteure in
der internationalen Politik wahrgenommen wer-
den. Darüber hinaus haben sie das Leistungs-
vermögens und die Kapazitäten, diese Foren zu
bedienen und auch für zu nutzen.

Was bedeuten diese Entwicklungen nun für
die Nord-Süd-Achse einer zivilgesellschaftlichen
Beteiligung auf internationaler Ebene? Wie das
Beispiel CARE International gezeigt hat, sind
die Ressourcen, die eine Organisation für ihre
Interaktion bereitstellen kann, wichtig, um die
Möglichkeiten der Mitgestaltung von Politikpro-
zessen im UN-Rahmen wahrnehmen zu können.
D.h. insbesondere in den vielen Gremien, die
sich in den letzten Jahren gebildet haben, sind es
die NGOs mit Repräsentanten vor Ort, die Zu-
gang zu UN-Vertretern haben. Eine solche Re-
präsentation setzt Ressourcen bei NGOs voraus,
über die viele Organisationen des Südens nicht
verfügen. Sie haben daher weniger Chancen, ihre
Interaktionen mit der UN zu intensivieren und
das Politikfeld humanitäre Hilfeleistung im Rah-
men der UN aktiv mitzugestalten. Ein Konsulta-
tivstatus durch die UN ermöglicht es den NGOs
zwar, sich besser an einem Informationsaustausch
zu beteiligen, doch diese Anerkennung heißt nicht,
dass sie wirklich aktiv gestaltend an den Politik-
prozessen teilnehmen können.

Daher scheint sich eine Nord-Süd-Spaltung
hinsichtlich der Interaktion mit der UN auch auf
der zivilgesellschaftlichen Ebene fortzusetzen.
Allerdings arbeiten viele der großen, internatio-
nal agierenden humanitären Organisationen mit
kleineren Partnern des Südens zusammen,
insbesondere im Feld. So könnte es den Organi-
sationen des Südens über eine Verstärkung ihrer
Zusammenarbeit mit ihren Partnern des Nordens
gelingen, einen verbesserten Zugang zu interna-
tionalen Foren, wie den UN, zu erlangen.

Kerstin Martens (geb. 1974), Politikwissen-
schaftlerin, ist wissenschaftliche Mitarbeiterin

im Sonderforschungsbereich 597 ’Staatlichkeit
im Wandel’ an der Universität Bremen
(kerstin.martens@sfb597.uni-bremen.de)

Anmerkungen

1 Dieser Beitrag ist Teil eines 2003 abgeschlos-
senen Promotionsprojektes (Martens 2003).

2 Veränderungen des Interaktionspektrums
zwischen NGOs und der UN können entspre-
chend eines Institutionalisierungsansatzes analy-
siert werden. Institutionalisierung wird als Pro-
zess betrachtet, der zwei Varianten aufweist. Zum
einen kann er als eine Art ,interner Prozess‘ aufge-
fasst werden. Entsprechend der Literatur zur Res-
sourcenmobilisierung werden Professionalisie-
rung und Effizienzsteigerung als Faktoren genannt,
die hinsichtlich des Interaktionsspektrums Ge-
wicht haben (Staggenborg 1997; Meyer/Tarrow
1998: 16; Rucht et al 1997: 55). Andererseits lässt
sich Institutionalisierung auch als eine Art ,exter-
ne Notwendigkeit‘ erfassen (DiMaggio/Powell
1983; Scott 1995: xv). Folgt man der neo-institu-
tionellen Auslegung des ,institutional channeling‘
(McCarthy et al. 1991), dann ist die Ausschöp-
fung des Interaktionsspektrums davon abhängig,
inwieweit NGOs die ihnen durch Regeln und
Regularien zugeschriebenen Möglichkeiten nutz-
bar machen. D.h. in diesem Falle sind es die Privi-
legien und der Druck eines verrechtlichten Ver-
hältnisses, die entscheidend für das Interakti-
onspektrum sind (Kubik 1998: 134).
3 Für die empirische Erhebung wurden semi-
standardisierte Experteninterviews mit Reprä-
sentanten dieser Organisationen in ,UN-Städ-
ten‘ wie Genf und New York sowie mit Vertre-
tern von CARE International an ihrem Haupt-
sitz in Brüssel durchgeführt.
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1 Einleitung

Der Beitrag skizziert zunächst die Entwicklung
des zivilgesellschaftlichen Engagements gegen-
über der Weltbank und stellt die Arbeit der Or-
ganisation urgewald vor. Im Zentrum des Bei-
trages stehen eine Darstellung des Lobbying
wie der internationalen Kooperation von NGOs
sowie eine Diskussion der Probleme und Hin-
dernisse. Dabei kann naturgemäß nur ein klei-
ner Ausschnitt der vielfältigen NGO-Aktivitä-
ten betrachtet werden. Der Beitrag konzentriert
sich daher auf einige exemplarische Lobbyvor-
haben.

2 Zivilgesellschaft versus Weltbank

neu besiedelten Gehöfte. Das Projekt Polono-
reste zur Besiedlung des Nordostens Brasiliens
hatte eine ähnliche Zielsetzung. Auch hier gab
es ähnliche soziale und ökologische Auswir-
kungen.

Die Zerstörung des tropischen Regenwal-
des und die Bedrohung indigener Völker war
der Auslöser für weltweite Proteste. Ende der
1980er Jahre wurde in Deutschland das Regen-
wald-Memorandum verfasst, das mit dazu bei-
trug, dass die Bundesregierung 1992 auf der
Konferenz in Rio einen Tropenwald-Aktions-
plan forderte.

Eine der AutorInnen des Memorandums,
Heffa Schücking, gründete 1992 urgewald. Ziel
der Organisation ist es seitdem, zerstörerische
Projekte zu identifizieren, ihre Finanzierung
offen zu legen und für Finanzinstitutionen wie
die Weltbank Umwelt- und Sozialstandards ein-
zufordern bzw. ihre Einhaltung zu überwachen.
Damit ist urgewald Teil eines internationalen
Netzwerks von NGOs, die sich mit Standards
(Policies) und Projekten auseinander setzen.
Andere NGOs befassen sich stärker mit allge-
meinen entwicklungspolitischen Fragen wie
Verschuldung oder Privatisierung öffentlicher
Güter.1

2.2 Weltbank gelobt Besserung

Immer wieder kam es wie bei den genannten
Projekten zu massiven Protesten von Betroffe-
nen und sie unterstützenden NGOs. Die Welt-
bank erkannte darin bald ein Reputationsrisiko
und versuchte gegenzusteuern. Nach und nach
entstanden eine Reihe von Umwelt- und Sozial-
standards. Darin wurden unter anderem Ver-
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Das Lobbying internationaler Entwicklungs-NGOs bei der Weltbank
Ein Bericht aus der Praxis von ‚urgewald’

2.1 Kritik an Megaprojekten

In den 1970er und 1980er Jahren begann die
Kritik an der Arbeit der Weltbank zu wachsen.
Das Projektportfolio der Institution beinhaltete
Mega-Infrastrukturprojekte wie Transmigrasi in
Indonesien oder Polonoreste in Brasilien. Bei
dem ersten Projekt handelte es sich um ein groß
angelegtes Umsiedlungsprojekt. Der Bevölke-
rungsdruck auf Indonesiens Hauptinseln Su-
matra und Borneo sollte gemindert werden, in-
dem Menschen auf kleineren Inseln angesiedelt
wurden. Dabei wurde jedoch keinerlei Rück-
sicht auf die indigene Bevölkerung, ihre Land-
rechte und Lebensweise genommen. Zudem
wurde für die Neusiedler der meist noch intakte
tropische Regenwald in den Siedlungsgebieten
abgeholzt. Da die Humusdecke im Regenwald
relativ dünn ist, stellte sich bereits nach weni-
gen Jahren verstärkte Erosion ein. Dies führte
zu geringeren Erträgen bis hin zur Aufgabe der
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fahren der Umweltverträglichkeitsprüfung ge-
regelt, der Umgang mit Indigenen festgelegt und
ein Verbot der Finanzierung von Projekten fest-
geschrieben, die den tropischen Regenwald
schädigen.

Die NGOs sahen und sehen ihre Aufgabe
darin, die Anwendung der nunmehr bestehen-
den Umwelt- und Sozialstandards in den Pro-
jekten der Weltbank zu überwachen. In ihrer
Kooperation mit lokalen NGOs im Süden ver-
suchen sie, Einfluss auf die politisch Handeln-
den im Norden auszuüben, auf Missstände auf-
merksam zu machen und eine Stärkung der Stan-
dards zu erreichen.

3 Die Praxis der NGO-Arbeit
3.1 Die Projektebene

Grundsätzlich befasst sich urgewald nur dann
mit einem Projekt, das von der Weltbank und/
oder einer anderen Finanzinstitution finanziert
wird, wenn es vor Ort eine Nachfrage nach
Unterstützung gibt. In der Regel gibt es im Sü-
den zivilgesellschaftliche Gruppen, die mit ur-
gewald oder seinen Partnern (wie z.B. Friends
of the Earth, International Rivers Network oder
Third World Network) in Kontakt sind.

Ein Weltbank-Projekt, mit dem urgewald
sich bereits seit 1996 auseinander setzt, ist die
Tschad-Kamerun-Pipeline. Mit dieser Pipeline
wird Öl aus dem Südosten des Tschad zu den
Verladeterminals nach Kribi an der Atlantikküste
Kameruns transportiert. Als sich Gruppen aus
dem Tschad und Kamerun mit der Bitte um
Unterstützung an unsere Partner von Environ-
mental Defense in den USA wandten, gaben
diese die Anfrage auch an deutsche NGOs wei-
ter. Es gründete sich die Arbeitsgemeinschaft
Erdölprojekt Tschad-Kamerun, zu der neben
urgewald u.a. auch Brot für die Welt, Eirene
und amnesty international gehören.

Nach ausgiebiger Recherche über die Ein-
zelheiten des Projekts, wozu auch Besuche vor
Ort gehörten, wurde ein Katalog von Mängeln

und Verbesserungsvorschlägen vorgelegt. Zu
den Mängeln gehörte z.B. die Verletzung der
Weltbank-Richtlinie zu Indigenen sowie das
Fehlen eines Regionalentwicklungsplans. Au-
ßerdem gab es keine Gewähr, dass die Erträge
ordentlich im Staatshaushalt des Tschad ver-
wendet würden. Mit diesen Feststellungen kon-
frontierten die an der weltweiten Kampagne
beteiligten NGOs die Gremien der Weltbank,
sowie Parlamentarier und Ministerien in den
Ländern des Nordens, die die größten Anteils-
eigner der Weltbank sind. Ein Prinzip bei die-
sen Lobbyterminen ist, dass stets versucht wird,
den Betroffenen Gehör zu verschaffen.

Da Regierungen und Parlamente verschie-
dener Länder begannen, in der Weltbank Fra-
gen zu stellen, gelang es, einige Verbesserun-
gen am Projekt zu erreichen. Ein wichtiger Er-
folg war die Einrichtung eines Gremiums, das
paritätisch von Regierung und Zivilgesellschaft
des Tschad besetzt die Erträge aus der Ölförde-
rung verwalten soll, damit ein Abzweigen der
Gelder auf Privatkonten verhindert wird und
das Geld der Entwicklung des Landes zugute
kommt.

Allerdings wurde die zentrale Forderung der
Zivilgesellschaft nach einem Moratorium des
Pipelinebaus bis zu dem Zeitpunkt, an dem die
Begleitmaßnahmen greifen, nicht erfüllt. Kon-
sequenz dessen ist, dass zwar seit Mitte 2003
Öl gefördert wird, wichtige Maßnahmen wie
z.B. der Regionalentwicklungsplan für die Pro-
jektregion jedoch immer noch nicht realisiert
sind.

Die ständige Begleitung des Projekts durch
internationale NGOs stellt eine wichtige Stütze
und auch einen Schutz der lokalen Zivilgesell-
schaft gegen Übergriffe staatlicher Stellen dar.

3.2 Die Policy-Ebene

Die Erfahrungen mit den diversen Projekten der
Weltbank zeigen, dass es ein Defizit in der An-
wendung der bestehenden Umwelt- und Sozi-
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alstandards gibt. NGOs fordern deshalb eine
Stärkung der Standards und ein besseres Main-
streaming von Nachhaltigkeitsaspekten im Ma-
nagement der Bank. In Teilen der Weltbank gibt
es demgegenüber entgegengesetzte Bestrebun-
gen, die Standards aufzuweichen und abzu-
schwächen. Treibende Akteure sind hier u.a.
die Exekutivdirektoren aus Schwellenländern
wie Indien und China, die mit der Souveränität
ihrer Regierungen gegenüber ‚Einmischungen
durch Standards‘ argumentieren. Teile des Ma-
nagements sehen in den Standards ein Ge-
schäftshindernis, das die Marktstellung der
Weltbank im Wettbewerb der internationalen
Projektfinanzierung gefährdet. Der Kernauftrag
der Weltbank, ,Armutsbekämpfung durch nach-
haltige Entwicklung‘, wird dabei außer Acht
gelassen.

Die International Finance Corporation (IFC),
der Teil der Weltbank, der Projekte des Privat-
sektors in Entwicklungs- und Schwellenländern
finanziert, revidiert derzeit ihre Umwelt- und
Sozialstandards. Kern der Kritik seitens der
NGOs ist die Aufgabe bindender Vorgaben zum
Schutz von Betroffenen und der Umwelt zu-
gunsten von unverbindlichen Absichtserklärun-
gen und Fall-zu-Fall-Entscheidungen, ob und
wie Schutzmaßnahmen getroffen werden.

Bei der Revision von Standards werden
NGOs im Rahmen von Dialogprozessen (Mul-
ti Stakeholder Dialogue) einbezogen. Neben
NGOs wie WWF (World Wide Fund for Na-
ture) oder IUCN (International Union for the
Conservation of Nature and Natural Resour-
ces), die zum Teil sogar gemeinsame Projekte
mit der Weltbank durchführen, werden auch
NGOs wie urgewald, Bretton Woods Project
(UK), Bank Information Center (USA), Rede
Brazil (Brasilien) oder Forum on the Global
South (Indien, Südasien) zu solchen Konsulta-
tionen eingeladen.

Ein Prinzip der NGOs für die Teilnahme ist
die Selbstselektion. Damit soll durch Abspra-
che zwischen NGOs innerhalb verschiedener

Regionen ein Mindestmaß an Repräsentanz ge-
währleistet werden. Gleichzeitig wird damit si-
chergestellt, dass nicht nur finanzkräftigere
NGOs aus dem Norden an den Konsultationen
teilnehmen. Bei Bedarf übernehmen Nord-
NGOs auch die Reisekosten für ihre Partner
aus Asien, Afrika, Lateinamerika oder Ozeani-
en.

In den letzten Jahren sind starke Zweifel an
der Ernsthaftigkeit aufgekommen, mit der die
Weltbank die Gespräche bestreitet. So haben
bei der Verabschiedung der neuen Forest Policy
im Herbst 1992 WWF und IUCN, die sonst
eher eng mit der Weltbank kooperieren, in ei-
nem Brief energisch protestiert, dass trotz lan-
ger Konsultationen Anregungen der NGOs
nicht in die Neufassung einflossen und die
Richtlinie den kategorischen Schutz tropischer
Regenwälder aufgibt. Ähnliche Erfahrungen
machten Vertreter indigener Völker bei der Be-
ratung der Indigenous Peoples Policy.

Der Konsultationsprozess für die Revision
der IFC-Standards war aus Sicht der NGOs
derart inakzeptabel, dass weltweit die Beratun-
gen boykottiert wurden. Damit sollte erreicht
werden, dass der Zeitraum für die Konsultatio-
nen ausgeweitet wird und den NGOs die zur
Änderung vorgesehenen Dokumente komplett
und nicht nur in Auszügen zur Verfügung ge-
stellt werden. Derzeit (Dezember 2004) wurde
durch den Boykott immerhin erreicht, dass der
Entscheidungsprozess um einige Monate bis Mai
2005 verlängert wurde.

3.3 Die Kampagne zur ‚Extractive
Industries Review‘

Die Kampagne zur Extractive Industries Re-
view (EIR) ist ein Musterbeispiel für eine gute
Abstimmung unter den NGOs. Weltbank-Prä-
sident James Wolfensohn hatte im Jahr 2000
den ehemaligen indonesischen Umweltminister
Emil Salim beauftragt, die Aktivitäten der Welt-
bank im Bereich der Rohstoffförderung (Öl,
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Gas, Kohle- und Erzbergbau) zu untersuchen.
Grund dafür waren Proteste von NGOs gegen
das Engagement der Bank im Rohstoffsektor,
weil nach Ansicht von Betroffenen und NGOs
die Armut in den Projektregionen verstärkt und
Umwelt in großem Umfang zerstört wurde.

Auch hier wurde ein Multi Stakeholder Dia-
logue mit Vertretern von Regierungen, Indus-
trie, Gewerkschaften, Indigenen, Betroffenen
und Zivilgesellschaft installiert. In Regionalkon-
ferenzen stellten die Repräsentanten der jewei-
ligen Interessengruppen ihre Sicht der Dinge
dar. Dabei fanden die NGOs bald, dass die
Konsultationen im Interesse von Weltbank und
Industrie abliefen. Aus Protest dagegen gab es
bei der Konferenz auf Bali (Indonesien) einen
‚Walk Out‘ der NGO-Vertreter. Emil Salim sah
sich dadurch veranlasst, die Verfahrensweise
zu ändern. Er übernahm die Forderung der
NGOs nach einem paritätisch besetzten Bera-
tungsgremium, das seine Arbeit als ‚Eminent
Person‘ inhaltlich und organisatorisch unterstüt-
zen sollte. Diese ‚Advisory Group‘ nahm im
Frühjahr 2003 die Arbeit auf.

Nach weiteren Regionalberatungen und hef-
tig diskutierten Zwischenentwürfen wurde der
Schlussentwurf der Extractive Industries Re-
view im Dezember 2003 bei einem internatio-
nalen Workshop in Lissabon vorgestellt. Welt-
bank und Industrie waren mit den Empfehlun-
gen des Berichts nicht einverstanden. Besonders
heftige Kritik übten sie an den Forderungen,
die Weltbank solle binnen fünf Jahren komplett
aus der Finanzierung von Erdölprojekten aus-
steigen, das bestehende Moratorium für Kohle-
projekte in einen Ausstieg umwandeln und
zudem Indigenen und von Projekten betroffe-
nen Gemeinden das Recht auf freie und auf vor-
heriger umfassender Information beruhende
Zustimmung (‚free, prior informed consent‘)
zuerkennen. Vor allem die Industrie übte hefti-
gen Druck auf Emil Salim aus und drohte sogar
mit dem Verlassen der Konferenz. Allerdings
gelang es den Industrievertretern nicht, andere

Interessengruppen wie z.B. die Gewerkschaf-
ten auf ihre Seite zu ziehen, und sie beließen es
bei der Drohung.

VertreterInnen der Zivilgesellschaft aus al-
ler Welt waren nach Lissabon gekommen, um
nochmals ihre Anliegen zu äußern. In einer Stra-
tegiekonferenz zu Beginn der Tagung wurden
das gemeinsame Vorgehen und die Ziele verab-
redet. Sehr bemerkenswert ist dabei, dass dabei
eine enge Abstimmung mit den Gewerkschafts-
vertretern gelang, obwohl es in einzelnen Sach-
fragen – wie dem im Bericht empfohlenen Aus-
stieg der Weltbank aus der Finanzierung von
Öl- und Kohleprojekten – keinen Konsens gab.
Man war sich einig, dass bei den Arbeitsgrup-
pen und in den Plena des Workshops nicht der
Eindruck entstehen dürfe, als seien die NGOs
‚Ghostwriter‘ des EIR-Berichts. Die Forderun-
gen, die Emil Salim aufgestellt hatte, wurden
zwar als ein Schritt in die richtige Richtung be-
wertet, doch gingen sie vielen NGOs nicht weit
genug. Einige NGOs vertraten weiterhin die
Forderungen nach dem kompletten Ausstieg der
Weltbank aus der Finanzierung jeglicher Roh-
stoffprojekte. Bei dem Workshop kam es je-
doch vor allem darauf an, Emil Salim den Rü-
cken zu stärken und zu verhindern, dass die
Industrie und die Weltbank in letzter Minute
noch den Forderungskatalog abschwächten. Vor
allem durch das geschickte Agieren der beiden
NGO-Vertreter in der ‚Advisory Group‘ so-
wohl im Vorfeld als auch auf der Konferenz
gelang es, eine einheitliche Front von NGOs,
Vertretern von Indigenen und Betroffenen so-
wie Gewerkschaften herzustellen. Da die Re-
präsentanten von Wissenschaft und Regierun-
gen dem Bericht positiv bis neutral gegenüber
standen, war die Industrie in ihrer Haltung iso-
liert.

Nach Abschluss des Workshops wurde auf
einer weiteren Strategiekonferenz der NGOs
verabredet, wie sie die von ihnen als Schritte in
die richtige Richtung angesehenen Empfehlun-
gen der EIR-Berichts (u.a. ‚free, prior informed
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consent‘, Ausstieg aus der Finanzierung von
Erdölprojekten bis 2008, erhebliche Steigerung
der Investitionen in erneuerbare Energien, Be-
achtung von Menschenrechten und Kernarbeits-
normen der Internationalen Arbeitsorganisation
ILO, Projektfinanzierung nur bei guter Regie-
rungsführung) unterstützen wollten.

Unter anderem wurde durch die internatio-
nale Koordination der Kampagne erreicht, dass
eine Reihe von Friedensnobelpreisträgern in ei-
nem offenen Brief an die Weltbank die EIR-
Empfehlungen unterstützten. Weltbank-Präsi-
dent Wolfensohn wurde, wo immer er öffent-
lich auftrat, mit den EIR-Empfehlungen kon-
frontiert. Emil Salim reiste durch europäische
Hauptstädte, um für seinen Bericht zu werben.
Unterstützt durch Lobbygespräche von NGOs
wie urgewald und einen Brief des VENRO-
Vorstandes an die Minister für Entwicklung und
Umwelt wurde in Deutschland erreicht, dass
der Bundestag sich in einem Beschluss die Kern-
forderungen der EIO zueigen machte. Auch das
Europäische Parlament fasste einen entsprechen-
den Beschluss.

Die Weltbank hat die Empfehlungen der EIR
nicht in vollem Umfang übernommen. Bereits
auf einer Lobbytour nach Washington im Feb-
ruar 2004 wurde den Vertretern der NGOs klar,
dass das Weltbank-Management nicht gewillt
war, die Forderungen des EIR-Berichts umzu-
setzen. NGO-Repräsentanten aus Afrika, La-
teinamerika und Europa besuchten innerhalb
einer Woche fast zwei Drittel aller 24 Exekutiv-
direktoren (ED) der Weltbank und hatten auch
Gespräche mit dem Management. Dabei stellte
sich heraus, dass die EDs, die als Verwaltungs-
rat der Bank die Richtlinien der Arbeit bestim-
men und jede Kreditentscheidung absegnen
müssen, nur sehr selektiv und einseitig vom
Management über den EIR-Prozess informiert
worden waren. Ansätze wie die Forderungen
nach einer stärkeren Berücksichtigung guter
Regierungsführung, der Beachtung der Men-
schenrechte oder der verstärkten Investitionen

in erneuerbare Energien fanden das Interesse
zumindest der EDs der Industrieländer. Die
Weltbank-interne Geschäftsordnung verlangt
auf jeden Prüfbericht (extern oder intern) eine
so genannte ‚Management Response‘, in der
dargelegt wird, ob und wie die Bank den Emp-
fehlungen folgen will. Der erste Entwurf der
‚Management Response‘ gelangte – wie manch
anderes interne Papier auch – durch eine geziel-
te Indiskretion aus Reihen der Weltbank in die
Hände der NGOs und damit an die Öffentlich-
keit. Dies ermöglichte den NGOs, den kom-
pletten Unwillen des Bankmanagements zur
Umsetzung der EIR-Empfehlungen der Öffent-
lichkeit und den politischen Gremien der An-
teilseigner deutlich zu machen.

Der damit entstandene politische Druck er-
möglichte es, zumindest einiges aus den Emp-
fehlungen in die endgültige ‚Management Re-
sponse‘ zu bekommen. Nicht übernommen
wurden u.a. der Ausstieg aus der Finanzierung
der Ölprojekte und das Konzept des ‚free, prior
informed consent‘. Letzteres wurde umgedeu-
tet in ‚free, prior informed consultation‘, was
keinen Fortschritt darstellt, sondern lediglich
einen neuen Terminus für die bisher schon be-
stehende Pflicht zu Konsultationen mit Betrof-
fenen. In der ‚Management Response‘ wurden
zahlreiche Empfehlungen auf andere Prozesse
wie die Revision der IFC Umwelt- und Sozial-
standards vertagt. Die Aufschnürung des in sich
konsistenten Pakets macht es auch für sachkun-
dige Beobachter schwierig, zu verfolgen, was
letztendlich mit den Empfehlungen der EIR ge-
schieht.

Eine völlige Umsetzung der EIR-Empfeh-
lungen war realistischer Weise seitens der NGO
nicht erwartet worden. Erreicht wurde z.B. auch,
dass der IFC-Chef Peter Woicke sich die Be-
achtung der Menschenrechte und der ILO-Kern-
arbeitsnormen für seine Organisation zum Ziel
gesetzt hat. Es bleibt aber abzuwarten, was aus
dieser Absichtserklärung wird, wenn Mitte 2005
ein neuer Präsident der Weltbank und auch ein

Knud Vöcking
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neuer Chef für IFC bestimmt werden. Die The-
men der EIR sind jedoch auf der Tagesordnung
beim Dialog mit der Weltbank und werden von
den NGOs immer wieder thematisiert. Ähnlich
wie die Ergebnisse der World Commission on
Dams (WCD), die aus Sicht der Probleme mit
den Großstaudämmen zu vielfach ähnlichen
Empfehlungen wie der Salim-Report kam, bil-
det die Extractive Industrie Review einen Be-
zugspunkt für die internationale Zivilgesell-
schaft. WCD und EIR dienen als ‚Benchmark‘
für die Reform von Standards der Weltbank und
anderer Finanzinstitutionen.

4 Probleme beim Lobbying
4.1 Hindernisse in der deutschen

Politik

Bei Lobbygesprächen mit Bundestagsabgeord-
neten müssen Vertreter von NGOs immer wieder
feststellen, dass die Abgeordneten und ihre Mit-
arbeiter kaum über Informationen darüber ver-
fügen, was im Namen der Bundesrepublik
Deutschland in der Weltbank entschieden wird.

Das Weltbank-Referat im Ministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) ist NGOs ge-
genüber sehr offen und
dialogbereit. Allerdings
ist die Personaldecke des
Referats sehr dünn, die
Mitarbeiter sind daher
chronisch überlastet. Da-
mit sind weder die Abge-
ordneten noch das Minis-
terium in der Lage, allem
zu folgen, was in der Welt-
bank vor sich geht.

Der deutsche Exeku-
tivdirektor bei der Welt-
bank bemüht sich mit sei-
nem Beraterstab, die Vor-
gaben deutscher Politik
umzusetzen. Er ist dabei

in einer ‚Zwitterposition‘: Einerseits ist er Ver-
treter des Anteilseigners, andererseits ist er der
Weltbank verpflichtet und wird wie auch sein
Stab von ihr bezahlt. Er ist damit keinem ‚impe-
rativen Mandat‘ des BMZ unterworfen und hat
durchaus Spielraum für Entscheidungen. Aus
Sicht der NGOs könnte der deutsche ED dabei
öfter deutlich machen, dass Deutschland eine
dezidierte Position hat (wie z.B. bei den EIR-
Empfehlungen). Durch die Gepflogenheit der
Exekutivdirektoren, Entscheidungen in der über-
wiegenden Anzahl der Fälle im Konsens zu fäl-
len, wird des öfteren Entscheidungen zuge-
stimmt, obwohl BMZ-interne Politikpapiere et-
was anderes empfehlen. So hat Deutschland z.B.
im krassen Gegensatz zum eigenen Waldsek-
torpapier der Verwässerung der Forest Policy
zugestimmt.

4.2 Probleme in der Weltbank

Die Weltbank-Gruppe besteht aus fünf verschie-
denen Institutionen mit teilweise eigenständi-
gem Management und insgesamt mehr als
10.000 Beschäftigten. Natürlich gibt es in solch
einer Riesenbehörde Reibungsverluste und auch
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widerstreitende Interessen. Nicht alle Initiati-
ven des derzeitigen Weltbank-Präsidenten Wol-
fensohn wurden von Management auch umge-
setzt. Hinzu kommt, dass auch im Verwaltungs-
rat (Board of Directors) Interessenkonflikte herr-
schen. Während die Exekutivdirektoren der In-
dustrieländer in Maßen offen für Umwelt- und
Sozialstandards sind, gibt es Widerstände aus
Ländern wie Indien und China, wenn es um
Menschenrechte oder Umweltschutz geht.

Zwar gibt es mittlerweile Beschwerdeme-
chanismen innerhalb der Weltbank, wenn Be-
troffene aus einem Projektgebiet mangelnde Be-
teiligung oder die Verletzung von Umwelt- und
Sozialstandards monieren. Der Inspection Pa-
nel kann aber nur mit Zustimmung der EDs agie-
ren und hat keine Mittel, seine Empfehlungen
für die Projektverbesserungen durchzusetzen
oder zu überwachen.

4.3 Probleme in der
NGO-Gemeinschaft

Es gibt deutliche Unterschiede zwischen gro-
ßen NGOs wie WWF oder IUCN und ‚klei-
nen‘ wie Friends of the Earth, Bank Informati-
on Center oder urgewald. Während die ersteren
sehr dialogorientiert sind und auch gemeinsame
Projekte mit der Weltbank durchführen, halten
die anderen neben Dialog auch Konfrontation
in Form von Aktionen oder Boykotten für nütz-
lich.

Ein Vorwurf, der den NGOs immer wieder
gemacht wird, ist die angebliche Nord-Zentrie-
rung. Es wird seitens der Bank (und auch in der
Presse) gern behauptet, dass es bei den Um-
welt- und Sozialstandards um die Interessen von
Ökologen aus dem Norden gehe und nicht um
die Interessen der Menschen im Süden. Dem
treten die NGOs gegenüber, indem sie sich wie
in der EIR-Kampagne international koordinie-
ren und vor allem KollegInnen aus dem Süden
ermöglichen, Lobbytermine in Washington oder
europäischen Hauptstädten wahrzunehmen.

Zudem wird in internationalen Strategiekon-
ferenzen wie in Penang (Malaysia) im Januar
2004 und im Februar 2005 in Accra (Ghana)
versucht, verschiedene Ansichten wie z.B. die
Bewertung von Konditionalitäten zu diskutie-
ren und gemeinsame Strategien für den Um-
gang mit den internationalen Finanzinstitutio-
nen zu vereinbaren.

5. Desiderat: Forschung über
‚kleine‘ NGOs

Dieser Beitrag konnte nur einen knappen Ab-
riss dessen liefern, was die Lobbyarbeit inter-
national arbeitender NGOs ausmacht. Die poli-
tikwissenschaftliche Forschung hat sich jedoch
bisher überwiegend mit Großorganisationen wie
dem WWF oder Greenpeace und ihren Einfluss
auf politische Prozesse befasst. Doch auch die
Kooperationen von ‚kleinen‘ NGOs und beste-
hende Netzwerke wie die europäische Koordi-
nation der ‚IFI-Watcher‘ oder das Internetpor-
tal www.ifiwatchnet.org, das basisdemokratisch
von NGOs weltweit administriert wird, wären,
wie der Beitrag zu zeigen versuchte, durchaus
eine eingehendere Betrachtung wert.

Knud Vöcking (48) ist hauptamtlicher Fachrefe-
rent Weltbank bei urgewald. Seine e-mail-Adres-
se lautet: knud@urgewald.de

Anmerkung

1Ein gravierender Diskussionspunkt zwi-
schen den verschiedenen NGOs ist die Be-
wertung von Konditionalitäten. Während
NGOs, die sich auf die allgemeine entwick-
lungspolitische Diskussion konzentrieren,
makroökonomische Konditionalitäten vehe-
ment ablehnen, sehen NGOs, die sich mit Pro-
jekten auseinander setzen, in Umwelt- und
Sozialstandards ein Instrument, die Rechte der
Betroffenen zu sichern und die ökologischen
Folgen zu minimieren.

Knud Vöcking
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1 Einführung

Entwicklungspolitisch orientierte Nichtregie-
rungsorganisationen (Non Governmental De-
velopment Organizations, NGDOs) sind nicht-
staatliche und nicht-privatwirtschaftliche Orga-
nisationen, die als zivilgesellschaftliche Themen-
anwälte und Dienstleister in entwicklungspoli-
tisch relevanten Bereichen aktiv sind. Wichtige
Tätigkeitsfelder sind: Menschenrechtsarbeit,
Bildung, Gesundheit, Umweltschutz, Kleinst-
kredite, Beschäftigungsförderung und humani-
täre Hilfe. Viele NGDOs haben im Unterschied
zu staatlichen Organisationen, die ein eng defi-
niertes behördliches Mandat besitzen, eine de-
zidiert sektorübergreifende Ausrichtung, wie
z.B. die Bekämpfung von Armut oder die För-
derung von Geschlechterdemokratie.

Der Beitrag nimmt zur theoretisch-empiri-
schen Verortung von NGDOs Stellung und stellt
zwei Thesen zu ihren Möglichkeiten und Gren-
zen vor. Er analysiert die spezifischen Innovati-
onspotenziale und Innovationsleistungen von
NGDOs bei der Überwindung von Armut und
Marginalität und geht auf typische Transforma-
tionsdynamiken und damit verbundene Orien-
tierungsdilemmata für NGDOs ein.

und die Projektarbeit von NGDOs dazu beige-
tragen, den normativ aufgeladenen Diskurs
über Zivilgesellschaft mit Aspekten aus der
praktischen Entwicklungsarbeit anzureichern.
NGDOs werden inzwischen in vielen Entwick-
lungsländern von der internationalen Gemein-
schaft als wichtiger Teil der Zivilgesellschaft
wahrgenommen, weil sie im Vergleich zu an-
deren gesellschaftlichen Kräften, etwa vielen
Gewerkschaften, über eine größere parteipoli-
tische Unabhängigkeit verfügen, international
oft besser vernetzt sind, weniger mitglieder-
und mehr werteorientiert sind, und es ihnen
gelungen ist, finanzielle Ressourcen von Drit-
ten in beträchtlichem Umfang für ihre Arbeit
einzuwerben.

Definitionen und gesetzliche Rahmenbedin-
gungen, die sich auf NGDOs und ihre Aktivitä-
ten beziehen, weisen nicht nur in Entwicklungs-
ländern eine große Bandbreite auf. Sie unter-
scheiden sich im Hinblick auf die Benennung
von Organisationstypen (Stiftungen, Vereine,
Verbände), die Registrierung von Organisatio-
nen, Tätigkeitsbereiche, Anerkennung der Ge-
meinnützigkeit, Rechenschaftspflichten und
steuerrechtliche Privilegien. Die in vielen Staa-
ten unbefriedigenden gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen und die Bandbreite des Engagements
der verschiedenen Typen von NGDOs machen
eine theoretische und empirische Verortung von
NGDOs zu einem schwierigen Unterfangen.

Ich halte es für wichtig, den Begriff der Zi-
vilgesellschaft mit seiner normativen, funktio-
nalen und akteurorientierten Dimension be-
reichsadäquat (bezogen auf ein Politikfeld, ei-
nen Sektor, ein Programm) zu operationalisie-

Berthold Kuhn

Innovationspotenziale, Handlungsmuster und Orientierungsdilemmata
von NGDOs

2 Die theoretisch-empirische
Verortung von NGDOs

NGDOs haben im Zuge des intensivierten Dis-
kurses um den Begriff der Zivilgesellschaft im
Politikdialog, in der Wissenschaft und in der
entwicklungspolitischen Praxis einen großen
Bedeutungsaufschwung erfahren. Gleichzei-
tig haben die themenanwaltlichen Aktivitäten
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ren. Hier bietet sich ein Sphärenmodell an, das
zwischen der Sphäre des Staates, des Marktes
und der Zivilgesellschaft unterscheidet. Ein
Modell, das Zivilgesellschaft zwischen Staat und
Familie platziert (Zimmer 2002: 41), halte ich
für den Entwicklungsländerkontext weniger
geeignet. In vielen Entwicklungsländern sind
einflussreiche Netzwerke von Großfamilien
wichtige Akteurgruppen, die ich der zivilgesell-
schaftlichen Sphäre zuordnen würde und deren
Aktivitäten als soziale Einheit oder Gruppe das
Private transzendieren. Die Abgrenzung von der
Privatwirtschaft (dem profit sector) halte ich
dagegen für wichtig, weil sich Handlungsmus-
ter zivilgesellschaftlicher Akteure aufgrund von
gewachsenen Vorbildern und politischen wie
rechtlichen Rahmenbedingungen von den Hand-
lungsmustern privatwirtschaftlicher Akteure
meistens deutlich unterscheiden. Akteure der
Staatssphäre, der Marktsphäre und der zivilge-
sellschaftlichen Sphäre weisen idealtypisch un-
terschiedliche Charakteristika der Konstituierung
auf:
• Staatliche Akteure: Entstehung und Wachs-

tum durch Regelungsbedarf, Bestimmung
und Ausweitung des gesetzlichen und poli-
tischen Mandates.

• Privatwirtschaftliche Akteure: Entstehung
und Wachstum durch Streben nach Gewinn
und Ausnutzen von Wettbewerbsvorteilen.

• Zivilgesellschaftliche Akteure: Entstehung
und Wachstum durch Bedarf und Auswei-
tung von organisierter Solidarität.

Eine klare Grenzziehung ist bei der Benennung
unterschiedlicher Handlungslogiken von Ak-
teurtypen nicht zu leisten, weil sich in der Pra-
xis mit Blick auf wohlfahrtsstaatliche Instituti-
onen und unternehmerische Philanthropie zu
viele Mischformen finden, die je nach politi-
schen, rechtlichen und kulturellen Rahmenbe-
dingungen variieren. Ich halte es jedoch für wich-
tig, eine modellartige Zuspitzung idealtypischer
Charakteristika unterschiedlicher Typen von
Organisationen zu versuchen. Der praktische

entwicklungspolitische Nutzen einer solchen
Analyse ist nach meiner Beratungserfahrung
sehr hoch. Zahlreiche internationale, supranati-
onale und nationale Institutionen (Vereinte Na-
tionen, Weltbank, Europäische Kommission,
Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung) stehen in Program-
men und Projekten immer wieder vor strategi-
schen Alternativen der Zusammenarbeit mit Part-
nerorganisationen; eine grundlegende Reflexi-
on über komparative Vor- und Nachteile unter-
schiedlicher Organisationstypen findet dabei
häufig nicht statt.

Akteure der Staatssphäre engagieren sich bei
der Regelsetzung und -durchsetzung und sind
im Vergleich zu privaten Akteuren typischer-
weise enger an die Einhaltung von Regeln und
Dienstwegen gebunden. Die dominante Hand-
lungsmaxime privatwirtschaftlicher Akteure ist
durch Streben nach Produktivitätssteigerung,
Gewinnmaximierung und Kundenorientierung
gekennzeichnet. Zivilgesellschaftliche Akteure
sind idealtypisch bei ihren Aktivitäten um Er-
weiterung von Solidarität bemüht und typischer-
weise darauf angewiesen, Ressourcen in Form
von ehrenamtlicher Arbeit, Mitgliedsbeiträgen,
Spenden und Zuschüssen einzuwerben. Zivil-
gesellschaftliche Organisationen, sofern sie nicht
auf eine lange Tradition und ein großes Netz-
werk zurückblicken können, besitzen in der
Regel eine geringere Bestandsgarantie als staat-
liche Akteure, aber weisen dafür eine höhere
Flexibilität auf und können spontaner agieren,
weil ihr Handeln weniger durch formalisierte
Strukturen und Verfahren gekennzeichnet ist.
Unscharfe gesetzliche Rahmenbedingungen
räumen Akteuren jedoch in vielen Staaten breite
Handlungskorridore ein, die von mächtigen
Organisationen geschickt zu ihrem eigenen Vor-
teil genutzt werden können, allerdings vielfach
mit zweifelhaften entwicklungspolitischen Aus-
wirkungen, wie ich später am Beispiel der
NGDO BRAC aus Bangladesch aufzeigen
möchte.
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3 Grenzen der Leistungsfähigkeit
zivilgesellschaftlicher
Organisationen

im Irak, wo NGDOs als Propaganda-Sirenen
und Dienstleister ausländischer Geldgeber agie-
ren, bereitet in diesem Zusammenhang Sorgen.

Meine zweite These basiert auf meiner em-
pirisch gewonnenen Erkenntnis, dass die Orga-
nisationsprinzipien Solidarität und Freiwillig-
keit im Kontext geberinduzierter Vertragskultur
leicht erodieren können.

NGDOs und ihre Mitarbeiter werden durch
Verträge mit Geberorganisationen, die zeitlich
und finanziell eng definierte Projektleistungen
beschreiben, neuen Handlungslogiken ausge-
setzt, die sich eher in eine Dienstleistungskultur
statt in eine Kultur der engagierten Solidaritäts-
arbeit für Arme und Benachteiligte einfügen.
Vielfach gehen den NGDOs im Prozess der
professionellen Konsolidierung ehrenamtlicher
Strukturen komparative Vorteile wie die Mobi-
lisierung ehrenamtlicher Arbeit, Flexibilität,
Experimentierfreude und partizipationsintensi-
ve Arbeit mit Zielgruppen verloren. Es gibt aber
Möglichkeiten für NGDOs, diesen Prozess
durch reflektierte Balancestrategien zwischen
themenanwaltlicher Arbeit und Dienstleistungs-
orientierung und durch bewusste Integration in
das zivilgesellschaftliche Umfeld günstig zu
beeinflussen.

4 Innovationspotenziale von
NGDOs

Zunächst möchte ich einige Innovationspoten-
ziale von NGDOs herausstellen, die bisher von
der wissenschaftlichen Literatur nicht genügend
gewürdigt worden sind. Innovationsleistungen
von NGDOs bestehen vor allem in ihrer Fähig-
keit, Zugang zu marginalisierten Bevölkerungs-
gruppen zu bekommen und mit ihnen so partizi-
pativ zu arbeiten, dass ihre Selbsthilfekapazitä-
ten nachhaltig gestärkt werden können.
Weiterhin besitzen sie, etwa im Vergleich zu
Behörden, die Fähigkeit, sehr flexibel auf be-
stimmte Probleme und Anforderungen zu rea-
gieren und Ressourcen in Form von Arbeit und

Meine erste These lautet, dass NGDOs sich im
Spannungsfeld zwischen einem funktionalen
Dilettantismus und einer dilettantischer Funkti-
onalisierung durch ihre Geldgeber bewegen. Der
Begriff funktionaler Dilettantismus ist von Wolf-
gang Seibel (1994) geprägt worden. Der Be-
griff stellt darauf ab, dass Nicht-Regierungsor-
ganisationen (NGOs) in einer Nische der mo-
dernen Organisationskultur agieren. NGOs sind
weder ausreichend staatlicher Kontrolle noch
marktwirtschaftlichem Wettbewerb ausgesetzt,
und es stellen sich daher besonders leicht Inef-
fektivitäten und Ineffizienzen ein. Die Arbeit
von NGOs hat aber dennoch eine gewisse Wer-
tigkeit, in dem Sinne, dass Probleme in der öf-
fentlichen Wahrnehmung in endlosen Diskurs-
schleifen entschärft und sogar befriedet werden
können, institutionell eingegrenzt werden und
beschäftigungstherapeutische Effekte erzielt
werden. Organisatorischer Dilettantismus kann
nach Seibel daher funktional sein. Der Non-
Profit-Bereich bietet besonders „günstige Rah-
menbedingungen für erfolgreiches Scheitern“
(Seibel 1999). Ohne Seibel widersprechen zu
wollen, setze ich dem Begriff des funktionalen
Dilettantismus den Begriff der dilettantischen
Funktionalisierung gegenüber, der nicht nur die
NGDOs in die Kritik setzt, sondern auch ihre
so genannten Partner und Geldgeber, die sie auf
dilettantische Art und Weise instrumentalisie-
ren. Geberorganisationen schreiben NGDOs
durch Ressourcentransfer eine bestimmte Funk-
tion zu, die sie aber immer weniger erfüllen kön-
nen, je mehr sie in die Abhängigkeit der Geber-
organisationen verfallen. Das standing der
NGDOs im zivilgesellschaftlichen Kontext und
ihre Arbeitsweise werden durch bestimmte Part-
nerschaftskonstrukte leicht diskreditiert. Sie
verlieren Einfluss und Zugang zu bestimmten
Milieus. Die Entwicklungen in Afghanistan und
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Kapital kurzfristig zu mobilisieren, wie wir es
vielfach aus der humanitären Hilfe kennen. Ich
möchte die Innovationsleistungen von NGDOS
am Beispiel von Aktivitäten in den Bereichen
Bildung, Gesundheit und Kleinkredite illustrie-
ren.

In vielen Entwicklungsländern gelang es
NGDOs durch intensive Zusammenarbeit mit
den Zielgruppen, Eltern und ihre Kinder von
der Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit eines
Schulbesuches und einer Ausbildung zu über-
zeugen. In ländlichen Gebieten konnten
NGDOs durch innovative Schulkonzepte An-
gebotslücken schließen. Beispielsweise wurden
in vielen Staaten Südasiens mit Unterstützung
von Eltern in einfachen Gebäuden oder Hütten
Schulklassen für kleinere Kinder in der Nähe
ihres Wohnortes eingerichtet. Viele NGDOs
unterrichten Jungen und Mädchen in einer Klas-
se statt getrennt, wie in staatlichen Schulen. Sie
entwickelten interaktive Lernmethoden, rekru-
tierten motivierte junge Lehrer und Lehrerinnen
und setzten visuelle Hilfsmittel mit erstaunli-
chen Erfolgen ein. Weiterhin gründeten
NGDOs spezielle Schulen für Schulabbrecher,
die durch besondere Unterstützung wieder in
das Ausbildungssystem integriert werden konn-
ten. NGDOs in Bangladesch sind in der Förde-
rung ländlicher Schulbildung sehr erfolgreich,
weil sie durch Konzentration auf bestimmte
Dörfer und Zielgruppen partizipativer mit den
betroffenen Familien zusammenarbeiten können
als staatliche Strukturen. Allerdings besteht die
Gefahr der Fragmentierung des Ausbildungswe-
sens, wenn der Staat seine Richtlinienkompetenz
im Bereich Bildung nicht wahrnimmt.

Gesundheit, Gesundheitsfürsorge, Verhü-
tung und Familienplanung sind sensible The-
men, die stark von Traditionen beeinflusst sind.
Eine intensive und methodisch innovative Zu-
sammenarbeit mit den Zielgruppen ist Voraus-
setzung, um Erfolge zu erzielen. In Zusammen-
arbeit mit der Regierung konnten viele NGDOs
vor allem die Bereitschaft von Frauen erhöhen,

ihre Kinder impfen zu lassen. Mit innovativen
Methoden, wie z.B. Kleinkunst- und Theater-
veranstaltungen, schafften NGDOs bei vielen
Zielgruppen Bewusstsein für eine Gesundheits-
fürsorge, die diese Gruppen ohne Unterstüt-
zung von NGDOs nicht erworben hätten. Bei
der Aufklärungsarbeit im Bereich HIV/AIDS
arbeiten NGDOs mit wichtigen Zielgruppen wie
Prostituierten und Homosexuellen zusammen,
zu denen staatlichen Behörden schon aufgrund
der Illegalität von Prostitution und Homosexu-
alität in vielen Entwicklungsländern mit restrik-
tiver Gesetzgebung keinen Zugang haben. Eine
wertschätzende Zusammenarbeit zwischen staat-
lichen Institutionen und bestimmten Zielgrup-
pen ist in vielen Entwicklungsländern völlig
unrealistisch, weil der Staat bei vielen Bevölke-
rungsgruppen nicht über genügend politische
Legitimität verfügt und seine Kapazitäten
darüber hinaus begrenzt sind. Lobbyarbeit und
Sozialarbeit mit und für körperlich und geistig
Behinderte, die in vielen Entwicklungsländern
kaum staatliche Unterstützung erhalten, ist ein
weiteres Beispiel, wie sich NGDOs sinnvoll
engagieren. Das Centre for the Rehabilitation
of the Paralysed in Savar bei Dhaka-Savar, in-
itiiert von einer Engländerin, arbeitet mit der
Unterstützung vieler ausländischer Freiwilliger
vor allem im Bereich Physiotherapie, der in
Bangladesch lange Zeit quasi nicht existent war.
Die Organisation bildet einheimische Physio-
therapeuten aus und unterhält ein Krankenhaus
und ein Rehabilitationszentrum. So können in
Savar inzwischen mit relativ geringen Kosten
viele körperliche Fehlstellungen rechtzeitig be-
handelt und korrigiert werden. Die Erfolge, die
ohne aufwändige Operationen erzielt werden
können, sind beeindruckend (Kuhn 2005: 207).

Kleinkreditprogramme auf der Basis von
Gruppensolidarität sind ein weiteres Beispiel
für innovative Tätigkeiten von NGDOs, insbe-
sondere angesichts des Scheiterns einer Viel-
zahl von staatlichen Kreditprogrammen in Ent-
wicklungsländern, die sich in der Durchfüh-
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rung häufig durch Schikane gegenüber unge-
bildeten ländlichen Kreditnehmern auszeichne-
ten (Madhiat 1985). In Bangladesch arbeiten
NGDOs vor allem mit Frauen im ländlichen
Raum, die ohne Nachweis von Landbesitz oder
von Besitz immobiler materieller Güter Klein-
kredite erhalten, wenn sie sich zu Kreditsoli-
dargemeinschaften zusammenschließen und klei-
ne Spareinlagen leisten. Die Gruppe wählt eine
Person aus, die zuerst einen Kredit erhält. Ge-
hen regelmäßige Rückzahlungen dieser Vertrau-
ensperson ein, dann erhält die nächste Person
einen Kredit. Die sozialen Anreize zur Rück-
zahlung sind demnach besonders hoch und die
ganze Gruppe hat daran Interesse, das die erste
Person zurückzahlt. Deshalb wählt die Gruppe
zunächst besonders geeignete Personen aus und
unterstützt diese bei ihren Plänen.

Als Kleinunternehmer pflanzen dann die
Kreditnehmerinnen Gemüse an, weben Stoffe,
betreiben Hühnerfarmen oder ziehen Kühe und
Ziegen auf. Dadurch können sie dann ihre Kre-
dite zurückzuzahlen. Während einige NGDOs
ihre Kreditprogramme mit anderen Dienstleis-
tungen im sozialen Bereich oder mit Versiche-
rungsprogrammen gegen Kreditausfälle verbin-
den, haben sich andere NGDOs ausschließlich
auf Mikrokredite spezialisiert.

Einige Kleinkreditprogramme, die bereits
befriedigende Rückzahlungsquoten aufweisen,
wären allerdings inzwischen bei kommerziellen
Banken besser aufgehoben. Das zivilgesell-
schaftliche Umfeld der Subventionen und der
Solidaritätsbeziehungen ist der Transparenz, der
Chancengleichkeit und dem Wettbewerb zwi-
schen verschiedenen Dienstleistern abträglich.
Meine Erfahrungen in Bangladesch haben ge-
zeigt, dass die NGDOs in Bangladesch tatsäch-
lich dazu tendieren, Gebietsabsprachen zu tref-
fen sowie Transparenz und Wettbewerb zu ver-
meiden. Sie fördern damit kein nachhaltiges
empowerment der Armen, das Wahlmöglich-
keiten zwischen verschiedenen Anbietern von
Dienstleistungen voraussetzen würde.

5 Transformationsdynamiken

Es lassen sich bei NGDOs bestimmte Trans-
formationsdynamiken beobachten, die sowohl
auf Organisationen des Nordens wie auf Orga-
nisationen des Südens zutreffen: NGDOs ten-
dieren im Kontext ihres Bestrebens nach insti-
tutionellem Fortbestand (institutional sustaina-
bility) und im Zuge einer sogenannten Professi-
onalisierung dazu, sich entweder zu kommerzi-
ellen Dienstleistern oder parastaatlichen Durch-
führungsorganisationen zu entwickeln. Die so
genannte Professionalisierung von NGDOs in
Entwicklungsländern ist überwiegend geberin-
duziert. Sie bezieht sich vor allem auf die Art
der Zusammenarbeit mit großen öffentlichen
Geberorganisationen, die eine vertraglich ge-
nau definierte Verwendung der Finanzmittel,
eine inhaltlich enge und zeitlich begrenzte Defi-
nition von Aktivitäten, ein ausführliches Be-
richtswesen und eine professionelle Rechnungs-
legung von ihren Partnern verlangen. Solche
Tendenzen der Professionalisierung im Sinne
einer Angleichung der Handlungslogiken an
staatliche oder privatwirtschaftliche Akteure
verlangen andere Fähigkeiten von Mitarbeitern,
bringen einen Mentalitätswandel mit sich und
untergraben damit häufig die proklamierte Kul-
tur der Solidarität, zu der sich die Partner zwar
bekennen wollen, die aber aufgrund der hohen
formalen Ansprüche, der kurzfristig angelegten
Zusammenarbeit und der unter Zeitdruck ge-
führten Verhandlungen kaum gelebt werden
kann. Darunter leiden das ehrenamtliche Enga-
gement und vielfach auch die Verhaftung von
Organisationen im lokalen zivilgesellschaftlichen
Umfeld.

Ich möchte den Problembereich der Profes-
sionalisierung bzw. Kommerzialisierung von
Organisationen herausgreifen, um deutlich zu
machen, welchen Handlungsmechanismen
NGDOs und besonders NGDOs in Staaten mit
schwierigen Rahmenbedingungen unterliegen.
Ich stelle eine NGDOs aus Bangladesch vor,
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wo viele Dienstleistungen von NGDOs erbracht
werden.

Das Bangladesh Rural Advancement Com-
mittee (BRAC) wurde von F.H. Abed, einem
ehemaligen Buchhalter, nach dem Unabhän-
gigkeitskrieg im Jahr 1972 ins Leben gerufen.
BRAC begann mit Maßnahmen der humanitä-
ren Hilfe. Trotz teilweise erheblicher bürokra-
tischer Schwierigkeiten mit dem Regierungs-
apparat konnte sich die Organisation als welt-
weit größte Süd-NGO etablieren, die entwick-
lungspolitische Dienstleistungen erbringt. Das
Budget beläuft sich auf über 150 Mio. Dollar,
und die Organisation hat mehr als hunderttau-
send Beschäftigte. Die wichtigsten Aktivitäten
sind die Vergabe von Kleinkrediten an
vornehmlich Frauengruppen, der Betrieb von
Schulen und Gesundheitszentren und die hu-
manitäre Hilfe bei den häufigen Naturkatast-
rophen in Bangladesch. Zu den kommerziellen
Aktivitäten, die nach eigenen Angaben Teile
des Entwicklungsprogramms finanzieren, zäh-
len: BRAC Printers, BRAC Food and Dairy
Products und die Aarong Shops. Weiterhin ist
BRAC an zahlreichen kommerziellen Indus-
trien beteiligt, die BRAC im Namen führen:
BRAC Industries Ltd., BRAC BD Mail Net-
work Ltd., BRAC Services Ltd., Delta BRAC
Housing Finance Corp., BRAC Concord
Lands Ltd., BRAC Agro Industries Ltd. Die
Organisation gebraucht ihr Kürzel BRAC
inzwischen als Markenzeichen (Kuhn 2001c:
38). Der geberfinanzierte Anteil am Budget
sank zwischen 1994 (Gesamtbudget
64 Mio. US Dollar) und 2001 (Gesamtbudget
153 Mio. US Dollar) von 72 Prozent auf 20
Prozent.

Die Entwicklung der Organisationen BRAC,
vor allem ihr Wachstum in Richtung Dienstleis-
tungsorientierung und die sogenannte Professi-
onalisierung der Arbeit, ist eine typische, ob-
gleich drastische, Verlaufsform für NGDOs, die
umfangreiche internationale Unterstützung er-
halten.

6 Orientierungsdilemmata von
NGDOs

NGDOs agieren zwischen Markt und Staat und
sind mit verschiedenen Orientierungsdilemmata
konfrontiert. Ich möchte im Folgenden kurz auf
drei typische Orientierungsdilemmata eingehen.
• Solidaritäts- versus Vertragskultur
• Fachliche Identität versus politische Missi-

on
• Expertise und Skandalisierung: Öffentlich-

keit oder Sicherheit
Das erste Orientierungsdilemma bezieht sich auf
die Frage, in wie weit sich NGDOs auf zeitlich
und inhaltlich eng definierte Unterstützung ein-
lassen und mit kurzfristigen Projektmitteln
Strukturen aufbauen sollen, deren Bestand nach
Abschluss des Projektes gefährdet ist, weil der
nachhaltige Ressourcenzufluss nicht gewähr-
leistet wird. Ich habe bereits ausgeführt, wie
problematisch die vertragliche Zusammenarbeit
mit Großgebern für NGDO sein kann, beson-
ders wenn die politischen Rahmenbedingungen
instabil sind.

Die Auflösung des europäischen NGDO
Liasion Committees CLONG im Jahr 2001 und
die großen Probleme von EURONAID, einem
Verbund von vierzig europäischen NGDOs im
Bereich Nahrungsmittelhilfe, sind ein Lehrstück
für NGDOs, um die Risiken der engen Zusam-
menarbeit und der finanziellen Abhängigkeit von
Großgebern, hier der Europäischen Kommissi-
on, besser einschätzen zu können. Ein Dilemma
lässt sich auch beim Blick auf die Mitglieder
und Unterstützter identifizieren, wobei tenden-
ziell den Mitgliedern zu Gunsten der Zahlenden
(der Geberorganisationen) der programmatische
Einfluss entzogen wird, wenn die Organisation
im Wachstumsprozess zunehmende externe
Unterstützung mobilisiert.

Ein weiteres Orientierungsdilemma besteht
zwischen fachlicher und politischer Identität.
Viele themenanwaltliche NGDOs gehen partei-
politische Allianzen ein, um ihrem Engagement
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größeren Nachdruck zu verleihen. Dabei neh-
men allerdings einige NGDOs die damit ver-
bundenen Gefahren für die Kontinuität ihrer
Arbeit mit armen Zielgruppen nicht genügend
zur Kenntnis. Die Groß-NGDO Proshika in
Bangladesch hat seit der Wahlniederlage der
Awami League in 2001 mit erheblichen Schwie-
rigkeiten bei der Projektarbeit zu kämpfen, weil
sich einige ihrer Führungskräfte politisch zu
Gunsten der Awami League exponiert hatten,
von deren Regierungsführung sich Proshika
bessere Rahmenbedingungen für Frauenförde-
rung und Minderheitenschutz versprochen hat-
te.

Das dritte Orientierungsdilemma, das ich
benennen möchte, ist das zwischen Skandali-
sierung und Expertise. NGDOs leben einerseits
von der Betroffenheit der Menschen und den
Geld gebenden Institutionen und neigen leicht
zur Übertreibung und Skandalisierung von
Sachverhalten. Andererseits möchten sie im
Politikdialog mit Bürokratie, Wirtschaft und
Wissenschaft ernst genommen werden und als
integere Experten gelten. Es ist eine besondere
Herausforderung für NGDOs, den schmalen
Weg der richtigen Öffentlichkeitsarbeit zwischen
engagierter Betroffenheit und seriöser Fachlich-
keit zu finden.

Für NGDOs ist es nicht leicht, sich im Span-
nungsfeld der verschiedenen Orientierungsdi-
lemmata zu bewegen. Einige neigen aufgrund
kurzfristiger Interessen und Möglichkeiten dazu,
den Weg einer forcierten Professionalisierung
zu beschreiten. Auf diesem Weg ist die ursprüng-
liche Organisationskultur der NGDOs, die ih-
nen gegenüber Staats- und Marktakteuren wich-
tige Potenziale erschließt und zivilgesellschaft-
liche Anerkennung verschafft, einigen Gefah-
ren ausgesetzt. Der Weg der Professionalisie-
rung, der organisationsintern und von öffentli-

chen Großgebern oft proklamiert wird, bedarf
also einer kritischen Reflexion über Vor- und
Nachteile, Möglichkeiten und Gefahren.

Berthold Kuhn, Jg. 1965, ist Associate Profes-
sor für Law, Governance und Development an
der Universität Leiden und entwicklungspoliti-
scher Berater. Seine Email-Adresse lautet:
berthold.kuhn@t-online.de
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1 Einleitung chen. Dieses ist von Bedeutung, da der über-
wiegende Teil der bisherigen Abhandlungen über
die Jubilee-Kampagnen nur nördliche Perspek-
tiven und Positionen widerspiegelt, diese im-
plizit als allgemeingültig darstellt und noch dazu
die Existenz südlicher Kritik nicht zur Kenntnis
nimmt. Die Gründung von Jubilee South sollte
nicht verwechselt werden mit der Abspaltung
aller südlichen Aktivisten von ihren nördlichen
Mitstreitern. Es gibt unzählige erfolgreiche Ko-
operationen zwischen nördlichen und südlichen
Aktivisten in den weltweit über mehrere Tau-
send zählenden Jubilee-Gruppierungen. Auch
sind die Nord-Süd-Gegensätze nicht zwangs-
läufig die wichtigsten und am häufigsten disku-
tierten Konfliktpunkte.

Die insbesondere von den südlichen Akti-
visten selbst benannten Hintergründe für den
Nord-Süd-Konflikt innerhalb der Kampagne
werden in einem ersten Schritt nach unterschied-
lichen Motivationen, Problemdefinitionen und
Lösungsansätzen unterschieden. Hierzu wird die
Kritik südlicher Jubilee-Aktivisten an ihren nörd-
lichen Mitstreitern rekonstruiert. In einem zwei-
ten Schritt werden Kontextfaktoren analysiert,
die die Unterschiede zwischen südlichen und
nördlichen Aktivisten deutlich machen. Zum
Verständnis des Konfliktes werden zunächst
Entstehung und Verlauf der weltweiten Jubilee-
Kampagnen nachgezeichnet.

2 Entstehung und Verlauf
der Jubilee2000-Kampagne

Bereits vor dem Beginn der Jubilee2000-Kam-
pagne existierte ein vielfältiges Spektrum von
Entschuldungs-Initiativen im Norden wie im
Süden1. Ausgangspunkt einer verstärkten Wahr-

Mundo Yang

Der Nord-Süd-Konflikt
im Umfeld der internationalen Jubilee2000-Kampagne

Die Jubilee2000-Kampagne, die eine weitrei-
chende Streichung von Schulden der sogenann-
ten Dritten Welt forderte, wuchs Ende der
1990er Jahre zu einer vielfältigen, weltweiten
Koalition von sozialen Bewegungen, Hilfsor-
ganisationen und NGOs heran. Innerhalb we-
niger Jahre sammelten Jubilee-Aktivisten ge-
meinsam ca. 24 Millionen Unterschriften in 166
Ländern, um eine Streichung von Schulden ar-
mer Länder zu erreichen. Dies stellt bis heute
die größte Unterschriftensammlung der Welt dar.
Wie verschiedene Autoren (Busby 2001, Calla-
ghy 2001, Donnelly 2002, Pettifor 2000, Kai-
ser 2002) gezeigt haben, hat die Kampagne ent-
scheidend zu politischen Veränderungen beige-
tragen. Auf nationaler wie internationaler Ebe-
ne begleitete die Kampagne die Entschuldungs-
politik mit Protestaktionen, Öffentlichkeits- und
Lobbyarbeit. Insbesondere auf internationaler
Ebene brachten Jubilee-Aktivisten ihre politi-
schen Forderungen nach Schuldenerlass am
Rande von G7/8 Gipfeln und Treffen von Welt-
bank und IWF zum Ausdruck.

Im Folgenden soll näher auf den Konflikt
zwischen nördlichen und südlichen Jubilee-
Kampagnenaktivisten eingegangen werden.
Dieser mündete in die Abspaltung südlicher
Aktivisten, die die Organisation Jubilee South
gründeten. Es wird untersucht, was sich hinter
der von Jubilee South verwendeten Unterschei-
dung zwischen dem Norden und dem Süden
verbirgt. Ziel soll es nicht sein, die Konsistenz
oder Stimmigkeit dieser Kritik zu bewerten. Viel-
mehr soll die Gelegenheit ergriffen werden, die
Kritik von Jubilee South zu rekonstruieren und
deren Hintergründe und Kontexte zu untersu-
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nehmung von Überschuldung war die Mexi-
ko-Krise im August 1982. Vor dem Hinter-
grund gestiegener Zinsen und eines schwan-
kenden Ölpreises erklärte Mexiko damals sei-
ne Zahlungsunfähigkeit. Weitere lateinameri-
kanische sowie einige afrikanische und asiati-
sche Staaten waren von einem unkontrollier-
ten Wachstum ihrer Auslandsschulden betrof-
fen. Ende der 1980er Jahre sammelten sich
weltweit Aktivisten, um gegen die Schulden-
situation zu protestieren. Adressaten im inter-
nationalen Schuldenregime waren neben Welt-
bank und IWF insbesondere die Regierungen
der G8-Staaten. Internationale Hilfsorganisa-
tionen wie Oxfam und Bread for the World
nahmen das Thema Schulden in ihre Program-
me auf. Netzwerke wie FONDAD, US-debt
crisis network oder UK-debt crisis network
wurden gebildet. Kampagnen wie rethinking
bretton woods und fifty years is enough traten
mit ihren Forderungen in die Öffentlichkeit. In
den betroffenen Ländern gab es ebenso Grup-
pen wie AFRODAD oder die Philippines Free-
dom from Debt Coalition.

Die weltweite Schuldenkrise wirtschaftlich
äußerst schwacher Länder Mitte der 1990er
Jahre war der entscheidende Ausgangspunkt
der Jubilee2000-Kampagne. Die Schuldenkri-
se auf der internationalen Agenda bezog sich
primär auf Staatsschulden von Entwicklungs-
ländern, die sich im Laufe der Zeit durch die
anfallenden Zinsen und mangelnden Tilgun-
gen explosionsartig erhöhten. Dies hatte zur
Folge, dass die ursprünglich einmal aufgenom-
menen Schulden nur noch einen geringen Teil
der Gesamtschulden ausmachten. Die Gesamt-
schulden bestehen zu einem Großteil aus Zin-
sen und teilweise aus Neukrediten, die zur Zins-
tilgung aufgenommen werden müssen. Viele
Staaten müssen ihre Schulden mehrfach abbe-
zahlen, da die ursprünglich aufgenommenen
Gelder längst durch die ständig wachsenden
Zinsen übertroffen werden. Die internationa-
len Finanzinstitutionen Weltbank und IWF (im

Folgenden IFIs) mussten die unhaltbare und
mitverschuldete Situation eingestehen und star-
teten erstmals einen gemeinsamen Entschul-
dungsprozess im highly indebted poor coun-
tries-Programm (im Folgenden HIPC).

Der Initialpunkt der Jubilee2000-Kampag-
ne ist ein biblischer Gedanke: Im dritten Buch
Moses ist die Idee eines periodischen Erlass-
jahres2 gefasst, das alle sieben mal sieben Jah-
re stattfinden solle. Professor Martin Dent von
der britischen Keele University war wohl der
erste, der das biblische Erlassjahr-Motiv mit
dem Jahrtausendwechsel im Jahre 2000 in Ver-
bindung brachte (Barret 2000)3. Die Idee zog
bald die Aufmerksamkeit von größeren Hilfs-
organisationen wie Oxfam, CAFOD und Chris-
tian Aid auf sich. Die Kampagne wurde im
April 1996 gegründet und beschränkte sich
zunächst auf Großbritannien. Bereits 1997 be-
stand Jubilee2000 aus einer Koalition von über
50 britischen Organisationen. In London wur-
de ein Kampagnen-Büro mit 15 Festangestell-
ten und einem Jahresbudget von 4,5 Mio US
Dollar eingerichtet. Ausgehend vom Londo-
ner Büro gründeten sich nach und nach welt-
weit weitere Jubilee2000-Kampagnen. Nörd-
liche Kampagnen und insbesondere die briti-
sche Jubilee2000-Kampagne leisteten maßgeb-
liche Hilfe bei Kampagnengründungen im Sü-
den. Während also Ende 1998 bereits zahlrei-
che Länderkampagnen in Nordamerika und
Europa aktiv waren, begann diese Entwick-
lung in den südlichen Ländern erst deutlich
später. Bedeutsam ist das Verständnis dieses
zeitlichen Ablaufs für den späteren Konflikt
zwischen südlichen und nördlichen Aktivis-
ten. Die strittigen politischen Positionen und
Forderungen entstanden bereits zwischen 1996
und 1998. Zu dieser Zeit waren südliche Akti-
visten zwar in die Arbeit eingebunden.
Allerdings dominierten die nördlichen Kam-
pagnen das Geschehen, da sich im Süden die
Kampagnenarbeit noch im Anfangsstadium
befand.
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Jubilee South gründete sich 1999 als unab-
hängige Gruppe, die deutlich auf Distanz zum
nördlichen Teil von Jubilee2000 ging. Als Or-
ganisation wurde Jubilee South jedoch erst im
Jahr 2000 gegründet. Neben dem Konflikt zwi-
schen südlichen und nördlichen Aktivisten war
das tragende Motiv für die Gründung der
Wunsch nach einer verstärkten Süd-Süd-Koo-
peration. Als Beginn von Jubilee South kann
der ,Süd-Süd-Gipfel‘ in Gauteng (Südafrika)
im November 1999 betrachtet werden, bei dem
sich 130 Aktivisten aus 33 Ländern trafen. Ju-
bilee South ist eine schwach institutionalisierte
Koalition mit ausschließlich südlichen Teilneh-
mern. Ein Dialog mit nördlichen Gruppen wird
nicht abgelehnt. Es gibt allerdings keine regel-
mäßige Kooperation in gemeinsamen Projek-
ten. Jubilee2000 wiederum war keine rein nörd-
liche Kampagne, jedoch erkennbar von nördli-
chen Aktivisten dominiert. Jubilee South ist
weiterhin aktiv, während die nördlich dominier-

te Jubilee2000-Koalition bereits Ende 2000 ein-
gestellt wurde.4

3 Jubilee South: Kritik an nördlichen
Aktivisten

Für das Verständnis der Kritik südlicher Akti-
visten sind die Unterschiede in der Motivation
grundlegend (siehe Tabelle 1). Aus Sicht der
südlichen Aktivisten wird die Beschäftigung mit
dem Schuldenproblem von nördlichen Kampa-
gnenaktivisten mit dem Motiv der Solidarität
und Mildtätigkeit begründet. Dies zeige der
Gebrauch des Wortes ,Schuldenerlass‘ (Eng-
lisch: debt relief) statt des Begriffes ,Schulden-
streichung‘ (Englisch: debt cancellation). Dem-
gegenüber verstehen die südlichen Aktivisten
von Jubilee South ihre Arbeit als Überlebens-
kampf (Jubilee South 2000a). Somit kam es
innerhalb der Kampagne schnell zum Zerwürf-
nis. Die südliche Kritik lässt sich in zwei Punk-
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ten zusammenfassen: Erstens impliziere das
Motiv der Mildtätigkeit, dass die politische Ar-
beit keine moralische Verpflichtung sei. Viel-
mehr handele es sich um ein lobenswertes En-
gagement, das nicht eingefordert werden kön-
ne. Zweitens würden sich nördliche Aktivisten
oft in eine paternalistische, gönnerhafte Positi-
on begeben. Als mildtätige Helfer würden diese
es für selbstverständlich halten, programmati-
sche Entscheidungen alleine zu treffen. Jubilee
South lehnt die unreflektierte Reproduktion von
Ungleichheiten, die sich aus den Handlungs-
motiven ihrer nördlichen Mitstreiter ergebe,
grundsätzlich ab: „We cannot therefore confine
our jubilee advocacy to the terms and frame-
work largely dictated by the perpetrators of the
paradigm of death. […] Rather, we are com-
pelled to speak from the perspective of those

who suffer the consequences of debt dominati-
on“ (Jubilee South 2000a). Leitend für die poli-
tische Arbeit solle der Kampf für Gleichberech-
tigung auf allen Ebenen sein. Dies gelte nicht
nur für den Norden gegenüber dem Süden, son-
dern für Männer gegenüber Frauen, für Gesun-
de gegenüber Kranken usw. (Jubilee South 1999
a).

Die Unterschiede in der Motivationslage rei-
chen jedoch nicht aus, um zu verstehen, warum
eine weitere Zusammenarbeit nicht möglich war.
Den südlichen Aktivisten zufolge kamen zu den
nicht tolerierbaren Motiven auch unerträgliche
Unterschiede in der Problemdefinition und bei
den Lösungsansätzen hinzu.

In Hinsicht auf die Frage der Verantwortung
tun sich Diskrepanzen auf (siehe Tabelle 1).
Beide Seiten problematisieren die Schuld der

Der Nord-Süd-Konflikt im Umfeld der internationalen Jubilee2000-Kampagne
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IFIs und der nördlichen Regierungen. Nördli-
che Aktivisten betonen jedoch stärker die Ver-
antwortung südlicher Regierungen. Insgesamt
wird ein Mangel an Institutionalisierung, Kon-
trolle, Transparenz und Ergebnisorientierung im
internationalen Schuldenregime festgestellt.
Somit sei die HIPC-Initiative im Grundsatz zu
begrüßen. In Anlehnung daran werden verschie-
dene Konzepte wie zum Beispiel ein internatio-
nales Insolvenzverfahren propagiert.5

Aus Sicht der südlichen Kritiker lägen die
eigentlichen Ursachen tiefer. Zum einen solle
sich die Kampagnenarbeit hauptsächlich auf die
Umgestaltung der ungerechten Weltwirtschafts-
ordnung konzentrieren. Zum anderen sei zeit-
lich weiter zurückzugehen. Der historische Kon-
text in vielen Ländern spiele für die heutige Si-
tuation eine entscheidende Rolle. Erblasten aus
Kolonialzeiten seien für die heutige Überschul-
dung verantwortlich. Die aktuelle Situation sei
durch diktatorische Regime verursacht, die wäh-
rend des Kalten Krieges von nördlichen Regie-
rungen unterstützt worden seien (siehe Südafri-
ka). Somit seien die Schulden illegitim. Ent-
sprechend sei nicht nur von Schuldenerlass,
sondern im Gegenteil von Reparationszahlung
(Jubilee South 1999b) zu sprechen.

Diese Konfliktlinie lässt sich gut an den
gemeinsamen Positionspapieren der Jubilee-
Kampagnen ablesen. Schon während der ers-
ten internationalen NGO-Konferenz in Rom
im November 1998 deuteten sich diese Unter-
schiede in der Problemdefinition von Schul-
den an. In einem gemeinsamen Kompromiss-
papier (Jubilee2000 1998) wurden insgesamt
vier Kategorien von zu streichenden Schulden
identifiziert: Dazu zählten unbezahlbare Schul-
den, nominell bereits bezahlte Schulden (d.h.
Schulden, die nur noch aus Zinsen bestehen),
Schulden aus unsachgemäßen Krediten (d.h.
für verfehlte Projekte, zum Beispiel dem Bau
von Staudämmen etc.) und so genannte ,odi-
ous debt‘, d.h. illegitim zustande gekommene
Schulden.6 Während sich also die späteren

Anhänger von Jubilee South bereits zu diesem
Zeitpunkt stark auf illegitime Schulden kon-
zentrierten, propagierten die kritisierten nörd-
lichen Aktivisten das Konzept der unbezahl-
baren Schulden. Dieses seien Schulden, die
über ein nachhaltiges oder tragfähiges Schul-
denniveau hinausgingen.

Wohl der wichtigste Unterschied ist die Tat-
sache, dass die Schuldenkrise von Jubilee South
als strukturelles Problem aufgefasst wird, wäh-
rend die in der Kritik stehenden nördlichen Ver-
treter davon ausgehen, dass durch Reformen
bestehender Institutionen eine Bewältigung der
Situation möglich ist. Dieser Unterschied hat
erhebliche Auswirkungen auf die Formulierung
von Lösungsansätzen. Laut Jubilee South soll
dem ‚Washington consensus‘ ein ‚African con-
sensus‘ (Jubilee South 1999b) entgegengestellt
werden. Freiheit von Schulden bedeute Freiheit
von nördlicher Dominanz (Southern African
Debt Summit 1999). So erklären sich Forde-
rungen nach der Abschaffung von IWF und
Weltbank, die als integraler Bestandteil dieses
,Washington consensus‘ gesehen werden. Auch
die Poverty Reduction Strategy Papers, die das
Konzept der Strukturanpassungsprogramme
ablösten, werden abgelehnt. Die Koppelung der
Entschuldung mit der Verordnung politischer
Konzepte (,Konditionalität‘) durch nördliche
Akteure sei nicht zu rechtfertigen, da die Sou-
veränität der betroffenen Länder praktisch auf-
gehoben werde. Moderate nördliche Vertreter
begrüßen hingegen die Konditionalität von Ent-
schuldung, da hierdurch der Unsicherheitsfak-
tor von Korruption und Vergeudung durch die
Eliten der Schuldnerländer besser zu kontrol-
lieren sei.

4 Kontextfaktoren

Neben den inhaltlichen Konfliktpunkten sind
auch die sehr unterschiedlichen Bedingungen
zu berücksichtigen, unter denen die Aktivisten
im Norden und Süden arbeiten. So entschuldigt
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die britische Jubilee2000-Kampagne die mode-
raten Strategien nördlicher Kampagnen, indem
sie auf eher konservative gesellschaftliche Um-
felder im Norden hinweist (Jubilee2000uk
2004). Um ein Mindestmaß politischer Ziele
umzusetzen, könnten daher die politischen For-
derungen nicht radikaler formuliert werden.

Auch sind die Gläubiger-Regierungen und
die IFIs im Norden eher in politischer Reich-
weite als im Süden. Durch die Möglichkeit, die-
se durch Öffentlichkeitsarbeit und Lobbying zu
erreichen, haben nördliche NGOs mehr Ein-
fluss. Sie tendieren aber auch dazu, Zugeständ-
nisse zu machen. Zudem fällt es nördlichen
NGOs deutlich schwerer, mit radikalen Positi-
onen in die Öffentlichkeit zu treten. So müssen
für Entschuldungen staatliche Haushaltsmittel
bereitgestellt werden und in den jeweiligen na-
tionalen Öffentlichkeiten konkurriert das The-
ma Schulden mit zahlreichen innenpolitischen
Anliegen. Anders sieht die Situation in den
Schuldnerländern aus. Es gibt zahlreiche Bei-
spiele für eine ideologische Unterstützung durch
ein breites Spektrum politischer Gruppen und
auch von Seiten der jeweiligen Regierungen.
So unterscheiden sich politische Stellungnah-
men der Staatsoberhäupter von Äthiopien, Al-
gerien, Guyana, Nigerias und Venezuela kaum
von den Forderungen südlicher Kampagnenak-
tivisten (Jubilee2000uk 2004)7. National unstrit-
tige politische Positionen müssten zugunsten
einer Kooperation mit nördlichen NGOs aufge-
geben werden. Würde man die Zusammenar-
beit intensivieren, ginge dies nur auf Kosten
der Glaubwürdigkeit im nationalen Kontext. Der
Nutzen einer Kooperation mit nördlichen NGOs
übersteigt daher nicht die Kosten für die Aufga-
be eigener Positionen. Da zudem auch durch
eine Kooperation mit nördlichen NGOs keines-
wegs ein Zugang zu nördlichen Regierungen
und IFIs garantiert wird, ist zweifelhaft, wel-
chen Nutzen eine politische Kooperation bringt.

Unterschiede hinsichtlich des Organisations-
grades und -struktur sind ebenso zu beachten.

Die an Jubilee South teilnehmenden Gruppen
unterscheiden sich deutlich von nördlichen
NGOs, die an Jubilee2000 teilnahmen. Auf der
einen Seite stehen ressourcenstarke, global agie-
rende Organisationen wie CAFOD, Bread for
the World, OXFAM oder EURODAD, die eher
Lobbying und moderate Öffentlichkeitsarbeit
betreiben als zu öffentlichen Protesten zu mobi-
lisieren. Auf der anderen Seite sind die Mit-
gliedsorganisationen von Jubilee South deutlich
ressourcenschwächer und stärker national oder
regional ausgerichtet. Sie sind auch eher dem
Typus der sozialen Bewegung zuzurechnen als
viele der nördlichen NGOs, wenn man soziale
Bewegungen unter anderem dadurch definiert,
dass sie auf Protest als politische Handlungs-
form zurückgreifen.

5 Fazit

Der Konflikt zwischen Jubilee South und den
kritisierten nördlichen Aktivisten steht im Kon-
text der ungleichzeitigen Entwicklung der glo-
balen Jubilee-Kampagne, verschiedener ideo-
logischer Auseinandersetzungen und unter-
schiedlicher nationaler Handlungskontexte.

Der überraschende globale Erfolg einer
zunächst nur im nationalen britischen Kontext
angelegten Entschuldungskampagne steht pa-
radoxerweise im Zusammenhang mit dem spä-
ter aufflammenden Nord-Süd-Konflikt. Wäh-
rend europäische und nordamerikanische Kam-
pagnen ihre Arbeit ab 1996 aufnahmen, bilde-
ten sich nationale Kampagnen im Süden erst
zwischen 1998 und 1999, somit deutlich später.
Südliche Aktivisten stießen hierbei auf bereits
im Norden vorgefasste politische Forderungen
und Konzepte. Insbesondere führende britische
Aktivisten waren von der starken internationa-
len Resonanz überrascht und offensichtlich auf
einen intensiven internationalen Diskussions-
prozess kurz vor dem Millenium – dem geplan-
ten Endpunkt der Kampagne – nicht vorberei-
tet.

Der Nord-Süd-Konflikt im Umfeld der internationalen Jubilee2000-Kampagne
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Die hier wiedergegebene Kritik in Hinblick
auf unterschiedliche Motivationen, Problem-
definitionen und Lösungsansätze ist sicherlich
der Auslöser für die Abspaltung von Jubilee
South. Allerdings sollte nicht der Fehler be-
gangen werden, diese Unterschiede in das
Schema ‚Reform vs. Revolution‘ einzuordnen.
Die Unterscheidung zwischen radikalen Jubi-
lee South-Vertretern und moderaten Nord-Ak-
tivisten beschreibt die eigentliche Diskussion
nur unvollständig. Insbesondere die Betonung
von Menschwürde, Respekt, Gleichberechti-
gung und Lebenserhalt stehen bei der Kritik
von Jubilee South im Vordergrund. Die Be-
rücksichtigung dieser Werte ist jedoch kein ra-
dikales politisches Ziel. Statt von ‚Schulden-
erlass‘ von ‚Schuldenstreichung‘ zu sprechen,
ist nur mit wenig Aufwand verbunden. Be-
rücksichtigt man die unterschiedlichen Hand-
lungskontexte in südlichen und nördlichen
Ländern, wird man zudem feststellen, dass aus
nördlicher Sicht ‚radikale’ Forderungen wie
die Abschaffung der IFI’s in vielen südlichen
Ländern breiten gesellschaftlichen Zuspruch
finden.

Mundo Yang (geb. 1977) ist Politikwissenschaft-
ler und arbeitet in der Arbeitsgruppe Politische
Öffentlichkeit und Mobilisierung am Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung
(WZB). Seine Mail-Anschrift lautet:
mundo@wz-berlin.de

Anmerkungen

1Es gab allerdings bereits seit den 1970er
Jahren transnationale Kontakte, zum Beispiel
zwischen us-amerikanischen Aktivisten und la-
teinamerikanischen Befreiungstheologen.

2Das Konzept umfasst nicht nur einen abso-
luten Schuldenerlass, sondern schränkt auch alle
wirtschaftlichen Tätigkeiten für ein Jahr ein.

3Christlichen Akteuren war dieses Motiv seit
jeher vertraut. So forderte bereits 1990 der All

African Council of Churches ein solches Jubel-
Jahr für Afrika.

4Viele nationale Jubilee2000-Kampagnen
haben sich umbenannt und setzen ihre Arbeit
unverändert fort. Die enge internationale Ver-
netzung von Jubilee2000 durch gemeinsame
Jubilee-Konferenzen ist jedoch beendet.

5So schlägt beispielsweise die deutsche Er-
lassjahr-Bewegung ein internationales Schieds-
verfahren vor, sodass ein „fairer Interessenaus-
gleich mit rechtsstaatlichen Standards und größt-
möglicher Transparenz“ gewährleistet sei (Er-
lassjahr 2004).

6Das Konzept unbezahlbarer Schulden be-
zieht sich auf Schulden, die ein Maß volkswirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit überschreiten.
IWF und Weltbank selbst veranschlagten das
Niveau bezahlbarer Schulden im Verlauf des
HIPC Prozesses bei 220 Prozent der Exporter-
löse bzw. 80 Prozent des Bruttosozialproduk-
tes. Der Verweis auf nominell bereits bezahlte
Schulden thematisiert die Illegitimität der Zins-
logik. Dieser Auffassung zufolge ist die Rück-
zahlung der ursprünglich einmal aufgenomme-
nen Schulden legitim. Der Anteil der Schulden,
der auf Zinsen und Zinsenszinsen zurückgeht,
könne jedoch nicht zurückgefordert werden. Die
Thematisierung von Schulden aus unsachge-
mäßen Krediten zielt auf die Mitverantwortung
der Geber ab. Insbesondere bei öffentlich finan-
zierten Entwicklungshilfekrediten sei, beispiels-
weise durch unverantwortliche Vergabe von
Krediten, eine Mitverantwortung der Gebersei-
te festzustellen. Daher sei eine Rückzahlung der
Schulden nicht zu rechtfertigen. ,Odious debt‘
beziehen sich schließlich auf Schulden, die
durch undemokratische Regime aufgenommen
wurden. Insbesondere im Falle Südafrikas wur-
de gefordert, dass Schulden, die durch das Apart-
heid-Regime aufgenommen wurden, illegitim
seien und daher nicht zurückgefordert werden
dürften.

7Es soll damit nicht behauptet werden, süd-
liche Aktivisten übten keine Kritik an ihren ei-
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genen Regierungen. Viele Aktivisten im Süden
arbeiten unter schwierigen politischen Bedin-
gungen, werden verfolgt oder dürfen ihre Mei-
nung nicht frei äußern.
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28 Jahre BUKO
Die bewegungsreiche Geschichte einer
kritischen Instanz

In diesem Jahr feiert die BUKO ihr 28 jähriges
Bestehen. Doch aufgrund der kompletten Strei-
chung der Fördergelder ist die Zukunft der
BUKO ungewiss. Über die Entstehung, die
aktuelle Bedeutung und politische Wirkungs-
geschichte des internationalistischen Dachver-
bandes und seine ungewisse Zukunft berichtet
dieser Artikel.

Die Bundeskoordination Internationalismus
(BUKO) ist ein Zusammenschluss von Akti-
onsgruppen, Arbeitskreisen, entwicklungspo-
litischen Organisationen, Weltläden, Kampag-
nen und Zeitschriften, die sich als Teil interna-
tionalistischer, entwicklungspolitischer oder
anderer emanzipatorischer Bewegungen begrei-
fen. Angeregt wurde die Gründung des BUKO
– die Abkürzung stand damals noch für ‚Bun-
deskongreß entwicklungspolitischer Aktions-
gruppen‘ – in den 1970er Jahren durch das
Entwicklungshilfeministerium (BMZ). Aus den
unterschiedlichsten Motivationslagen (z.B.
Antiimperialismus, radikales Christentum) wa-
ren nach ’68 zahlreiche Gruppen, Komitees und
Dritte-Welt-Läden entstanden. All das war für
das BMZ undurchschaubar und man wünschte
sich einen Ansprechpartner in dieser äußerst
heterogenen Szene.

Mit dem Segen und vor allem mit finanziel-
ler Unterstützung durch die Bundesregierung
wurde ab 1977 eine bundesweite Struktur auf-
gebaut und man traf sich jährlich zu einem Kon-
gress. Als Ziele des BUKO wurden die Ver-
besserung der Zusammenarbeit und die Ver-
stärkung der inhaltlichen Diskussion unter den
Gruppen genannt, um längerfristig die Arbeit
der einzelnen Gruppen zu unterstützen und ein
gemeinsames Auftreten in der Öffentlichkeit zu
ermöglichen.

Dabei waren sich die beteiligten Gruppen
von Anfang an einig, dass das Ziel entwick-
lungspolitischer Arbeit weder im Verteilen von
Almosen noch in der Übertragung der Fehlent-
wicklungen des reichen Nordens auf die arm
gehaltenen Länder des Südens bestehen kann.
Es ging und geht auch heute noch darum, ge-
meinsam mit Partnerinnen und Partnern aus dem
Süden nach Wegen aus den verschiedenen ent-
wicklungspolitischen Sackgassen zu suchen.
Ärger bekam der BUKO mit dem BMZ im Jah-
re 1981 wegen der Kampagne ‚Waffen für El
Salvador‘, welche die Bundesregierung in kei-
ner Weise unterstützenswert fand und ab dann
jegliche Unterstützung einstellte.

Der ‚neue Internationalismus‘
Damit war aber nicht das Ende des BUKO fest-
geschrieben, vielmehr entwickelte sich die Struk-
tur weiter, denn neben der Unterstützung sol-
cher Kampagnen wurden auch eigene langfris-
tige Projekte initiiert, die heute noch bestehen.
Auf dem vierten Bundeskongress 1980 grün-
dete sich die BUKO-Pharma-Kampagne, die
bis heute insbesondere das Handeln von multi-
nationalen Konzernen in den Entwicklungslän-
dern analysiert und anprangert, so z.B. den Ver-
trieb von unwirksamen oder z.T. gefährlichen
Medikamenten und die Ausbeutung der in den
Werken der Pharmaindustrie beschäftigten Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Später ka-
men die Agrar-Koordination, die Kampagne
‚Stoppt den Rüstungsexport‘ sowie 2001 die
BUKO Kampagne gegen Biopiraterie hinzu.

In den 1980er Jahren verzeichnete der
BUKO stetig wachsende Mitgliederzahlen.
Höhepunkt war 1988 die Mobilisierung zu den
Gegenaktivitäten anlässlich der Tagung von
IWF und Weltbank in Berlin. Begleitet von
heftigen Provokationen durch die Polizei de-
monstrierten parallel zu den offiziellen Treffen
fast 100.000 Menschen gegen die Politik von
IWF und Weltbank und forderten deren Ab-
schaffung.
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Doch der Frühling eines ‚neuen Internatio-
nalismus‘, der sich vom ‚alten Internationalis-
mus‘ der Arbeiterbewegung teilweise deutlich
unterschied, währte nur kurz. Mit dem Fall der
Mauer und der Implosion des Staatssozialis-
mus geriet die gesamte westdeutsche Linke in
eine tiefe Krise. Das galt auch für die undogma-
tische Linke, im BUKO immer in der Mehrheit,
die mit dem autoritären Sozialismus nicht viel
gemeinsam hatte. Zusätzlich zeigte die Abwahl
der Sandinisten in Nicaragua 1990, dass eine
andere Politik zum Wohle der Bevölkerungs-
mehrheit im Kapitalismus aus systemimmanen-
ten Gründen kaum möglich ist.

Die 1990er Jahre
Die krisenhaften Entwicklungen führten auch im
BUKO zu Diskussionen, wie eine ‚zeitgemäße‘
Organisationsstruktur auszusehen habe. Einige
wollten den ‚Wind of Change‘ nicht verpassen
und plädierten für eine stärkere Ausrichtung der
politischen Praxis am Lobbyismus wie in NGOs
à la Germanwatch. Im Gegensatz zu vielen Nicht-
regierungsorganisationen hat der BUKO jedoch
den Weg zur Lobbypolitik und Professionalisie-
rung nicht mitgemacht. Infolgedessen haben sich
einige Aktivistinnen und Aktivisten vom BUKO
verabschiedet, um bei einer der existierenden
Lobbyorganisationen eine neue politische Hei-
mat zu finden oder eine neue Organisation zu
gründen. Doch mit der Entscheidung gegen den
Lobbyansatz gingen die Probleme erst richtig los.
Denn damit war zunächst nur klar, was der BUKO
nicht will. Wie es weitergehen sollte, blieb je-
doch völlig offen. Statt der herrschenden Politik
produktive Vorschläge zu machen, hielt man an
den Prinzipien radikaler Systemkritik und Basis-
demokratie fest – auch wenn die Organisation
eher schrumpfte und sich immer weniger Grup-
pen aktiv beteiligten. In Anbetracht der Entwick-
lungen in der entwicklungspolitischen Szene mit
den Anpassungstendenzen an die kapitalistische
Normalität und mit ihrem wachsenden Trend zur
Professionalisierung war das Festhalten an radi-

kaler Systemkritik und an Basisdemokratie nicht
viel, aber zumindest etwas, was der BUKO be-
wahren sollte.

Ein neues Profil gewann der BUKO Mitte
der 1990er Jahre durch die Debatte um ‚Nach-
haltige Entwicklung‘, denn aus dem BUKO
heraus wurden die dominierenden linkslibera-
len und modernisierungsgläubigen Nachhaltig-
keitskonzepte am vehementesten kritisiert.

Mit den Auseinandersetzungen um das Mul-
tilaterale Investitionsabkommen (MAI), das lan-
ge Zeit von der Öffentlichkeit ignoriert wurde,
sammelten sich ab Mitte 1998 einige Aktive und
gründeten den ‚Arbeitsschwerpunkt Weltwirt-
schaft‘ (ASWW). Zum Kölner EU- und G8-
Gipfel 1999 gab es wichtige aufklärerische In-
terventionen, die in den Folgejahren fortgesetzt
wurden. So veröffentlichte der ASWW z.B.
anlässlich des G8-Gipfels in Köln in Koopera-
tion mit dem informationszentrum 3. welt (iz3w)
in Freiburg eine Broschüre mit dem Titel ‚Köln
gehen‘. Darin wurde nicht nur die Hoffnung
auf eine ‚bessere‘ globale Strukturpolitik durch
die EU als reines Wunschdenken entlarvt. Viel-
mehr wurde kritisiert, dass Teile der globalisie-
rungskritischen Bewegung die EU bzw. die G8
immer noch als Problemlösungsinstanzen wahr-
nehmen und nicht als Teil des Problems. Vor
allem wurde der auf dem G8-Gipfel gefeierte
teilweise Schuldenerlass für die ärmsten Län-
der der Welt, der auch von westlichen NGOs
als großer (eigener) Erfolg bewertet wurde, als
völlig unzureichend und als Erpressungsvehi-
kel für weitere Strukturanpassungsprogramme
kritisiert. Zusätzlich wies man auf die weitaus
radikaleren Positionen von NGOs aus dem Sü-
den hin und zeigte sich mit ihnen solidarisch.

Mit den Demonstrationen von Seattle 1999
und Genua 2001 wurde deutlich, dass radikale
Kritik an ungerechten Auswirkungen des Neo-
liberalismus doch noch Gehör in der Gesell-
schaft finden kann. Auch das Bewusstsein der
eigenen Stärke, trotz aller Unterschiede, war
gewachsen.
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Der BUKO versuchte immer wieder, in spe-
zifische Auseinandersetzungen einzugreifen.
Die Kampagne, die gegenwärtig die größten
Aktivitäten entfaltet, ist jene gegen Biopiraterie,
die mit intensiver Öffentlichkeitsarbeit auf die
Privatisierung genetischer Ressourcen, die Aus-
wirkungen auf die Lebensverhältnisse in südli-
chen Ländern und die Verstrickung hiesiger
Unternehmen und Regierungen hinweist (www.
biopiraterie.de).

Selbstkritik
Beim Blick auf die eigene Geschichte wurde
mit Selbstkritik nie gespart. Das westliche Ver-
ständnis eines Entwicklungsbegriffs, der selbst
im eigenen Namen durchschimmerte, bewog den
BUKO im Jahr 2002, sich in DIE BUKO um-
zubenennen. Mit der Namensänderung in ‚Bun-
deskoordination Internationalismus‘ wollte die
BUKO zeigen, dass ein linker Internationalis-
mus und dessen organisatorischer Zusammen-
hang sich heute kritisch auf eine ‚Entwicklungs-
politik‘ beziehen muss, die – in vielleicht guter
Absicht – paternalistisch bleibt und zum Repa-
raturbetrieb für das neoliberale und neoimperi-
ale Desaster verkommt. Was vielen Gesellschaf-
ten des Südens über den Verfall der Rohstoff-
preise auf den Weltmärkten oder durch den
Schuldendienst geraubt wird, wiegt die ohnehin
zurückgehende Entwicklungshilfe nicht auf.

Dieses Umdenken reflektiert sowohl das
Ende der traditionellen nationalen Befreiungs-
bewegungen und der darauf bezogenen Solida-
ritätsprojekte als auch die Tatsache, dass die
Unterschiede zwischen ‚erster‘ und ‚dritter‘ Welt,
zwischen ‚Zentrum‘ und ‚Peripherie‘ unschär-
fer geworden sind. In Zeiten eines umfassen-
den Wohlstandschauvinismus besteht das Pro-
blem weniger in der Entwicklung der Periphe-
rie denn in den Verhältnissen in den Zentren.
Die Peripherie ist heute eher zum Experimen-
tierfeld für kapitalistische Umstrukturierungs-
projekte geworden, deren Anwendung in den
Zentren erst noch bevorsteht.

Theo Bruns charakterisiert die BUKO in der
Einleitung zum BUKO-Buch ‚radikal global‘
(Hamburg 2003) sehr treffend: „Die BUKO
hat über die mittlerweile gut 25 Jahre ihres Be-
stehens stets die Fähigkeit bewahrt, einen poli-
tischen Raum zu organisieren, in dem Debatten
kontrovers und weitgehend unsektiererisch aus-
getragen werden können. Ihre Stärke liegt we-
niger in der – sehr bescheidenen – Fähigkeit zur
Mobilisierung als vielmehr darin, Prozesse der
Selbstverständigung innerhalb der internationa-
listischen Linken zu fördern. Über die Jahre ist
sie zu einer kritischen Instanz der Bewegung
geworden.“

Diese Kritik bezog sich auch immer wieder
auch auf das ‚eigene‘ Spektrum. So wurde z.B.
ATTAC vom Arbeitsschwerpunkt Weltwirt-
schaft der BUKO wegen ihrer einseitigen Hal-
tung zu den Finanzmärkten kritisiert, da diese
die Ausbeutungsverhältnisse in der internatio-
nalen Produktion nicht gleichwertig mitthema-
tisierte.

Bewegung und Lobbyismus
Eine andere, äußerst kontroverse Debatte lie-
ferte man sich mit dem Spektrum der Nichtre-
gierungsorganisationen. Nicht umsonst hatte
man sich zu Beginn der 1990er Jahre seine Ei-
genständigkeit und möglichst hierarchiefreie
Verbandsstruktur ohne Vorstand erhalten. So
erschien anlässlich des BUKO 25 in Frankfurt
ein Positionspapier mit dem Titel: ‚lobbyismus
– honigschmieren am runden tisch‘. Das Papier
bringt eine Debatte zum Abschluss, die den
BUKO in den 1990er Jahren entscheidend ge-
prägt hat. Wie der Titel erahnen lässt, findet
man es nach wie vor höchst problematisch, dass
aus einstigen Weggefährten inzwischen Berufs-
politikerinnen und -politiker geworden sind, die
den Lobbyismus auf internationalen Konferen-
zen und auf den Fluren der Parlamente als ein-
zig mögliche Politikform propagieren. Kritisiert
wird der Anspruch, innerhalb des Systems Ver-
änderungen herbeiführen zu wollen, was
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zwangsläufig den Verzicht auf grundsätzliche
Kritik bedeutet. Stattdessen beharrt man auf dem
Widerstand sozialer Bewegungen: „Es waren
fast immer die Kämpfe sozialer Bewegungen,
die gesellschaftliche Veränderungen herbeige-
führt haben. Statt einen solchen Druck gegen
die neoliberale kapitalistische Globalisierung zu
entwickeln, werden von Lobbyseite oft gutge-
meinte Verbesserungsvorschläge gemacht. Die
Gefahr, dass man dadurch eher als Frühwarn-
system und somit als Schmiermittel für eine
bessere neoliberale Globalisierung funktioniert,
liegt auf der Hand.“

Oft ist die BUKO mit dieser Lobbyismus-
Kritik falsch verstanden worden. Es geht ihr
gar nicht darum, diese Politikform zu verteu-
feln, sondern deutlich zu machen, dass sich
emanzipative Politik keineswegs im Hinter-
grundgespräch mit den Herrschenden erschöp-
fen darf. Viele NGO-Aktivistinnen und -Akti-
visten haben das ohnehin längst bemerkt und
engagieren sich etwa bei ATTAC – und auch die
BUKO-Kampagnen betreiben kritisches Lob-
bying.

Die BUKO und der BUKO
Am augenscheinlichsten in der Öffentlichkeit
wahrnehmbar ist die BUKO wohl durch den
jährlich stattfindenden internationalistischen
Kongress. Er ist Ort für die Debatte und den
Austausch linker Bewegungen und dient der
inhaltlichen Diskussion, der Positionierung und
dem Austausch zwischen Menschen, Gruppen
und Projekten. Der Kongress findet immer un-
ter einem Leitthema statt. Die inhaltliche und
organisatorische Vorbereitung der Kongresse ist
ein offener Prozess, an dem sich alle Interes-
sierte beteiligen können. Der Kongress ist of-
fen für Mitglieder und Nichtmitglieder.

Ein Highlight in den letzten Jahren war
sicherlich der Jubiläumskongress BUKO 25 im
Mai 2002 in Frankfurt am Main, zu dem 1000
Internationalistinnen und Internationalisten ka-
men, unter ihnen auffällig viele junge Menschen.

Das lag unter anderem auch daran, dass nach
Genua und dem folgenden kometenhaften Auf-
stieg von ATTAC auch in Deutschland das Inte-
resse an internationalistischen und globalisie-
rungskritischen Positionen enorm gestiegen war.
Aber auch der letztjährige Kongress in Kassel
war mit 800 TeilnehmerInnen äußerst gut be-
sucht und gehörte zu den größten der BUKO-
Geschichte. Er stand unter dem Titel ‚Das Ende
der Bescheidenheit – Neoliberalismus, Alltag,
Widerstand‘ und in über 60 Arbeitsgruppen
wurde über Perspektiven eines offensiven Wi-
derstandes gegen das neoliberale Projekt disku-
tiert.

Während man sich in der Bundesrepublik
im Zuge der Standortdebatte schwer damit tut,
ein internationalistisches Verständnis von Poli-
tik zu entwickeln, will die BUKO auf ihren
Kongressen und in ihrer alltäglichen Arbeit ge-
nau diese Perspektive in den Mittelpunkt stel-
len. Internationalismus besteht heute zuvorderst
darin, die eigenen Gesellschaften zu verändern.
Das macht reflektiertes entwicklungspolitisches
Engagement nicht überflüssig, verschiebt aber
die Perspektive. Die BUKO hat sich in den ver-
gangenen Jahren hin zu antimilitaristischen, an-
tifaschistischen, patriarchatskritischen, um Rech-
te für Migrantinnen und Migranten kämpfen-
den oder sozial-ökologischen Spektren geöff-
net. Und umgekehrt haben viele Gruppen fest-
gestellt, dass ihre Kämpfe in einen internationa-
listischen Kontext gestellt werden müssen.

Zukunft der BUKO offen
Doch die Zukunft der BUKO ist alles andere
als sicher. Am Rande des letzten Kongresses in
Kassel kam es zu einer Aktion, bei der Aktivis-
tInnen die Auslage der Kasseler H&M Filiale
ausräumten und die Kleidungsstücke an Pas-
santInnen verteilten. Obwohl diese Aktion we-
der von der BUKO geplant noch von ihr zu
verantworten war, nahm der Evangelische Ent-
wicklungsdienst (EED) dies zum Anlass, der
BUKO die komplette Förderung ab 2005 zu



84 Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 1/2005

streichen. Der EED hatte die BUKO in den
letzten 25 Jahren kontinuierlich (finanziell) un-
terstützt. Die Bezuschussung der entwicklungs-
politischen Bildungsarbeit der BUKO bestand
aus einer jährlichen institutionellen Förderung
und einer jährlichen Kongressförderung,
zuletzt jeweils 15.000 Euro. Damit fehlen der
BUKO nun schlagartig 30.000 Euro. In einer
kurzfristig angelegten Spendeninitiative ‚300
x 100 Euro für die BUKO‘ werden nun 300
(oder mehr) Menschen gesucht, die bereit sind,
100 Euro (oder weniger) zu spenden, um den
Wegfall der EED-Gelder zu kompensieren und
damit zumindest für 2005 das Fortbestehen
der BUKO zu sicher. Über eine langfristige
Finanzstrategie zur Kompensierung der Strei-
chung wird zur Zeit diskutiert.  Denn
letztendlich will die BUKO – und alle, die in
ihr engagiert sind – auch über 2005 hinaus
eine Politik machen,
• die ‚das Andere‘ sucht und dennoch auf dem

Boden bleibt,
• die Spaß macht und unbequem ist,
• die konkrete Aktion mit theoretischer Kritik

verbindet,
• die Gesichter und Themen hat und diese zu-

sammenbringt.

Wir laden alle dazu ein:
Macht mit beim Projekt BUKO!
Informationen von und über die BUKO und
internationalistische Notizen und Informationen
erhält mensch durch die BUKO-news, einen
ca. 2-3 mal im Monat erscheinenden Mail-News-
letter. Eintragen unter www.buko.info. Allge-
meine Infos über die BUKO können in der
BUKO-Geschäftsstelle angefordert werden.

Aus aktuellem Anlass rufen wir dazu auf,
sich an der Spendeninitiative 300x100 Euro für
die BUKO zu beteiligen. Alle Infos dazu finden
sich auf unserer Homepage oder können in der
BUKO-Geschäftsstelle erfragt werden. Wir ste-
hen für weitere Nachfragen natürlich zur Verfü-
gung.

Steffen Jörg, Mitarbeiter in der BUKO-Ge-
schäftsstelle, Nernstweg 32-34, 22765 Ham-
burg, fon 040/393156, fax 040/28055122,
www.buko. info, mail@buko.info

WORKSHOPBERICHT
...................................................................................................................................

Zwischen Genua, Davos und
Canossa
Brüche und Brücken in der
Wissenskommunikation zwischen
Ökonomen und NGOs

Vom 16. bis 18. Dezember 2004 führten die
Autoren an der Universität Greifswald den
Workshop ‚Wirtschaftswissenschaft, Zivilge-
sellschaft und öffentlicher Diskurs über Globa-
lisierung. Brüche und Brücken in der Wissens-
kommunikation‘ durch. Die von der Landes-
zentrale für politische Bildung Mecklenburg-
Vorpommern geförderte Veranstaltung zielte
darauf ab, Vertreter von NGOs und aus den
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften in einen
intensiveren Dialog über wechselseitige Kom-
munikationsprobleme eintreten zu lassen. Mit
Volkswirten der Universitäten Greifswald, Halle
und Köln sowie Vertretern von Attac, Oxfam
und WEED sollten Kommunikationshindernis-
se, deren Ursachen und mögliche Lösungsper-
spektiven identifiziert und erörtert werden.

Berücksichtigt man, dass die Grenzen zwi-
schen Politik, Gesellschaft, Wissenschaft und
Wirtschaft immer undeutlicher werden, stellt die
Vehemenz, mit der zwischen Wirtschaft bzw.
Wirtschaftswissenschaft (und in weiten Teilen
auch der Politik) und (Zivil-)Gesellschaft um
angemessene Reaktionen auf Globalisierungs-
prozesse gestritten wird, ein Rätsel dar. Insbe-
sondere etablierte (Wirtschafts-)Wissenschaft-
ler und zivilgesellschaftliche Gegenexperten
beklagen sich über wechselseitige Wahrneh-
mungs-, Verständnis- und Kommunikationsblo-
ckaden. Während die einen den Wert seit Jahr-
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zehnten etablierter, wissenschaftlich fundierter
Axiome und Theoreme betonen, die nicht ein-
fach ignoriert werden dürften, verweisen die
anderen auf Krisenerscheinungen des kapitalis-
tisch geprägten Wohlfahrtsstaates sowie die zu-
nehmende relative Verarmung vieler Entwick-
lungsländer.

Die augenscheinliche Sprachlosigkeit zwi-
schen beiden Gruppierungen scheint eine gra-
vierende Entfremdung zwischen Teilen der Zi-
vilgesellschaft und den etablierten Experten aus
Politik und Fachwissenschaft zu offenbaren.
Folge ist ein beidseitiger Verlust an Autorität
und Glaubwürdigkeit – eine Entwicklung, wel-
che auch die politische Steuerbarkeit wirtschaft-
licher Prozesse zunehmend in Frage stellt.

Der Workshop verfolgte die Absicht, dieser
Sprachlosigkeit entgegenzuwirken, indem er
Vertreter verschiedener Diskursgemeinschaften
in einen Dialog verwickelte, der bewusst offen
und explorativ angelegt war. Anhand konkreter
wirtschaftspolitischer Globalisierungsdebatten
sollte deshalb offen gelegt werden, inwieweit
sich die unterschiedlichen Diskurse tatsächlich
voneinander unterscheiden, wo sie Parallelen
oder gar Berührungspunkte aufweisen und wie
sie einander befruchten (können). Im Mittel-
punkt standen Debatten über die Angemessen-
heit und das Ausmaß der Liberalisierung der
Güter- und Finanzmärkte (inkl. der Diskussion
um die sog. Tobin-Steuer) sowie die Debatten
über die Eignung internationaler Sozialstandards
zur Milderung globalisierungsinduzierter öko-
nomischer, sozialer und ökologischer Fehlent-
wicklungen.

Der Workshop widmete sich insbesondere fol-
genden Fragestellungen: 1. Auf welche Leitbilder,
Theoreme und Kausalitätsvermutungen greifen die
unterschiedlichen Akteure in ihrer Auseinander-
setzung mit Globalisierungsphänomenen zurück?
Welche Fragestellungen, Argumente, Daten und
Untersuchungsergebnisse werden im anderen
Diskursraum zur Kenntnis genommen und argu-
mentativ aufgegriffen? Welche werden erst gar

nicht kommuniziert, unbeabsichtigt übersehen oder
bewusst ignoriert? 2. Inwieweit erschweren die
von den zivilgesellschaftlichen Globalisierungs-
kritikern im Rahmen von alternativen Problemde-
finitionen und Lösungsstrategien in die wissen-
schaftliche Diskussion eingeführten Kontexte (Ge-
rechtigkeitsvorstellungen, internationale Solidari-
tät), die nur zum Teil an die Funktionslogik des
Wissenschaftssystems anschließen, den Diskurs
mit den Ökonomen? Lassen sich vor diesem Hin-
tergrund überhaupt Anknüpfungspunkte zwischen
den auf den ersten Blick disparat erscheinenden
Diskursen identifizieren und wie können diese
fruchtbar gemacht werden?

Brüche in der Kommunikation
Nicht nur Ökonomen, sondern auch Vertreter
globalisierungskritischer Organisationen und
Netzwerke verfügen über eigenständige wirt-
schaftswissenschaftliche Expertise. Globalisie-
rungskritiker stützen sich darüber hinaus auf
die Expertise aus Universitäten, aus privaten
wissenschaftlichen Einrichtungen (etwa das
Human Development Research Centre in Dha-
ka, das Centre for Policy Alternatives in Co-
lombo sowie das Institute of Contemporary Ob-
servation in Hong Kong) und sie stützen sich
auf Ökonomen, die alternative wissenschaftli-
che Ansätze wie den (Neo-)Keynesianismus,
die institutionelle Ökonomie, die Umweltöko-
nomie, die Entwicklungsökonomie sowie regu-
lationistische oder (neo-)marxistische Konzep-
tionen vertreten. Schließlich stützen sie sich auch
weit mehr als Ökonomen auf die Erfahrungen
von Betroffenengruppen und Handlungsträgern
über konkrete Handlungsfolgen und Hand-
lungsbedingungen. Aber auch die Forschungs-
ergebnisse und Daten von Institutionen wie dem
MIT, dem IWF, der Weltbank oder der OECD
werden von den Globalisierungskritikern als Ar-
gumentationshilfen genutzt. Ihre Kritik richtet
sich denn auch vornehmlich auf Teilaspekte oder
Resultate neoliberaler Theorie. So werden nach
Ansicht der Globalisierungskritiker die Grund-
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annahmen der Ökonomie von ihren Vertretern
nicht ausreichend reflektiert. Dies gelte (1) für
das den Modellannahmen zugrunde liegende
Menschenbild, (2) die Behauptung über den ob-
jektiven Charakter der Wirtschaftswissenschaft,
der dem der Naturwissenschaften gleichgestellt
wird (und dort bereits seit langem hinterfragt
wird) sowie (3) die Evidenzkriterien, mit denen
die Richtigkeit eines Modells nachgewiesen
werden soll. Hier kommt nach Auffassung der
Kritiker (4) ein Effizienzkonzept zur Anwen-
dung, welches Gerechtigkeitsfragen ausblendet
und von Machtverhältnissen abstrahiert. Hinzu
kommt (5) eine divergierende Auffassung über
die Rolle des Staates im Globalisierungspro-
zess.

(1) Der homo oeconomicus als Leitbild der
Wirtschaftswissenschaft ist ein wichtiger Streit-
punkt in den Debatten mit den Globalisierungs-
kritikern. Ökonomen betrachten den Egoismus
des individuellen Nutzenmaximierers als theo-
retisch fruchtbare anthropologische Annahme,
wenn nicht gar als unerlässliche Basis für wirt-
schaftliche Entwicklung. Sie nehmen den Men-
schen als von Natur aus ‚träge und gierig‘ wahr.
Insofern brauche er den Druck des Wettbe-
werbs, um produktiv zu arbeiten. Globalisie-
rungskritiker bemängeln dieses Menschenbild
als zu holzschnittartig und zudem als in seinen
Auswirkungen negativ. Ihrer Ansicht nach sorgt
der Wettbewerb eher dafür, dass aus solidarisch
handelnden Individuen egoistische Nutzenma-
ximierer werden. Dabei konzedieren auch die
Ökonomen, dass wirtschaftliches Handeln auf-
grund von Informationsdefiziten nicht immer
rationalen Maßstäben gerecht wird. Vor diesem
Hintergrund sind selbsterfüllende Prophezeiun-
gen, die zu Finanzabflüssen oder Spekulations-
blasen führen, nicht selten. Globalisierungskri-
tiker beurteilen deshalb die Verabsolutierung des
homo oeconomicus als problematisch, während
die Ökonomen hierzu keine Alternative sehen
und dieses Menschenbild weiterhin in ihre
Modelle einfließen lassen.

(2) Das Selbstverständnis der Mainstream-
Ökonomie als objektiver und exakter Wissen-
schaft, ähnlich den Naturwissenschaften, geht
einher mit der bewussten Ausblendung von
(politischen) Fragestellungen wie der nach einer
angemessenen Verteilungsgerechtigkeit sowie
nachhaltiger Entwicklungsprozesse. Solche Pro-
bleme werden als ethisch, moralisch oder ideolo-
gisch betrachtet und insofern aus der wirtschafts-
wissenschaftlichen Analyse ausgeschlossen.

(3) Nach Auffassung der Volkswirte ver-
bürgt die deduktive Ableitung aus einem aner-
kannten ökonomischen Modell bzw. eine statis-
tisch signifikante Korrelation am besten die
Evidenz einer These. Globalisierungskritiker
hinterfragen die Grundannahmen, die in die
Modelle und statistischen Auswertungen ein-
fließen und kritisieren diese als entweder zu
unterkomplex oder als tendenziell desinteres-
siert an Phänomenen, die ihrer Meinung nach
stärkere Berücksichtigung finden müssten (zum
Beispiel Verteilungseffekte – siehe unten).
Grundsätzlich räumten auch die NGO-Vertre-
ter den Wert ökonometrischer Studien ein.
Allerdings hielten sie andere Erhebungen für
vertrauenswürdig und relevant als die anwe-
senden Ökonomen (siehe unten).

(4) Ferner ist hervorzuheben, dass die Glo-
balisierungskritiker eine ungerechte Einkom-
mensverteilung höher bewerten als durch Frei-
handel erzeugte Wohlfahrtsgewinne auf natio-
nalstaatlicher Ebene. Sie konstatieren zwar, dass
gut in den Weltmarkt integrierte Staaten höhere
Wachstumsraten erzielen als nur schwach inte-
grierte Staaten, stellen jedoch die ungleiche Ver-
teilung der auf diese Weise erzielten Wohlfahrts-
gewinne in den Vordergrund und plädieren dem-
entsprechend für eine stärkere Berücksichtigung
normativer Werte wie Gerechtigkeit gegenüber
einem rein ökonomischen Effizienzkriterium.
Darüber hinaus bemängeln sie, dass allgemeine
Wohlfahrtsgewinne in höherem Maße den In-
dustrieländern zukommen als den Entwicklungs-
ländern, deren Wohlstand sich – wenn überhaupt
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– nur sehr langsam und sozial unausgewogen
erhöht. Zudem bestehe ein relativ hohes Rück-
fallrisiko. Die Ökonomen führen dies weniger
auf weltwirtschaftliche Strukturmängel als viel-
mehr auf staatliches Versagen in den Entwick-
lungs-, aber auch den Industrieländern zurück.

(5) Ökonomen stehen staatlichen Interventi-
onen in das Marktgeschehen grundsätzlich skep-
tischer gegenüber, wogegen Globalisierungs-
kritiker staatliche Eingriffe zur ‚Zähmung’
marktwirtschaftlicher Dynamiken für unerläss-
lich halten, sofern es sich dabei um demokrati-
sche Staaten handelt. Nach Auffassung der Glo-
balisierungskritiker werden die Kriterien, unter
denen Märkte einzuschränken sind, nicht vom
Markt selbst bereitgestellt, sondern sind nur
durch die vom Ergebnis her offenen Verständi-
gungsprozesse der Bürger, deren Resultate über
die demokratischen Institutionen in staatliche
Handlungen umgesetzt werden, zu ermitteln.
Ökonomen wollen die Verteilung knapper Gü-
ter und die Bestimmung von Prioritäten für
Konsum und soziale Sicherheit weitgehend dem
Markt überlassen. Für sie stellt der Wettbewerb
ein verlässlicheres Gegenmittel für Machtmiss-
brauch dar als staatliche Regulierung. Globali-
sierungskritiker bemängeln in diesem Zusam-
menhang hingegen den Einfluss insbesondere
multilateraler Unternehmen auf die (internatio-
nale) Politik gegenüber dem Einfluss zivilge-
sellschaftlicher Akteure, die Unterbelichtung der
Schattenseiten der Globalisierung (Korruption,
rent-seeking, Handel mit illegalen Gütern etc.)
sowie die unausgewogenen Regelungen der in-
ternationalen Finanzinstitutionen.

Exemplarisch zeigt sich dieser Dissens an
der Interpretation der ostasiatischen Entwick-
lungserfolge. Für die Ökonomen stellt das ex-
portorientierte Wachstum der Tigerstaaten den
besten Beleg für den Vorteil der Globalisierung
dar. NGO-Vertreter verweisen in diesem Zu-
sammenhang jedoch auf die gezielten Eingriffe
der dortigen Staatsapparate, insbesondere auf
die Förderung und Protektion von infant indus-

tries. Man sei dort keineswegs dem neoklassi-
schen Lehrbuch gefolgt oder sei – so ein Teilneh-
mer – Merkantilismus am Ende auch eine Form
von Freihandel? Aus wirtschaftswissenschaftli-
cher Sicht wird hingegen grundsätzlich bezwei-
felt, dass diese Interventionen wesentlich zum
Entwicklungserfolg beigetragen haben.

Brücken zwischen den Diskursen?
Mit ihrer auf wirtschaftswissenschaftliche Ex-
pertise gestützten Kritik der neoklassischen
Mainstream-Ökonomie bekennen die Globali-
sierungskritiker, dass man Fachwissen benö-
tigt, um einen konstruktiven Beitrag zur Analy-
se und Lösung komplexer gesellschaftlicher
Steuerungsprobleme leisten zu können. Ihre
Kritik zielt jedoch auf die Deutungshoheit einer
Wirtschaftswissenschaft, die ihnen zunehmend
im Griff einer neoliberalen Hegemonie erscheint.
Deren Befunde werden u.a. damit kritisiert, sie
beruhten auf politisch einseitigen Prämissen,
seien von Unsicherheiten geprägt, seien selek-
tiv bzw. interessengebunden oder stünden im
Widerspruch zu realen Missständen sowie al-
ternativen wirtschaftswissenschaftlichen Denk-
schulen. Ökonomen sehen naturgemäß in der
Vorherrschaft liberaler Vorstellungen weniger
ein Ergebnis vermachteter Diskurse, sondern
die Folge eines rationalen Lernprozesses unab-
hängiger Experten.1 Letztlich – so einer ihrer
Vertreter – sei die allgemeine Abkehr von inter-
ventionistischen Vorstellungen auch darauf zu-
rückzuführen, dass die liberalen angloamerika-
nischen Volkswirtschaften sich zuletzt dynami-
scher entwickelt hätten.

Die hier zum Ausdruck kommenden grund-
sätzlichen Differenzen zwischen Ökonomen und
Globalisierungskritikern münden in Kommu-
nikationsbarrieren, die nur schwer überwind-
bar erscheinen. So würden sich Ökonomen nach
eigener Aussage mit Statements wie: ‚Globali-
sierung verschärft das Armutsproblem‘ oder
‚Verteilung muss gerecht sein‘ in ihrer Zunft
diskreditieren, während Globalisierungskritiker
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diesen Effekt mit der Aussage ‚Globalisierung
bringt Wohlstand für alle‘ erzielen würden. Las-
sen sich vor diesem Hintergrund überhaupt An-
knüpfungspunkte zwischen den beiden Diskurs-
gemeinschaften identifizieren? Der Workshop hat
hier eine Reihe von Hinweisen geliefert.

Die globalisierungskritische Bewegung stellt
den Abbau von Sozialstaatlichkeit, die Über-
nutzung natürlicher Ressourcen und die Priva-
tisierung von öffentlichen Aufgaben etwa im
Bildungs- und Gesundheitsbereich in Frage. Sie
versucht Antworten für die sozioökonomischen
Probleme der Marginalisierten zu finden, wel-
che mit den Menschenrechten, dem Recht auf
Selbstbestimmung und sozialer Sicherheit kom-
patibel sind. Wissenschaftliche Erkenntnisse, die
diesen Maßgaben entsprechen, bilden eine mög-
liche Brücke zwischen Ökonomie und Globali-
sierungskritikern. Auf dieser Basis lassen sich
eine Reihe von Ansätzen für eine Annäherung
identifizieren: (1) So sind sich Globalisierungs-
kritiker und Ökonomen einig, dass irrationales
Handeln bei Anlegern und Kapitalnehmern zu
Marktversagen führen kann. (2) Demzufolge
treten beide für eine wirksame Regulierung des
internationalen Finanzsystems ein, insbesondere
für eine strengere Börsen- und Bankenaufsicht,
einen Ausbau der Haftungsregeln sowie eine
stärkere Kontrolle von spekulativen Derivaten
und hedge-funds. (3) Korruption, Subventio-
nen, Kartellbildungen und einseitige Schutzmaß-
nahmen zur Begünstigung einzelner Unterneh-
men werden ebenfalls von beiden Seiten als Übel
wahrgenommen und es gilt für beide Seiten, die
Transparenz und Verantwortlichkeit von inter-
nationalen Organisationen und Regierungen zu
erhöhen. (4) Beide Seiten sind sich einig, dass
die Liberalisierung von Gütermärkten unter den
richtigen Voraussetzungen Wachstum fördert
und insbesondere eine Senkung der Handels-
barrieren von Industrieländern (vor allem be-
züglich der Agrarmärkte) den Entwicklungslän-
dern nutzen würde. In diesem Zusammenhang
wurde auch von Seiten der Ökonomen einge-

räumt, dass Zölle für manche Entwicklungslän-
der gelegentlich unverzichtbare Einnahmequel-
len darstellen können. (5) Einen tief greifenden
Dissens gab es auch nicht bei der Beurteilung
von internationalen Sozialstandards. Während
die Ökonomen ihre intendierte Wirksamkeit
stark anzweifelten, erklärten die NGO-Vertre-
ter diese Frage zu einem ‚schwierigen Thema‘.
(6) Beide Seiten treten für die Schließung von
Offshore-Steuerparadiesen ein. (7) Eine Reform
des IWF halten ebenfalls beide Seiten für not-
wendig, da die Strukturanpassungsprogramme
als zu starr bzw. als nicht in jedem Fall pro-
blemadäquat betrachtet werden. Allerdings di-
vergieren die Vorstellungen hinsichtlich der Aus-
gestaltung des IWF. (8) Beide Seiten sind sich
darin einig, dass öffentlich nutzbare Kollektiv-
güter durch Eigentumsrechte und Verantwort-
lichkeiten geschützt werden müssen. Nur durch
staatliche Eingriffe (Ökosteuer) bzw. internati-
onale Vereinbarungen (Emissionshandel) kann
die aus dem Marktversagen resultierende Über-
nutzung der Güter vermieden werden.

Der Weg nach Canossa
Neben diesen Anknüpfungspunkten könnte die
– von den der Ökonomenzunft entstammenden
Tagungsteilnehmern eingeforderte – Hinwen-
dung zu einer mehr konstruktiven Ausrichtung
der Globalisierungskritik den Dialog zwischen
Ökonomen und Globalisierungskritikern wei-
ter erleichtern. Diese konstruktive Wende müss-
te nach Auffassung der Ökonomen eine pro-
blemadäquate Darlegung und stärkere Berück-
sichtigung der tatsächlichen Ursachenfaktoren
für die von den Globalisierungskritikern identi-
fizierten Defizite beinhalten, genaue Ziele be-
nennen und die dazu führenden Wege angeben.
Die teilnehmenden Vertreter globalisierungs-
kritischer Netzwerke wiesen demgegenüber dar-
auf hin, dass hier zwar noch Nachholbedarf
bestünde, die vorhandenen Ansätze jedoch kei-
ne ausreichende und sachgemäße Berücksichti-
gung fänden. Hier wurde noch einmal deutlich,
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dass ein konstruktiver Dialog zwischen Öko-
nomen und Globalisierungskritikern recht vor-
aussetzungsvoll ist. Um ihn zu ermöglichen,
muss man sich auf beiden Seiten die Frage nach
den grundsätzlichen gesellschaftlichen und po-
litischen Ordnungsvorstellungen stellen. Für die
Globalisierungskritiker wäre zu klären, ob es
ihnen um einen Widerstand im oder gegen den
Kapitalismus geht, welcher Stellenwert Markt-
kräften zukommen soll, worin die Rolle von
Staaten und der internationalen Staatengemein-
schaft besteht und inwiefern es Aufgabe der
Politik bzw. des Staates ist, die ökonomischen
Globalisierungsprozesse einzuhegen, zu demo-
kratisieren und umverteilend zu wirken. Demge-
genüber müssten die Ökonomen das ihren Mo-
dellen immer noch zugrunde liegende Men-
schenbild des homo oeconomicus nicht nur hin-
terfragen, sondern auch die entsprechenden
Konsequenzen für ihre theoretischen Grundan-
nahmen daraus ziehen. Des Weiteren müssten
sie sich stärker der Frage zuwenden, wie viel
staatliche Intervention in das Marktgeschehen
notwendig ist, um erfolgreiches Wirtschaften
auch in Zukunft zu ermöglichen. Schließlich
müssten sie wohl auch die Schattenseiten freier
Märkte einer genaueren Analyse unterziehen und
Fragen der (Verteilungs-)Gerechtigkeit nicht
weiter ausblenden bzw. die Zuständigkeit dafür
allein beim Staat verorten.

Um einen fruchtbaren Dialog zwischen Wirt-
schaft (bzw. Wirtschaftswissenschaft) und Po-
litik einerseits und Globalisierungskritikern
andererseits zu stiften, bedarf es deshalb geeig-
neter Kommunikationsforen, in denen sich bei-
de Seiten mit dem Willen zu einem sachlichen
Austausch von Argumenten begegnen. Mit dem
Workshop wurde der Versuch unternommen,
die Potenziale für einen derartigen Diskurs aus-
zuloten. Dass sie durchaus vorhanden sind, be-
legen auch die Erfahrungen der Teilnehmer.
Sowohl von den akademischen Ökonomen als
auch von den NGO-Vertretern wurde in Rand-
gesprächen mit einem der Veranstalter das Er-

staunen über die konstruktive und offene Ge-
sprächsführung der ‚Gegenseite‘ bekundet: ‚Re-
den die immer so oder haben sie für diese Ta-
gung bloß Kreide gefressen?‘ Gerade weil es
innerhalb der beiden Diskursgemeinschaften
(auch nach Einschätzung der Teilnehmer) einen
polarisierend wirkenden Konformitätsdruck
gibt, spricht vieles für die Institutionalisierung
eines übergreifenden Diskurses. Insofern hat
der Workshop dazu ermutigt, weitere Treffen
zu initiieren, in deren Rahmen ein stärker ziel-
orientierter Austausch über konkrete Probleme
und Fragestellungen zu einer konstruktiven
Wende in der Wissenskommunikation zwischen
Wirtschaftswissenschaft und Zivilgesellschaft
führen könnte.

Ingo Take ist wissenschaftlicher Assistent am
Institut für Politikwissenschaft der Universität
Greifswald.
Reinhard Wolf ist Professor für Internationale
Politik und Regionalstudien am Institut für Po-
litikwissenschaft der Universität Greifswald.

Anmerkung
1Demgegenüber lässt sich natürlich festhal-

ten, dass auch die Globalisierungskritiker, die
explizit politische Anliegen verfolgen, von ganz
bestimmten Prämissen ausgehen und selektiv
argumentieren, um sich im Wettbewerb um Deu-
tungshoheit im öffentlichen Diskurs durchset-
zen zu können.

WELTSOZIALFORUM
...................................................................................................................................

Das WSF ist tot – es lebe das WSF!
Die Kritik am Weltsozialforum – und
was davon zu halten ist

Seit das Weltsozialforum vor fünf Jahren als
Gegenveranstaltung zum Weltwirtschaftsforum
in Davos aus der Taufe gehoben wurde, stößt es
auf unterschiedlichste Kritik.
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Dabei wird oft übersehen, dass das WSF
sein Hauptziel längst erreicht hat – nämlich den
Neoliberalismus als herrschende Ideologie zu
delegitimieren. Dieser Erfolg wird deutlich,
wenn man analysiert, wie sich die Agenda des
Weltwirtschaftsforums (WEF) in den letzten
Jahren verändert hat: Statt wie früher über
Managementfragen zu diskutieren, stehen dort
mittlerweile gesellschaftliche Themen wie „Kli-
mawandel, Kinderarbeit, fairer Handel, Schul-
denerlass oder der Kampf gegen Aids im Vor-
dergrund“, wie der Chefredakteur der Wirt-
schaftswoche beklagt, der erst dann wieder nach
Davos fahren will, wenn er dort „nicht mehr gut
verdienende Unternehmensführer laut darüber
nachdenken hört, wie sie etwas an die Gesell-
schaft zurückgeben können.“1

Vereinnahmung und Korrumpierung?
Die ‚ideologische Verunsicherung der Wirt-
schaftselite‘, die von der Wirtschaftswoche kon-
statiert wird, ist Ausdruck der wachsenden Ak-
zeptanz oder gar Zustimmung, die den Kriti-
kern einer konzerngesteuerten Weltordnung
mittlerweile entgegengebracht wird. Die herr-
schenden Eliten aus Wirtschaft und Politik sind
unter öffentlichen Druck geraten – und sie rea-
gieren darauf mit Versuchen, die globalisierungs-
kritische Bewegung inhaltlich und personell zu
vereinnahmen. Vor diesem Hintergrund ist es
zwar als großer Erfolg zu werten, wenn Chirac
und Schröder in Davos plötzlich die alte attac-
Forderung nach Einführung einer Steuer auf
Devisengeschäfte (Tobin-Steuer) aufgreifen
oder der brasilianische Präsident Lula vom WSF
direkt zum WEF reist, um dort für eine weltwei-
te Kampagne gegen die Armut zu werben. Aber
man sollte sich der Gefahr bewusst sein, die
darin besteht, dass sozialen Bewegungen der
Wind aus den Segeln genommen wird, indem
deren Forderungen rhetorisch-offiziell übernom-
men werden.

Glücklicherweise scheint das WSF gegen
derartige Annäherungs- und Korrumpierungs-

versuche relativ immun zu sein – beispielsweise
stieß die Empfehlung von Präsident Lula, den
Dialog mit den Eliten von Davos zu intensivie-
ren, beim WSF in Porto Alegre auf lautstarke
Kritik. Und auch was die Finanzierung des Fo-
rums angeht, wurden Institutionen wie die Ford-
oder Rockefeller-Foundation, von denen die
Organisatoren im Jahr 2003 noch Geld ange-
nommen hatten, in den folgenden Jahren abge-
wiesen. Diese wachsende Sensibilität sozialer
Bewegungen für die Gefahren, die mit finanzi-
eller Abhängigkeit einhergehen, kann gar nicht
hoch genug eingeschätzt und gewürdigt wer-
den. Zumal sich das WSF in Sachen Korrupti-
on und Käuflichkeit sehr erfreulich vom Welt-
wirtschaftsforum in Davos abhebt – waren doch
sowohl der Gründer des Weltwirtschaftsforums
Schwab als auch der ehemalige Co-Geschäfts-
führer Figueres in den letzten Jahren in Skan-
dale verwickelt.2

Stagnation und Wirkungslosigkeit?
Zwar konnte das fünfte Weltsozialforum mit
155.000 TeilnehmerInnen aus 6880 Organisati-
onen einen neuen Besucherrekord für sich ver-
buchen;3 nach Meinung zahlreicher Beobachter
ging diese quantitative Steigerung jedoch mit
einer qualitativen Stagnation einher. So lautet
die am häufigsten geäußerte Kritik am Weltso-
zialforum, dass es keine neuen Ideen und Kon-
zepte mehr generiere und zu keinerlei politi-
schen Ergebnissen führe. Tatsächlich befindet
sich das WSF seit seiner Gründung in einem
Dilemma: Während auf der einen Seite betont
wird, dass niemand autorisiert ist, im Namen des
gesamten Forums zu sprechen – zumal das WSF
auch nicht den Anspruch hegt, die „Weltzivilge-
sellschaft“ zu repräsentieren –,4 wächst auf der
anderen Seite das Bedürfnis, auf dem WSF kon-
krete politische Ergebnisse zu erzielen und poli-
tisch interventionsfähig(er) zu werden.

Dieser Konflikt zwischen Prinzipien des
Pluralismus und der dezentralen Selbstorgani-
sation und der praktisch-politischen Notwen-
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digkeit, gemeinsame Ziele, Forderungen und
Strategien zu entwickeln, spiegelt sich im Streit
über das ‚Manifest von Porto Alegre‘ wider. So
hatten 19 prominente Einzelpersonen (darunter
Ignacio Ramonet, Samir Amin, Riccardo Pe-
trella und Walden Bello) Ende Januar ein Doku-
ment in Umlauf gebracht, welches von den
Medien vielfach als offizielle Abschlusserklä-
rung des WSF interpretiert und zitiert wurde5 –
was wiederum den Protest von zahlreichen
Gruppen bzw. Einzelpersonen hervorrief. Um-
stritten ist dabei allerdings weniger der Inhalt
des Dokuments, sondern die Art und Weise,
wie es zustande kam – nämlich durch Prokla-
mation ‚von oben‘ ohne Berücksichtigung der
Grundprinzipien des WSF. Natürlich ist diese
Kritik am Verfahren gerechtfertigt – und den-
noch war es schön, wie der Grundtenor der
Presseberichterstattung zum diesjährigen WSF
(das WSF verläuft ergebnislos, es gleicht einem
Karneval der Ideen etc.) durch dieses Manifest
ad absurdum geführt wurde.

Doch die Frage bleibt: Kann und soll das
Weltsozialforum mehr sein als ein Treffpunkt,
der zur Kontaktaufnahme, zur Vernetzung, zum
Austausch von Ideen und zur eigenen Motivati-
on genutzt werden kann? Falls ja, dann wäre
das WSF dem Weltwirtschaftsforum in Davos
voraus, dessen Sinn ausschließlich in der infor-
mellen Vernetzung liegt.

Nun kann argumentiert werden, dass das
WSF auch ohne das ‚Manifest‘ längst den Be-
weis erbracht hat, dass es mehr ist als ein poli-
tisch impotenter Debattierklub: So war der welt-
weite Aktionstag gegen den Irak-Krieg am 15.
Februar 2003, der über 100 Millionen Menschen
aus allen Kontinenten zu öffentlichen Protesten
mobilisierte, ein Resultat von Verabredungen, die
auf dem Europäischen Sozialforum 2002 und
dem Weltsozialforums 2003 getroffen wurden.
Womit freilich nicht bestritten werden soll, dass
alle sozialen Kämpfe nach wie vor auf nationaler
bzw. lokaler Ebene organisiert werden müssen,
wenn sie Erfolg haben sollen.

Starkult?
Das 12 Punkte umfassende Manifest von Por-
to Alegre hat zwar dazu beigetragen, den Vor-
wurf der ‚Ergebnislosigkeit‘ des WSF zu ent-
kräften – im Gegenzug erhielt jedoch die Kri-
tik an der Dominanz von Bewegungsstars neu-
en Auftrieb. Allerdings muss hier angemerkt
werden, dass im Vorfeld des diesjährigen WSF
verschiedene Maßnahmen ergriffen wurden,
um einem solchen ‚Starkult‘ entgegenzuwir-
ken. So hat man beim WSF 2005 – im Gegen-
satz etwa zum WSF 2003 – auf Großveran-
staltungen mit Berühmtheiten der Bewegung
weitgehend verzichtet und dem selbstorgani-
sierten Prozess der Erarbeitung von Alternati-
ven deutlich mehr Raum gegeben. Dass diese
Entscheidung im Grundsatz richtig war, wird
kaum jemand bestreiten. Allerdings kann ar-
gumentiert werden, dass man den Bogen in
diesem Jahr ein wenig überspannt hat. Ent-
spricht es denn wirklich demokratischen Prin-
zipien, wenn vielen TeilnehmerInnen des WSF
de facto verweigert wurde, Persönlichkeiten
wie Galeano oder Chavez anzuhören, indem
man keine ausreichend großen Räumlichkei-
ten zur Verfügung gestellt hat? Und wäre es
nicht schön gewesen, wenn man das selbstor-
ganisierte Tagesprogramm durch größere, the-
menübergreifende Abendveranstaltungen er-
gänzt hätte – wodurch man die Ergebnisse der
verschiedenen Workshops einem größeren Teil-
nehmerkreis hätte vermitteln können?

Das diesjährige WSF hat gezeigt, dass man
sowohl auf bewusste Organisation als auch
auf ‚Stars‘ nicht gänzlich verzichten kann, ohne
demokratische Prinzipien zu verletzen bzw. den
Wunsch einer Mehrheit zu ignorieren. Man mag
von Lula oder Chavez halten was man will –
es war einigen zehntausend TeilnehmerInnen
ein wichtiges Anliegen, diese Politiker anzu-
hören, wie die kilometerlangen Menschen-
schlangen bewiesen, die sich z.T. schon Stun-
den vorher am Veranstaltungsort gebildet hat-
ten.
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WSF oder regionale Foren?
Einem letzten Kritikpunkt muss zugestimmt
werden: Das WSF 2005 war von in mancherlei
Hinsicht kein Weltsozialforum, sondern ein la-
teinamerikanisches Forum – ergänzt durch Gäs-
te primär aus Westeuropa und den USA. Es ist
daher nur konsequent, das Weltsozialforum auch
offiziell zu dezentralisieren sowie in andere
Weltregionen zu verlagern: Nach einem Be-
schluss des Internationalen Rates, der für die
Organisation des WSF zuständig ist, soll das
WSF künftig nur noch alle zwei Jahre stattfin-
den. In der Zwischenzeit (also 2006, 2008 usw.)
sollen regionale Foren organisiert werden. Ab-
gesehen von Athen, dem Austragungsort des
nächsten Europäischen Sozialforums, steht aber
erst Caracas als Austragungsort fest, was der
aktuellen Bedeutung Venezuelas für die lateina-
merikanische Linke entspricht (die sich in dem
enthusiastischen Beifall äußerte, die Präsident
Hugo Chavez in Porto Alegre erhielt).

Auf nach Afrika?!
Einem weiteren Beschluss des Internationalen
Rates zufolge wird das nächste Weltsozialforum
erstmals in Afrika stattfinden – eine Entschei-
dung, die zahlreiche Probleme nach sich ziehen
wird. So ist etwa noch nicht absehbar, ob sich
die AfrikanerInnen auf einen Austragungsort ei-
nigen können und inwieweit sie in der Lage sein
werden, die organisatorischen und finanziellen
Anforderungen, die mit einem derartigen Groß-
ereignis verbunden sind, zu bewältigen.

Auch kann eingewandt werden, dass es
durchaus Sinn gemacht hat, die bisherigen Welt-
sozialforen (mit einer Ausnahme) in Lateiname-
rika auszutragen: In kaum einer anderen Region
ist das Scheitern neoliberaler Politik so offen-
kundig geworden. Und wohl nirgendwo sonst
wurde so deutlich, dass es zu dieser marktradi-
kalen Politik reale Alternativen gibt: Vom Auf-
stand der Zapatisten in Chiapas bis zum partizi-
pativen Haushalt von Porto Alegre, vom argen-
tinischen Schuldenmanagement (welches IWF

und private Gläubiger zur Weißglut bringt) bis
hin zur bolivarischen Revolution in Venezuela,
um nur einige Beispiele zu nennen.

Trotz dieser ‚Vorbildfunktion‘ Lateiname-
rikas für soziale Bewegungen aus anderen Tei-
len der Welt sprechen gewichtige Gründe für
eine Verlagerung des Forums: Nicht nur, dass
der brasilianische Präsident Lula aufgrund sei-
ner kompromissbereiten Politik inzwischen
sehr umstritten ist und ausgerechnet in Porto
Alegre (einer langjährigen Hochburg von Lu-
las Partei) mittlerweile ein konservatives Par-
teienbündnis regiert. Wichtiger ist das Argu-
ment, dass man sozialen Bewegungen aus Af-
rika und der arabischen Welt die Teilnahme
bzw. Mitsprache erleichtern will – was in grö-
ßerem Umfang nur möglich ist, wenn das WSF
selbst dorthin verlagert wird. Und da das Welt-
sozialforum nur noch alle zwei Jahre stattfin-
den wird, bleibt den Beteiligten immerhin ge-
nügend Zeit, sich auf die Herausforderung ein-
zustellen.

Lydia Krüger ist Mitarbeiterin von WEED –
Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung, Ber-
lin

Anmerkungen:
1Vgl. Wirtschaftswoche Nr. 5, 27. Januar

2005, S. 3.
2Vgl. Wirtschaftswoche Nr. 5, 27. Januar

2005, S. 41.
3In den Jahren zuvor (d.h. zum WSF in

Mumbai 2004 sowie nach Porto Alegre 2003)
kamen etwa 100.000 Besucher – im Vergleich
zu lediglich 20.000 TeilnehmerInnen beim ers-
ten WSF in Porto Alegre im Jahr 2001.

4Vgl. Charta der Prinzipien des Weltsozial-
forums. http://weltsozialforum.org/prinzipien/
index.html.

5Den französischen Originaltext des ‚Mani-
fests von Porto Alegre‘ findet man im Internet
unter: http://www.ipsterraviva.net/tv/wsf2005/
Manifesto/Manifesto1.html.
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EXPERTENWORKSHOP
...................................................................................................................................

Bürgerschaftliches Engagement und
Local Governance
zweitägiger Workshop am 7./8. April 2005 im
Sitzungssaal des Präsidenten, Technische Uni-
versität Berlin, Straße des 17. Juni 135.

Programm
Donnerstag, 7.04.05
16:00 Uhr Anreise und Kaffee
16:15 Uhr Begrüßung durch die Organisatoren
(Lilian Schwab, Heike Walk)
16:30 Uhr Einführung in den Stand der Debat-
ten (Moderation: Heike Walk)
Annette Zimmer
Bürgerschaftliches Engagement
Jürgen Grote
Local Governance
Margit Mayer
Rolle und Widersprüchlichkeiten des Dritten
Sektors
17.30 Uhr Diskussion
18:00 Uhr Abendessen

Freitag, 8.04.05
Themenblock I:
Bürgerschaftliches Engagement und Vereine
(Moderation: Eckhard Priller)
9.00 Uhr Begrüßung durch Karsten Schneider
9.10 Uhr Sebastian Braun
Bürgerkompetenz und Sozialkapital. Soziale und
politische Integration durch Vereine?
9.40 Uhr Sandra Kotlenga
Sozialpolitische Rahmenbedingungen von Ver-
einsarbeit
10.10 Uhr Kaffeepause
10.30 Uhr Wolfgang Vortkamp
Die Integrationsleistung von Vereinen in Ost-
deutschland
11.00 Uhr Thorsten Hallmann
Lokale Demokratie und Vereine
11.30 Uhr Zusammenschau
12.00 Uhr Mittagessen

Themenblock II:
Von Local Politics zu Local Governance
(Moderation: Kristina Dietz)
13.00 Uhr Brigitte Geißel
Governance und Zivilgesellschaft
13.30 Uhr Roland Roth
Lokale und regionale Sozialforen

Vor dem Hintergrund von Globalisierung und
Europäisierung gewinnt die lokale Ebene als
sozialer und politischer Gestaltungsraum zuneh-
mend an Bedeutung. Lokale Akteure – Parteien,
Vereine, Verbände, Kommunalverwaltung, Un-
ternehmen – sowie insbesondere die Bürger-
schaft der Kommunen sind mit neuen Heraus-
forderungen konfrontiert. Aktuell werden da-
her Fragen der politischen und sozialen Gestal-
tungsmöglichkeiten auf lokaler Ebene zentral
diskutiert. Eine bedeutende Rolle spielt hierbei
das bürgerschaftliche Engagement, das schwer-
punktmäßig im lokalen Raum stattfindet und
sich in Vereinen, Netzwerken und Initiativen
organisiert.

Dieser Entwicklung soll im Workshop nach-
gegangen werden. Ausgewiesene ExpertInnen
werden aktuelle Forschungsergebnisse zur Dis-
kussion stellen. Es geht um die Bündelung des
Wissens zum lokalen gemeinnützigen Sektor,
zu den Potentialen bürgerschaftlichen Engage-
ments und zu den neuen partizipativen Formen
der Politikgestaltung. Das Ziel des Workshops
besteht darin, die in der sozialwissenschaftli-
chen Literatur bisher getrennt diskutierten An-
sätze zu Governance und bürgerschaftlichen
Engagement zusammenzuführen und in ihren
Potentialen für die Weiterentwicklung und Ver-
tiefung der Demokratie vor Ort auszuloten.

Organisiert wird der durch die Hans-Böck-
ler-Stiftung geförderte Workshop vom Zentrum
für Nonprofit-Management an der WWU Müns-
ter in Kooperation mit dem Zentrum Technik
und Gesellschaft der Technischen Universität
Berlin und dem Forschungsjournal Neue Sozi-
ale Bewegungen.
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14.00 Uhr Marcus Pierk
Lokale Agenda 21
14.30 Uhr Kaffeepause
15.00 Uhr Lilian Schwalb
Public Private Partnerships in der lokalen Kul-
turfinanzierung
15.30 Uhr Adalbert Evers
Mixed Governance in der lokalen Sozialpolitik
16.00 Uhr Kritische Würdigung der Diskussi-
onen (Ansgar Klein, Annette Zimmer)
16.30 Uhr Ende der Veranstaltung

Kontakt und Anmeldung:
Dr. Heike Walk
Technische Universität Berlin
Zentrum Technik und Gesellschaft
P2-2, Hardenbergstr. 36A
10623 Berlin
Tel.: ++49 (0)30/314-25848
walk@ztg.tu-berlin.de

Lilian Schwalb
Westfälische Wilhelms-Universität Münster
Zentrum für Nonprofit-Management
Prinzipalmarkt 38
48143 Münster
Tel.: ++49 (0)251/510 38–33
Mobil: ++49 (0)174/3251384
Fax: ++49 (251)510 38-24
lschwalb@uni-muenster.de

FACHTAGUNG
...................................................................................................................................

Gegenöffentlichkeit heute –
eine Bestandsaufnahme
7./8.Mai 2005 in Wiesbaden Kommunikations-
Fachtagung des netzwerkes recherche in Zu-
sammenarbeit mit der Bundeszentrale für politi-
sche Bildung (bpb).

Ziele der Tagung:
• Überblick zu den wichtigsten Initiativen und

Projekten im Internet, die neue Formen der
Öffentlichkeit herstellen; Vorstellung und

kritische Würdigung der Projekte; Analyse
der Rahmenbedingungen und der Zukunfts-
perspektiven

• Welche Wirkungen im Blick auf eine demo-
kratische Öffentlichkeit und die damit ver-
bundenen Teilhabe von Bürgern sind fest-
stellbar? (Analyse)

• Vernetzung der Initiativen und Förderung des
kommunikativen Austauschs über Ziele und
Grenzen der Projekte

Zielgruppe:
Akteure in den Projekten, Medien-Macher,
Medien-Kritiker und interessierte Öffentlichkeit.

Programm:
Samstag, 7.5.2005
10.00 Uhr Prof. Dr. Dieter Rucht (WZB Berlin)
Cyberprotest: Zum Wechselverhältnis von Pro-
test und digitaler Öffentlichkeit
11.30 Uhr Erik Möller
Gegenöffentlichkeit im Medienmarkt –
Wie Weblogs, Wikis und freie Software die
Medien-Welt verändern
13.00 Uhr Mittagspause
14.30 Uhr Prof. Dr. Lothar Rolke (FH Mainz)
Globaler Verbraucherprotest – Neue Öffentlich-
keiten im Netz
15.30 Uhr Fallbeispiele
Christoph Schultheiss
Bildblog.de – Faktenkontrolle gegen die Boule-
vard-Welle
Christoph Bautz (u.a.)
Move On – Zu den Chancen des digitalen Mas-
senprotests (Projekt der Bewegungs-Stiftung)
Prof. Dr. Pöttker (Uni Dortmund)
Die Initiative Nachrichten-Aufklärung (Koope-
ration Uni-Dortmund mit netzwerk recherche)
18.30 Uhr Abendessen
19.30 Uhr Ausflug
Politischer Dokumentarfilm und
Video-Aktivisten
Projekt: ‚Die Wut‘ von P.Kessler/Markus Pe-
chel (AGDok)

Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 1/2005
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Sonntag, 8.5.2005
9.00 Uhr Albrecht Müller
(www.NachDenkSeiten.de)
Wie können etablierte Organisationen das Netz
zur Informationsvermittlung nutzen?
10.00 Uhr Eveline Lubbers
(www.ethicalcorp.com)
Die kritische Beobachtung von PR-Manipulati-
onen durch die Initiative Pandora
11.00 Uhr Ulrich Müller
Projekt ‚Gesteuerte Demokratie‘ (Bewegungs-
akademie, Fian)
12.00 Uhr Tom Budewig
(Big Brother Awards.de)
Big Brother Award als neue Form
der Gegenöffentlichkeit
12.45 Uhr Auswertung der Tagung
und anschl. Mittagessen

Teilnehmerzahl: 40

Teilnehmerbeitrag:
25,- Euro (incl. Übernachtung und Verpflegung)

Kontakt:
Dr. Thomas Leif
thomas.leif@faberdesign.de
Tel.: 0171/9321891

INTERNATIONALE TAGUNG
...................................................................................................................................

Politisierter Konsum –
konsumierte Politik
3./4. Juni 2005, Justus-Liebig-Universität in
Gießen.
Veranstalter: Sektion Politische Soziologie und
AG Konsumsoziologie in der DGS (www.
politik-konsum.de).

um BSE und andere Lebensmittelskandale, die zu
einer Relevanzverschiebung des Konsums im Rah-
men staatlicher Politiken geführt haben, oder die
Boykott-Aktionen und Markenproteste der glo-
balisierungskritischen Bewegungen. Ebenso kann
auf die Legitimationsrelevanz des Konsums für
die institutionellen Ordnungen politischer Gemein-
wesen – ausgeprägt etwa in der Systemkonkur-
renz zwischen der Bundesrepublik und der DDR
– hingewiesen werden. Nicht zuletzt haben auch
politische Macht, Status- und Identitätskämpfe –
etwa zwischen ethnischen und religiösen Kon-
fliktgruppen – Auswirkungen auf die Praktiken
des Konsums.

Auf der anderen Seite bedient sich die Poli-
tik in vielen Bereichen – vom Wahlkampf über
die Mediendarstellung bis zur Selbstinszenie-
rung von Politiker(inne)n – der Handlungs- und
Kommunikationsmuster aus dem konsumtiven
Bereich entwickelter Marktgesellschaften. Auch
verändern sich die Muster politischer Partizipa-
tion und die Orientierungs- und Selektionsmus-
ter, mit denen Bürgerinnen und Bürger heute
auf das ‚politische Angebot‘ zugreifen und rea-
gieren. Indem die Tagung auch dem Konsumis-
mus in der Politik nachspürt, will sie das zeitdi-
agnostische und sozialtheoretische Potential ei-
ner ‚Soziologie des Konsums‘ freilegen, deren
Konzepte und Erklärungsansätze auch in der
Sphäre des Politischen anwendbar sind.

Von zentralem Interesse ist sodann die Un-
tersuchung von Prozessen, in denen sich Trends
einer Politisierung des Konsums auf der einen
und der Markt- und Konsumorientierung poli-
tischer Beteiligung (Dealignment, Lifestyle- oder
Lifepolitics, kurzfristigere und unverbindliche-
re Engagementformen) auf der anderen Seite
überlagern. Die Tagung will typische Ausprä-
gungen und soziale Dispositionen des ‚Consu-
mer-Citizen‘ erhellen, dessen genaues Studium
sich auch als Schlüssel für das soziologische
Verständnis der gegenwärtigen Wandlungsdy-
namik von Politik und Demokratie erweisen
könnte.

Politik und Konsum sind vielfältig miteinander
verschränkt. Die Tagung will die Relationen zwi-
schen diesen Handlungssphären und ihren insti-
tutionellen Komplexen aus zwei Blickrichtungen
beleuchten: Für Politisierungen des Konsums ste-
hen nicht nur die jüngeren Auseinandersetzungen
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Einladung zur Onlinediskussion –
zwei Konferenzgruppen
Ein zentraler Bestandteil der Konferenz wird
die Einbindung einer Online-Diskussion zum
Thema ‚Unterschätzte Verbrauchermacht – Po-
tenziale und Perspektiven der neuen Verbrau-
cherbewegung‘ sein. Eine international besetzte
Gruppe von Forscherinnen und Forschern aus
dem Bereich der politischen Soziologie des
Konsums wird zu ausgewählten Aspekten die-
ses Themas im Vorfeld der Konferenz Beiträge
auf der Konferenz-Website (www.politik-
konsum.de) zur Diskussion stellen. Für diese
Beiträge, die nicht in Gießen vorgestellt und
nach der Tagung noch ausgearbeitet werden, ist
eine gesonderte Publikation im Forschungsjour-
nal Neue Soziale Bewegungen vereinbart wor-
den (Heft 4/2005).
Ziel der Online-Diskussion ist es, dass auch die
Referentinnen und Referenten der Präsenzver-
anstaltung im Juni (‚Gießen-Gruppe‘) sich dar-
an beteiligen. Diese werden ebenso gebeten,
Abstracts und ggf. längere Vorfassungen ihrer
Beiträge online im Vorfeld der Konferenz zur
Diskussion zu stellen und sich darüber hinaus
an der Diskussion der Beiträge der ‚Online-
Gruppe‘ zu beteiligen.

Im Idealfall gelingt auf der Konferenz-Web-
site eine innovative internationale Wissen-
schaftskommunikation, die zeitliche und räum-
liche Grenzen der Präsenzveranstaltung über-
schreitet und den Diskussionen vor Ort zusätz-
liche Impulse verleiht.

Kontakt:
Dr. Jörn Lamla
Institut für Soziologie
Justus-Liebig-Universität Gießen
Karl-Glöckner-Str. 21E

35394 Gießen
Joern.Lamla@sowi.uni-giessen.de

Nähere Informationen zur Tagung und Diskus-
sion finden Sie unter www.politik-konsum.de.

PRAXISSEMINAR
...................................................................................................................................

Redaktionsarbeit in
wissenschaftlichen/politischen
Fachzeitschriften
Praxisseminar in Bonn (Gustav-Stresemann-
Institut) am 24. bis 26. Juni 2005.
Kooperationsseminar des Forschungsjournals
Neue Soziale Bewegungen und der Journalisten-
akademie der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Redaktionsarbeit in wissenschaftlichen oder po-
litischen Zeitschriften stellt besondere Anfor-
derungen. Die redaktionelle Planung legt Heft-
konzepte fest, die im Gespräch mit den Autoren
umgesetzt werden müssen. In der Bearbeitung
der Manuskripte muss den Texten in Rückspra-
che mit den Autoren der inhaltliche Feinschliff
verpasst werden. In dem Praxisseminar wird in
Kooperation mit der Redaktion der Vierteljah-
resschrift ‚Forschungsjournal Neue Soziale Be-
wegungen‘ das Themenheft ‚Lokal-Power - Bür-
gerengagement in den Zwängen von Individua-
lisierung und Globalisierung‘ redaktionell be-
arbeitet. Nach einem inhaltlichen Input zum
Thema durch eine ausgewiesene Expertin wer-
den Manuskripte redigiert und korrigiert und in
einer Redaktionskonferenz erörtert. Herausge-
ber und Redakteure der Zeitschrift wirken mit.
Das Seminar bietet Einblicke in die konkrete
Arbeit der sozialwissenschaftlichen Zeitschrif-
tenproduktion und bietet Möglichkeiten, die ei-
gene redaktionelle Kompetenz weiterzuentwi-
ckeln. Kontakte mit der Redaktion bieten auch
die Möglichkeit einer künftigen Mitarbeit in der
ehrenamtlichen Redaktion des Forschungsjour-
nals.

Inhalte:
• Impuls-Referat: ‚Local Governance –

Akteure, Institutionen, Herausforderungen‘
• Diskussionsrunde zum Schwerpunktthema
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• Vorbereitung, Planung und Nachbereitung
eines Schwerpunktheftes

• Vermittlung von Fertigkeiten der redaktio-
nellen Textbearbeitung

• Umgang mit und inhaltliche Bewertung von
Manuskripten

• Vermittlung redaktioneller Anforderungen
• Presse- und Öffentlichkeitsarbeit für Fach-

zeitschriften

Ihr Nutzen:
Sie lernen die praktischen Anforderungen der
Redaktionsarbeit in wissenschaftlich/politischen
Zeitschriften kennen und erhalten die Möglich-
keit des Austauschs und intensiven Kontakts
mit Redaktion und Herausgebern.

Methoden:
• Referate und Diskussionen
• Arbeitsgruppen, Werkstattgespräch

und Redaktionskonferenz

Zielgruppe:
• Journalisten mit Schwerpunkt

Wissenschaftsjournalismus
• Sozialwissenschaftler

(auch noch Studierende)
• Journalistik/Publizistik studierende

Teilnehmerzahl:
maximal 25 Personen

Gebühr: 160,– Euro

Anmeldungen an:
Friedrich-Ebert-Stiftung
JournalistenAkademie
53170 Bonn
Telefax: 0228/883325
Marion.Wolf@fes.de

FACHTAGUNG
...................................................................................................................................

Dritte ECPR-Jahreskonferenz
in Budapest
8.-10.9.2005
Sektion: Europeanisation and New Forms of
Governance: Challenges and Perspectives for
Civil Society Organisations in the Enlarged
Europe

Das European Consortium for Political Re-
search (ECPR) richtet vom 8. bis 10. Septem-
ber 2005 seine 3. Jahreskonferenz in Budapest
aus. Eine Section wird sich mit dem Thema „Eu-
ropeanisation and New Forms of Governance:
Challenges and Perspectives for Civil Society
Organisations in the Enlarged Europe“ befas-
sen. Leiter der Section sind Prof. Dr. Máté Sz-
abó (Universität Budapest) und Prof. Dr. An-
nette Zimmer (Universität Münster). Im Rah-
men der Section werden acht Panels angeboten.
Weitere Informationen zur Budapester Konfe-
renz stehen im Internet unter www.essex.ac.uk/
ecpr/events/generalconference/budapest/
index.asp bereit.

Die einzelnen Panels befassen sich mit folgen-
den Themen:
Traditions of Civil Society in Europe
Panel Chair: PD. Dr. Dieter Gosewinkel (Wis-
senschaftszentrum Berlin für Sozialforschung)
Kontakt: eMail: gosewinkel@wz-berlin.de
Civil Society and Regime Change in Europe
Panel Chair: Prof. Dr. Máté Szabó (University
Eötvös Loránd, Budapest)
Kontakt: eMail: matedoc@ajk.elte.hu
Convergence and Divergence within the Infra-
structure (organisational and legal forms and
patterns) of Civil Society in Europe
Panel Chair: Prof. Dr. Annette Zimmer / Dr.
Matthias Freise (Universität Münster)
Kontakt: eMail: freisem@uni-muenster.de
Civil society, Conflict and Violence in Europe
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Panel Chair: Prof. Dr. Dieter Rucht (Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung)
Kontakt: eMail: rucht@wz-berlin.de
Policy-making, multi-level governance and the
roles of organised civil society
Panel Chair: Dr. Taco Brandsen (Tilburg Uni-
versity) / Dr. Jeremy Kendall (London School
of Economics)
Kontakt: eMail: t.brandsen@uvt.nl /
j.kendall@lse.ac.uk
Local Democracy and Public-Private Partner-
ships
Panel Chair: Prof. Dr. Renata Siemienska (Uni-
versität Warschau)
Kontakt: eMail: siemiens@post.pl
Volunteering and Social Capital in Europe
Panel Chair: Simone Baglioni Ph.D. (Universi-
tät Neuchâtel)
Kontakt: eMail: simone.baglioni@unine.ch
Development and Underdevelopment towards
an European Civil Society
Panel Chair: Pavol Friè, Ph.D. (Karls-Univer-
sität Prag)
Kontakt: eMail: fric@mbox.fsv.cuni.cz
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TREIBGUT
...................................................................................................................................

Reformbewegungen
im 20. Jahrhundert
Das 20. Jahrhundert ist u.a. von Reformbewe-
gungen geprägt – Jugendbewegung, Lebensre-
form, Arbeiterbewegung, die Protestbewegung
1968, die neuen sozialen Bewegungen der
1970er und 1980er Jahre, der DDR-Bürgerbe-
wegung... Worin bestehen die jeweiligen Eigen-
arten dieser Bewegungen? Gibt es Zusammen-
hänge? Was ist das ,Erbe‘ dieser Bewegungen?
Diesen Fragen wird in einer Veranstaltung nach-
gegangen, die vom 24. bis 29. April 2005 in der
Volkshochschule Klappholttal/Sylt unter der
Leitung von Dr. Paul Ciupke und Dr. Norbert
Reichling stattfindet. Die Teilnahmegebühr be-
trägt 250 Euro (Unterbringung im DZ, VP, ohne
Anreise, EZ-Zuschlag: 50 Euro).
Kontakt: Bildungswerk der Humanistischen
Union, Kronprinzenstrasse 15, 45128 Essen,
Tel.: (0201) 22 79 82, eMail: buero@hu-
bildungswerk.de, www.hu-bildungswerk.de.

Ehrenamt –
Besser geschützt bei Unfällen
Ehrenamtliche Helfer sind seit 1. Januar 2005
bei Unfällen besser abgesichert. Nach einem
neuen Bundesgesetz sind künftig Bürger, die in
Vereinen oder Verbänden für Kommunen oder
Kirchen tätig sind, unfallversichert. Mit dem
besseren Unfallschutz will die Bundesregierung
bürgerschaftliches Engagement fördern. Das
Bundesministerium für Gesundheit und Sozia-
le Sicherung gibt zum Thema Unfallschutz für
Ehrenamtliche eine Broschüre heraus, die auch
im Internet kostenlos zum Herunterladen zur
Verfügung steht.
Kontakt: Tel. (01888) 441-0, www.bmgs.de.

Fliegen – aber fair!
Nicht jeder kann und will aufs Fliegen verzich-
ten – auch wenn bekannt ist, dass Fliegen das
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Klima stärker belastet als andere Arten zu Rei-
sen. Die Umweltorganisation Germanwatch und
das Bundesumweltministerium haben jetzt das
Projekt ‚atmosfair‘ initiiert, bei dem der Passa-
gier freiwillig für die von ihm verursachten Kli-
magase bezahlen kann. Die Zusatzkosten wer-
den in Energiesparprojekte und den Ausbau er-
neuerbarer Energien in Entwicklungsländern
investiert, um dort diejenige Menge Treibhaus-
gase einzusparen, die eine vergleichbare Klima-
wirkung haben wie die Emissionen des Flug-
zeugs. Beispielsweise verursacht ein Flug Düs-
seldorf-Mallorca und zurück 620 Kilogramm
Kohlendioxid (CO

2
) und kann mit einem Zerti-

fikat von 11,50 Euro abgegolten werden. Die
Veranstalter weisen darauf hin, dass sie mit kei-
nem Billigflieger kooperieren, um zu verhin-
dern, dass die Hemmschwelle, das Flugzeug
vor allem auch auf Kurzstrecken zu nutzen, nicht
weiter abgesenkt wird.
Kontakt: www.atmosfair.com.

„Humankapital“ ist Unwort des Jahres
Das „Unwort des Jahres 2004“ heißt „Human-
kapital“. Dies gab eine Jury aus Sprachwissen-
schaftlern  bekannt. Das Wort degradiere nicht
nur Arbeitskräfte in Betrieben, sondern Men-
schen überhaupt „zu nur noch ökonomisch in-
teressanten Größen“, lautete die Begründung
des sechsköpfigen Gremiums. Eingegangen
waren 2.157 Zuschriften mit 1.218 verschiede-
nen Vorschlägen.

Informations- und Dokumentations-
zentrum für Antirassismusarbeit e.V.
(IDA)
Das Informations- und Dokumentationszentrum
für Antirassismusarbeit e.V. (IDA) dient Ju-
gendverbänden, Organisationen und Multipli-
katoren der Jugend- und Bildungsarbeit als bun-
desweit arbeitende zentrale Anlaufstelle bei den
Themen (Anti-) Rassismus, Rechtsextremismus,
Interkulturalität und Migration. IDA informiert
über antirassistische und interkulturelle Metho-

den, Konzepte, Ansätze, initiiert Projekte in der
Jugendarbeit und fördert die gegenseitige Ver-
netzung der im Themenbereich Aktiven. Die
Schwerpunktthemen im Jahr 2005 sind ‚Inte-
gration durch Partizipation‘, ‚Förderung von
Genderbewusstsein in Verbindung mit interkul-
turellem Lernen‘, ‚Beobachtung rechtsextremer
Tendenzen unter Jugendlichen und Entwicklung
von pädagogischen Alternativen‘ sowie ‚Ver-
nachlässigt und beschuldigt: Junge Aussiedler‘.
Kontakt: Informations- und Dokumentations-
zentrum für Antirassismusarbeit e.V. (IDA),
Volmerswerther Str. 20, 40221 Düsseldorf, Tel.:
(0211) 15 92 55-5, Fax: - 69, eMail:
info@IDAev.de, www.IDAeV.de.

Archive von unten
Der Autor Bernd Hüttner hat in einem Verzeich-
nis insgesamt 276 Archive im deutschsprachi-
gen Raum zusammengestellt. Die einzelnen Ar-
chive werden mit Post- und Internetadressen
aufgelistet, die Bestände der größeren Einrich-
tungen näher beschrieben. Zudem findet sich in
dem Buch eine Auswertung einer kleinen Be-
fragung von 44 größeren Archiven. Ihre Resul-
tate lassen Rückschlüsse über das Selbstver-
ständnis und die Probleme dieser Bewegungs-
archive als Einrichtungen der historischen Bil-
dung zu. Die Publikation ‚Archive von unten.
Bibliotheken und Archive der neuen sozialen
Bewegungen und ihre Bestände’ kostet 15,00
Euro. (ISBN 3-930830-40-X)
Kontakt: www.leibi.de/archive.

Politische Opposition von Jugendlichen
in der DDR
15 Jahre nach der friedlichen Revolution im
Herbst 1989 gibt es jetzt ein multimediales An-
gebot über die Auflehnung Jugendlicher gegen
das SED-Regime. Entwickelt wurde es von der
Bundeszentrale für politische Bildung gemein-
sam mit der Robert-Havemann-Gesellschaft e.V.
Die Website www.jugendopposition.de eignet
sich für den Schulunterricht und die politische
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Erwachsenenbildung. Der Fokus der Seite liegt
auf den Aktionen junger DDR-Oppositioneller,
die teilweise mit großem Risiko den Weg für die
Revolution bereitet haben. Das ist eine Pers-
pektive, die in der allgemeinen Geschichtsschrei-
bung bislang wenig Beachtung gefunden hat.
Kernstück des Multimedia-Projektes sind 16
Biografien junger Menschen, die aktiv gegen
die politischen Verhältnisse in der DDR protes-
tiert haben. Die Lebensgeschichten verdeutli-
chen unter anderem, welche Gründe die Jugend-
lichen für ihre oppositionelle Haltung hatten und
welche Konsequenzen ihr Handeln zur Folge
hatte. Zudem bietet die Webseite umfangreiche
Hintergrundinformationen zu vier zentralen Er-
eignissen: den Protesten gegen die Biermann-
Ausbürgerung (1976), den Aktionen der Frie-
densgemeinschaft Jena (1983), der Arbeit der
Umwelt-Bibliothek Berlin (1986-1989) und den
Ereignissen der friedlichen Revolution (1989).
Zu allen Themen gibt es zahlreiche Video- und
Audiosequenzen, Zeitzeugeninterviews, Texte,
Fotos und Originaldokumente.

Ingeborg-Drewitz-Preis
Die Humanistische Union verleiht den Inge-
borg-Drewitz-Preis 2004 an das Weglaufhaus
‚Villa Stöckle‘. Mit der Auszeichnung würdigt
die Bürgerrechtsorganisation das Engagement
des Wohnprojekts für die Selbstbestimmung der
Psychiatrie-Betroffenen. Das Weglaufhaus im
Norden Berlins bietet seit 1996 Menschen Zu-
flucht vor Psychiatrie und Obdachlosigkeit. Das
Weglaufhaus hilft Menschen in psychischen und
sozialen Krisen, ihr Leben in die eigenen Hände
zu nehmen. Dabei werden sie nicht als Patienten
behandelt und auf Psychopharmaka wird bewußt
verzichtet. Den Ingeborg-Drewitz-Preis vergibt
die Humanistische Union in unregelmäßigen
Abständen in Anerkennung eines besonderen
Einsatzes für die Menschenwürde. Die Huma-
nistische Union erinnert damit an das politische
Wirken der 1986 verstorbenen Berliner Schrift-
stellerin Ingeborg Drewitz, die sich bis zu ihrem

Tod für die Rechte von Ausgegrenzten engagier-
te und zahlreiche Initiativen unterstützte.

EU-Handbuch zur nachhaltigen
Beschaffung
Die Mitarbeiter der EU-Kommission befinden
nicht nur über die Größe und Form der Büro-
klammer, sondern sie überlegen auch, wie de-
ren Beschaffung nachhaltigen Kriterien entspre-
chen könnte. Das Ergebnis heißt ‚Buying green!‘
und bietet Beispiele öffentlicher Institutionen,
die bei der Beschaffung benötigter Waren öko-
logische Maßstäbe anlegen. Das Handbuch ist
in englischer Sprache im Internet abrufbar.
Kontakt: www.europa.eu.int/comm/environ-
ment/gpp/pdf/gpphandbook.pdf.

2005 – Internationales Jahr der
Mikrokredite
Etwa eine Milliarde Menschen leben heute welt-
weit in extremer Armut. Diese bedrückende Si-
tuation hat die Weltgemeinschaft ein Millenni-
umsziel formulieren lassen: die Halbierung die-
ser Zahl bis 2015. Bei der weltweiten Armuts-
bekämpfung setzt die Weltgemeinschaft beson-
ders auf den Mikrokredit: Die Vereinten Natio-
nen haben das Jahr 2005 zum „Internationalen
Jahr des Mikrokredits“ erklärt. Derzeit haben
etwa 30 Millionen Menschen Zugang zu Kleinst-
krediten – etwa 3% der extrem Armen also:
Kleinstkredite in Höhe von 100,– Euro oder
weniger werden Einzelpersonen, Familien oder
Kleinunternehmen gewährt, damit diese eine
unabhängige Existenz sichern und in ihrem
Handwerk oder der Landwirtschaft wirtschaft-
lich erfolgreich arbeiten können. Der Zugang
zu Kleinstkrediten gibt armen Menschen Mög-
lichkeiten und Mittel, ihr Haushaltseinkommen
zu steigern, Rücklagen zu bilden, sich gegen
Einkommensschwankungen abzusichern und
die Höhe ihres Verbrauchs in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten zu stabilisieren. Kleinstkre-
dite erhöhen auch das Selbstvertrauen und trei-
ben die Gleichstellung der Geschlechter durch
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eine vermehrte wirtschaftliche Beteiligung von
Frauen voran. Der Multiplikatoreffekt von
Kleinstkrediten stärkt die Nachfrage an neuen
Produktionsinvestitionen, Bildung, Kommuni-
kation und Infrastruktur und ist dadurch ge-
samtwirtschaftlich bedeutsam.

Bürgerengagement und
Zivilgesellschaft
Das Maecenata Institut hat den Report ‚Bürger-
engagement und Zivilgesellschaft in Deutsch-
land – Stand und Perspektiven‘ herausgegeben.
Der Bericht bietet einen schnellen Überblick,
Thesen, Zahlen und Befunde u.a. zu den The-
men Bürgerschaftliches  Engagement, Stärke
der Zivilgesellschaft, Vereine und Spendenwe-
sen, Stiftungen, Gemeinnützigkeit sowie For-
schung und Lehre. Die Broschüre kann kosten-
los in gedruckter Fassung bestellt oder im In-
ternet heruntergeladen werden.
Kontakt: eMail: mi@maecenata.de, www.
maecenata.de/dokumente/1200_aktuelles/
3Sektor_Report.pdf.

Jugendaustausch
Der Internationale Jugendaustausch- und Be-
sucherdienst der Bundesrepublik Deutschland
(IJAB) e.V. führt Austauschprogramme für
Fachkräfte durch, ist auf dem Gebiet der Infor-
mation und Beratung aktiv und betätigt sich im
Bereich der trägerübergreifenden Fort- und
Weiterbildung sowie Qualifizierung von Fach-
kräften.
Kontakt: www.ijab.de.

Friedensgutachten
Das Institut für Entwicklung und Frieden
(INEF), die Forschungsstätte der Evangelischen
Studiengemeinschaft (FEST), das Institut für
Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der
Universität Hamburg (IFSH), die Hessische
Stiftung Friedens- und Konfliktforschung
(HSFK) und das Bonn International Center for
Conversation (BICC) haben in gemeinsamer

Arbeit das Friedensgutachten 2004 erstellt. Das
aktuelle Gutachten widmet sich der Frage, wie
angesichts der jüngsten Verwerfungen durch
Kriegsführung und Gewaltkonflikte erfolgrei-
che Friedensstrategien aussehen können.
Hierbei wird vor allem auf die Rolle Europas
und die Rolle des internationalen Rechts und
internationaler Kooperation in der Welt verwie-
sen. Außerdem werden exemplarisch Friedens-
prozesse und ihre Krisen untersucht, so z.B.
die Konfliktentwicklungen im Irak, im Nahen
und Mittleren Osten, in Zentralasien, Bolivien
und Sri Lanka. Auch wird die Rolle Deutsch-
lands in der internationalen Sicherheitspolitik,
die Anstrengungen für eine verbesserte Krisen-
prävention und die aktuelle Islampolitik in
Deutschland analysiert.

Kontakt: Institut für Entwicklung und Frieden
(INEF), Universität Duisburg-Essen, Geibel-
str. 41, 47048 Duisburg, Tel.: (0203) 37944-
20, Fax: -25, eMail: inef@uni-duisburg.de,
www.inef.de, Bestellung Friedensgutachten:
www.friedensgutachten.de.

Schweizerische Sicherheitspolitik
‚Sicherheit wagen. Eine Entdeckungsreise durch
die Geschichte der schweizerischen Sicherheits-
politik seit dem Zweiten Weltkrieg‘ ist der Titel
einer CD-ROM, die die Forschungsstelle Si-
cherheitspolitik der Eidgenössischen Techni-
schen Hochschule Zürich, herausgebracht hat.
Sie soll Fragen beantworten, die sich für die
schweizerische Sicherheitspolitik durch die
weltpolitischen Veränderungen Ende des 20.
Jahrhunderts ergeben haben. Wie sollte diesen
Chancen und Risiken begegnet werden? Sind
bewährte Konzepte noch zeitgemäß? Welche
neuen Antworten sind zu finden? Das multime-
diale, interaktive Lernprogramm bietet histori-
sche Dokumente und erläuternde Texte sowie
eine umfangreiche, didaktisch aufbereitete Ein-
führung in die Geschichte der schweizerischen
Sicherheitspolitik seit dem Zweiten Weltkrieg.
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Kontakt: Forschungsstelle für Sicherheitspoli-
tik, ETH Zentrum SEI, 8092 Zürich, Schweiz,
Tel.: (0041-1) 632-4025, Fax: -1941, eMail:
css@sipo.gess.ethz.ch, www.css.ethz.ch.

Inkraftreten des Kyoto-Protokolls
Das Inkraftreten des Kyoto-Protokolls am 16.
Februar 2005 war ein historischer Schritt für
den Klimaschutz. Die Akte zur Klimarahmen-
konvention wurde 1997 in der japanischen Stadt
Kyoto verabschiedet und inzwischen von 128
Staaten ratifiziert. Es ist eine völkerrechtlich
verbindliche Vereinbarung, in der sich die je-
weiligen Länder zu konkreten Reduzierungen
der Treibhausgasemissionen bis 2012 verpflich-
ten. Insgesamt soll zwischen 2008 und 2012
eine Verminderung um mindestens fünf Pro-
zent gegenüber dem Niveau von 1990 erreicht
werden. Da die Staaten unterschiedlich zu den
weltweiten Kohlendioxid-Emissionen beitragen,
legt das Kyoto-Protokoll für alle beteiligten
Länder unterschiedliche Reduktionszahlen fest.
Deutschland muß seine Kohlendioxid-Emissi-
onen bis zum Jahr 2010 um 21 Prozent senken.
Kontakt: www.bmu.de.

Versammlungsrecht
Bürgerrechtsgruppen in Deutschland zeigen sich
besorgt über den leichtfertigen Umgang mit ele-
mentaren Grundrechten. Der Entwurf zur Ver-
schärfung des Versammlungs- und des Straf-
rechts geht nach Ansicht der Humanistischen
Union und der Gustav-Heinemann-Initiative in
die falsche Richtung. Der Eingriff in das ele-
mentare Grundrecht der Versammlungsfreiheit
sei nicht zu rechtfertigen. Eine Demokratie müs-
se lernen, sich mit unappetitlichen und empö-
renden Äußerungen politisch auseinander zu
setzen. Für die Aktivitäten der Neonazis genü-
gen die bestehenden Bestimmungen im Ver-
sammlungs- und Strafrecht.
Kontakt: Sebastian Müller, Beauftragter der
Gustav Heinemann-Initiative, eMail: info@
gustav-heinemann-initiative.de und Martina

Kant, Bundesgeschäftsführerin der Humanisti-
schen Union, eMail: info@humanistische-
union.de.

‚FIT für Gender Mainstreaming in der
beruflichen Aus- und Weiterbildung‘
Das Forschungsinstitut Arbeit, Bildung, Parti-
zipation e.V. (FIAB) hat von 2002 bis 2004 in
Hamm ein Projekt durchgeführt. Aus der Be-
gleitung des gendersensiblen Reorganisations-
prozesses bei 6 Trägern der beruflichen Bil-
dung ist die Broschüre ‚FIT für Gender Main-
streaming in der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung‘ entstanden. Diese kann als pdf-Datei
aus dem Internet heruntergeladen werden.
Kontakt: www.ruhr-uni-bochum.de/fiab/pdf/
onlinetexte/mfgbd6.pdf.

Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 1/2005
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REZENSIONEN
...................................................................................................................................

Plädoyer für die
Entwicklungspolitik

Die fünfte Auflage des Lern- und Arbeitsbuchs
Entwicklungspolitik stellt unter Berücksichtung
weltpolitischer Veränderungen der vergangenen
zwei Jahrzehnte nicht nur aktualisierte Daten
bereit, sondern diskutiert die neuen Handlungs-
parameter von Entwicklungspolitik. Während
die erste Auflage von 1985 noch deutlich im
Zeichen des Ost-West-Konflikts und seines Ein-
flusses auf die Regime der ‚Dritten Welt‘ stand,
ist die ‚einfache‘ Einteilung der Staatenwelt in
eine erste (kapitalistische), eine zweite (sozia-
listische) und eine Dritte Welt seit dem Zusam-
menbruch der Sowjetunion und den Terroran-
schlägen des 11. September 2001 deutlich ins
Wanken geraten.

lungshilfe in die falschen Hände gelangt, kor-
rupte Staatsbürokratien schafft und ‚Entwick-
lungsruinen‘ hinterlässt, weil sie zur „planwirt-
schaftlichen Lähmung der marktwirtschaftlichen
Dynamik“ beitrage. Bei den Ärmsten käme das
Geld dagegen selten an.

Fundamentalkritik nicht angebracht
Dieser Fundamentalkritik tritt Franz Nuscheler
in seinem Standardwerk entgegen. Er konsta-
tiert, dass ein Gutteil der Bankrotterklärungen
zum einen auf einer Fehleinschätzung beruhe,
was externe Hilfe überhaupt leisten kann. Die
weltweite Hilfe betrage gerade einmal 48 Milli-
arden Euro, was dem Haushalt des Bundeslan-
des Nordrhein-Westfalen im Jahr 2004 entsprä-
che. Die Bundesrepublik investiere allein dop-
pelt so viel in den ‚Aufbau Ost‘. Und wie der
Autor richtig feststellt, waren und sind die Pro-
bleme in großen Teilen der Dritten Welt weit
größer als die der ehemaligen DDR.

Nuscheler weist zugleich auf die Erfolge hin,
die die Entwicklungspolitik trotz aller Schwie-
rigkeiten verbuchen konnte. Obwohl sich die
Weltbevölkerung seit 1960 mehr als verdoppelt
habe, nahm die Zahl der Hungernden und ex-
trem Armen prozentual im Verhältnis zur ge-
wachsenen Bevölkerung ab. Die durchschnitt-
liche Lebenserwartung stieg von damals 39 Jah-
ren auf fast 52 Jahre. In Südasien wurde die
Kindersterblichkeit mehr als halbiert, in Süd-
ostasien, China, Lateinamerika und in den ara-
bischen Staaten sogar um etwa zwei Drittel ver-
ringert.

Dennoch sieht natürlich auch Nuscheler Ver-
säumnisse wie die Korrumpierung der „hehren
Ziele durch die geostrategische Logik des Kal-
ten Krieges“ und die Tolerierung von Diktatu-
ren. Als folgenschwerste Erbsünde nennt er aber
die „Züchtung des so genannten Assistentialis-
mus“. Das bedeutet, dass sich Gesellschaften
nicht auf ihre eigenen Kräfte und Fähigkeiten,
sondern auf fremde Hilfe verlassen. Zugleich
nimmt er auch die wohlhabenden Länder in die

Sinn- und Rechtfertigungskrise
Zu Beginn der 1990er Jahre hofften viele auf
eine friedlichere Welt in einer ‚neuen Weltord-
nung‘. Nach dem Ende des Kalten Krieges rech-
neten sie mit einer ‚Friedensdividende‘. Die
Gelder, die bisher in das Hochrüsten von Ost
und West gesteckt wurden, hätte man in die
Entwicklung der ärmeren Länder und in eine
gerechtere Welt investieren können. Doch statt
dessen geriet die Entwicklungspolitik in die ‚Ir-
relevanzfalle‘, denn mit dem Ende des Ost-West-
Konfliktes entfiel eine ideologisch motivierte
finanzielle Unterstützung der Dritte-Welt-Staa-
ten. Zugleich setzte bei den Bürgern angesichts
der ständig wiederkehrenden Bilder von Hun-
ger und Naturkatastrophen eine Art ‚Betroffen-
heitsmüdigkeit‘ ein. Die Hilfsorganisationen
reagierten darauf mit einem größeren Werbe-
aufwand, der die Spendenmüdigkeit aber eher
noch verstärkte.

Immer häufiger war vom Scheitern der Ent-
wicklungspolitik als Ganzes die Rede. Zentrale
Vorwürfe waren und sind, dass die Entwick-
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Pflicht, sich endlich um die Verwirklichung der
Milleniums-Entwicklungsziele zu kümmern. Es
fehle nicht an Wissen über die Dritte Welt, son-
dern an politischem Willen, die Erkenntnisse
auch in die Tat umzusetzen.

Keine Sicherheit ohne Gerechtigkeit
„Es gibt keine globale Sicherheit ohne globale
Gerechtigkeit“ – diesen Satz des Bundeskanz-
lers Gerhard Schröder aus dem Jahr 2002 stellt
Nuscheler in das Zentrum seiner Argumentati-
on. Dabei betont er den Zusammenhang zwi-
schen Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit und Nach-
haltigkeit. Deshalb fordert er nicht nur finanzi-
elle Hilfe ein, sondern auch die Verwirklichung
der politischen und sozialen Menschenrechte.
Gerade der 11. September 2001 habe deutlich
gemacht, wie fragil die Tiefenstrukturen der
Nord-Süd-Beziehungen seien. Daraus leitet
Nuscheler drei Herausforderungen ab: Die
Schere zwischen Reichtum und Armut, zwischen
Norden und Süden, habe sich weiter geöffnet.
Soziale Frustrationen schaffen den Nährboden
für Gewalt. Deshalb müsse man dem entgegen
treten. Zweitens erzeuge die ungleiche Macht-
verteilung in Weltpolitik und Weltwirtschaft ein
Gefühl der Ohnmacht und der ohnmächtigen
Wut. Und drittens werde nach dem 11. Septem-
ber ein Zusammenprall der Kulturen heraufbe-
schworen.

Forderung nach einer globalen
Strukturpolitik
Nuscheler folgert aus all dem, dass Armutsbe-
kämpfung sich nicht in einer – wenngleich drin-
gend erforderlichen – Aufstockung der Ent-
wicklungshaushalte erschöpfen kann. Ent-
wicklungspolitik müsse zur globalen Struk-
turpolitik weiterentwickelt werden. Als Vor-
rausetzungen nennt er sozio-ökonomische und
politische Strukturreformen in den Entwick-
lungsländern im Osten und Süden, damit sich
Marktkräfte und Rechtsstaatlichkeit entwickeln
können. Zugleich fordert Nuscheler eine Ver-

änderung der weltwirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen, damit die ,Fußkranken der Welt-
wirtschaft‘ an den Wohlstandsgewinnen der
Globalisierung teilhaben können. Und zu gu-
ter Letzt müsse eine Veränderung in den Inter-
essen-, Konsum- und Bewusstseinsstrukturen
der reichen Länder stattfinden, die mit ihrem
verschwenderischen Lebensstil auch eine Be-
lastung für eine globale nachhaltige Entwick-
lung darstellten.

Die wachsende Kluft zwischen Arm und
Reich, nicht der Zusammenstoß der Kulturen,
bildet für Nuscheler das gefährlichste Konflikt-
gemenge des 21. Jahrhunderts. Deshalb sei eine
armutsorientierte Entwicklungspolitik nicht nur
ein Gebot der Moral, sondern auch ein Gebot
der politischen Vernunft und Klugheit. Nusche-
ler schließt mit dem Satz der Kreditanstalt für
Wiederaufbau: „Entwicklung kostet – keine
Entwicklung kostet die Zukunft“.

Informieren und Werben
Nuscheler ist es mit dem überarbeiteten Werk
geglückt, die vielen Dimensionen der konf-
liktreichen Nord-Süd-Beziehungen aufzuzei-
gen. Mit Informationskästen, Begriffserklärun-
gen und einem gut strukturierten Inhaltsver-
zeichnis gibt er Studenten und anderen Inter-
essierten Informationen zu den Kernbereichen
der Entwicklungspolitik an die Hand. Dabei
bemüht er sich um eine Argumentationsweise
und Sprache, die sich nicht nur Fachleuten er-
schließt. Und nicht zuletzt gelingt es ihm auch,
für die Entwicklungspolitik zu werben und
dezidiert Stellung zu beziehen, ohne dabei den
Pfad der wissenschaftlichen Argumentation zu
verlassen.

Karin Urich, Mannheim

Besprochene Literatur
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Entwicklungspolitik. 5., völlig neu bearbeitete
Auflage. Bonn: Dietz.
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‚Umkämpftes Gebiet‘ – Soziale
Bewegungen in Lateinamerika

„Was läuft denn nun wirklich und welchen Aus-
schnitt davon sehen wir jetzt gerade überhaupt,
ohne die jeweilige Geschichte und die komplexen
aktuellen globalen Prozesse zu vernachlässigen?“
Ausgehend davon, dass die Dominanz des Neoli-
beralismus keineswegs überwunden ist sowie
national beschränkte Analysen und milieuinterne
Betrachtung keine adäquaten Erklärungen mehr
liefern können, widmen sich Olaf Kaltmeier, Jens
Kastner und Elisabeth Tuider, die den 13 Aufsätze
umfassenden Band „Neoliberalismus, Autonomie,
Widerstand. Soziale Bewegungen in Lateinameri-
ka“ herausgegeben und mitgeschrieben haben,
dieser Grundfrage der Soziologie. Sie stellen sich
einer schwierigen Herausforderung der zeitgenös-
sischen Gesellschaftswissenschaft und können ein
respektables und aktuelles Buch vorweisen, da sie
die ‚berühmt-berüchtigte‘ Balance zwischen The-
orie und Praxis durchaus hinbekommen und eine
vielschichtige Neoliberalismuskritik und Bewe-
gungsanalyse liefern.

Viel Wissen vorausgesetzt
Im ersten Viertel, in dem es um „Cultural Poli-
tics im Neoliberalismus“ (Kaltmeier, Kastner,
Tuider) und die „Kultur und Politik in sozialen
Bewegungen in Lateinamerika“ (Alvarez, Da-
gnino, Escobar) geht, ist das Werk allerdings
schon ein theoretischer und sprachlicher ‚Brok-
ken‘: Es wird sehr viel spezielles Wissen zur
Bewegungssoziologie vorausgesetzt, so dass
sich die Frage stellt, wer diese Kapitel außer-
halb der (spezialisierten) Disziplin lesen könn-
te. Komplexe Entwicklungen, die von einem
stark ausdifferenzierten Akteursgeflecht gestal-
tet werden, müssen nicht notwendigerweise
schwierig formuliert werden. Es sei den Schrei-
bern jedoch nachgesehen, da sie eben keine ver-
kürzten Kritiken liefern möchten und mehrere
Jahrzehnte Bewegungsforschung auf eine ver-
dauliche Seitenzahl kürzen wollten.

Keine eindimensionalen Ansätze
Generell ist erfreulich, dass keine eindimensio-
nalen Ansätze präsentiert werden, sondern durch
die Verquickung verschiedener Analysemuster
Hinweise auf die hochkomplexen Zusammen-
hänge von Politik, Kultur und Wirtschaft sowie
ausdifferenzierte Herrschaftsanalysen bis weit
in soziale Bewegungen hinein gegeben werden.
Durch den Band zieht sich der Anspruch, an-
knüpfend an den Identitätsansatz und vor dem
Hintergrund politischer Ökonomie die kulturel-
len Aspekte an sozialen Bewegungen zu beto-
nen, nicht zuletzt deshalb, damit die Erfolge
Sozialer Bewegungen nicht nur an den instituti-
onellen Umsetzungen ihrer Forderungen, son-
dern an tiefgreifenderen Prozessen gemessen
werden können.

Breites Spektrum an Gruppen
Die Autoren beschäftigen sich theoretisch mit
den Begriffen race, gender, culture, Feminis-
mus und Post-Feminismus, Dekonstruktivis-
mus, Postmoderne, politische Ökonomie sowie
Imperialismustheorien und Bewegungsfor-
schungen. Sie setzen sich dabei mit revolutio-
nären bis reformerischen Gruppierungen – und
ihren zahlreichen, oft widersprüchlichen Misch-
formen – auseinander, ohne dabei die vielzitier-
te ‚Realpolitik‘ außer Acht zu lassen. So wird
ein breites Spektrum gesellschaftlicher Akteure
beobachtet, wodurch die Erweiterung des Denk-
und Kritikhorizonts auf Zonen jenseits der Sys-
temimmanenz ermöglicht wird. Im Hinblick auf
hier und da vereinfachte Betrachtungsweisen
von Aktivisten durchbrechen sie analytisch auch
den angenommenen zivilgesellschaftlichen
‚Gürtel der Guten‘, der manches Mal besagt,
dass soziale Bewegung per se zur Emanzipati-
on der menschlichen Spezies beitrage, indem
z.B. darauf hingewiesen wird, dass bestimmte
Konzepte von ‚Autonomie‘ durchaus im Sinne
neoliberaler Kräfte assimiliert werden können,
um – insgesamt betrachtet – kollektive Struktu-
ren weiter zu zerschlagen.
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Jenseits des Mainstreams
Im Buch schreiben engagierte und informierte
Autoren und Autorinnen jenseits des Main-
stream über soziale Transformationsprozesse
in neun lateinamerikanischen Staaten: Bettina
Reis befasst sich mit sozialen Bewegungen
gegen neoliberale Entrechtung in Kolumbien,
Verónica Schild mit Feministinnen, Staat und
den Armen bei der Schaffung neoliberaler
Gouvernementalität in Lateinamerika, Stefanie
Kron mit Paramilitärs und sozialem Widerstand
in Guatemala. Olaf Kaltmeier erläutert Identi-
täten, Territorialitäten und Widerstand der
Mapuche in Chile, Bernhard Leubolt die Rolle
der sozialen Bewegungen in Brasilien, Elisa-
beth Tuider untersucht feministische Identitä-
ten am Beispiel der mexikanischen ‚Frauen’-
bewegungen.

Im Kapitel zu WiderstandsakteurInnen be-
schreibt Martina Blank den sozialen Protago-
nismus im Großraum Buenos Aires im Kontext
von Autonomie und Territorialität. Dario Azzel-
lini schildert den bolivarianischen Prozess in
Venezuela in Bezug auf konstituierende Macht,
Partizipation und Autonomie. Simón Ramírez
Voltaire fragt nach neuen Formen der (Bewe-
gungs-) Demokratie in Bolivien. Stefan Thim-
mel problematisiert die Situation der sozialen
Bewegungen im Zusammenhang von Autono-
mie und Parteien-Hegemonie in Uruguay, die
nach dem kürzlichen Wahlausgang zugunsten
des weniger neoliberalen Bündnisses frente
amplio (Breite Front) eine besondere Aktualität
erhält. Schließlich plädiert Jens Kastner für eine
verstärkte Analyse der Transnationalisierung der
sozialen Bewegungen und schildert die heraus-
ragende Bedeutung der zapatistischen Rebelli-
on innerhalb der Bewegungsforschung.

Der vorliegende Band liefert eine vielseiti-
ge, fundierte und engagierte Kritik an der sich
permanent anpassenden Dominanz des Neoli-
beralismus, die eine weite Verbreitung verdient
hat, da der Anspruch der Autoren und Autor-
innen, die Lücke zwischen Bewegungspraxen

und Theorieentwicklungen zu verringern, über-
wiegend erfüllt wird.

Luz Kerkeling, Münster

Besprochene Literatur
Olaf Kaltmeier, Jens Kastner, Elisabeth Tuider
(Hrsg.) 2004: Neoliberalismus, Autonomie, Wi-
derstand. Soziale Bewegungen in Lateinameri-
ka. Münster: Westfälisches Dampfboot.
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Radikale Demokratie

Weshalb sollte sich die Politikwissenschaft im
Speziellen und die Sozialwissenschaft im All-
gemeinen mit der politischen Philosophie be-
schäftigen und sich unnötige Fragen und damit
Lasten zu eigen machen? Die Antwort lautet:
Inspiration und Aufklärung. Den hier vorzu-
stellenden Band unter allen seinen aufgeworfe-
nen Perspektiven zu besprechen, wäre in der
Kürze einer Rezension nicht zu leisten. Inso-
fern wurde die formulierte Frage zur Richtschnur
der Lektüre des Bandes gewählt. Und in der Tat
verweist der Untertitel auf den Konnex zur Po-
litikwissenschaft, denn er versucht neue Ant-
worten auf die Frage der Demokratie – die Kern-
frage der Politikwissenschaft – zu geben.

Deutsch-französischer Dialog
Eigentlich müsste der Untertitel „französische
Demokratietheorie der Postmoderne“ heißen und
dies, obwohl längst nicht alle Autoren aus dem
französischsprachigen Raum stammen (Butler,
Laclau, Zizek und Hardt/Negri). Trotzdem
durchzieht den Band eine Art Dialog zwischen
französischen, postmodernen Originalautoren
(Derrida, Lefort, Rosanvallon, Balibar, Rancière,
Lyotard, Mouffe, Badiou, Deleuze und Serres)
und deutschen Interpreten. Die zentralen Be-
griffe dieses Dialoges sind das Politische (als
Selbstregierung in einem starken, widerständi-
gen Sinne), die Agonalität (als emphatischer
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Kampf um Freiheit und Gleichheit) und die ra-
dikale Demokratie (als Antiessentialismus der
leeren Mitte der Macht).

Politische Ethik und Politik
Jedoch handelt es sich bei diesem Band nicht
nur um die Rezeption französischer Denker und
ihrer Theorien, sondern er ist vielmehr selbst
ein ‚Bekenntnis‘ zu diesen sogenannten linken
Theorien, deren Überlegenheit im Denken der
genannten Begriffe postuliert wird. Der Vor-
wurf an die Politikwissenschaft wird formuliert
als das Denken im Rahmen der Politik – der
Verwaltung und Steuerung der öffentlichen Din-
ge. Das Politische ist hingegen die Neuschaf-
fung der Voraussetzungen für Politik. Daraus
wird eine Position der politischen Ethik abge-
leitet, die der Heterogenität der Ansätze Rech-
nung tragen will und verschiedene Positionen
um die genannten Begriffe gruppiert. Diese
Heterogenität zeigt sich am deutlichsten in der
Auseinandersetzung der Originalautoren mit
Marx, zumal einige mit und einige ‚gegen‘ Marx
denken. Dies macht eine einheitliche Diskussi-
on aller Texte unmöglich. Exemplarisch für die
restlichen Aufsätze sei auf die Beträge über
Derrida, Laclau und Mouffe sowie Lefort hin-
gewiesen.

Das Politische,
die radikale Demokratie…
In programmatischer Hinsicht ist der Text zu
Derrida (Flügel) grundlegend. Die Figur der
Démocratie à venir, der Unmöglichkeit der Ver-
wirklichung von Demokratie, leitet die Begriffs-
triade vom Politischen, von Konflikt und von
radikaler Demokratie an. Die im Laufe seines
Schaffens zunehmende Hinwendung Derridas
zu normativen und demokratietheoretischen Fra-
gen nimmt Flügel zum Anlass, die Geschichte
seiner Philosophie ‚von hinten‘ her zu interpre-
tieren und macht auf die Elemente aufmerksam,
die schon zuvor den Weg wiesen (Herrschafts-
kritik, kommunikationstheoretische Fundierung,

Denkfigur der différance). Bei den aktuellen
Schriften wird dieser demokratietheoretische
Zug Derridas unmittelbar greifbar, denn spätes-
tens seit ‚Gesetzeskraft‘ ist in Bezug auf Ge-
rechtigkeit die Denkfigur des à venir ausbuch-
stabiert. Zudem verknüpft Derrida sein Projekt
der Dekonstruktion grundlegend mit dem der
Gerechtigkeit; Analoges gilt für die Demokra-
tie. Demokratie ist aber nicht nur wie die Ge-
rechtigkeit im Kommen, sondern lässt sich durch
die Lefortsche Figur der leeren Mitte der Macht
beschreiben, deren Kern im permanenten Wie-
derholen des demokratischen Prozesses liegt
(Gaus). Insofern ist die radikale Demokratie der
Autoren im Kommen und bleibt immer nur
Anleitung und Grundfigur des Politischen.

…und die Agonalität
Zusammen mit dem Begriff der Agonalität bil-
den Laclau (Hetzel) und Mouffe (Jörke) das
zweite programmatische Standbein. Das Ideal
der Autonomie wird durch gesellschaftliche
Akteure und deren Hegemonie verwirklicht ge-
sehen, die durch den demokratischen ‚agon‘
erreicht wird, der ohne tieferen Sinn versehen
ist, also leer bleibt. Der ‚agon‘ ist, neben der
leeren Mitte der Macht und dem Politischen der
Differenz, Kern der hier vorgestellten Demo-
kratietheorien.

Institutionenarmut
Jörke moniert, dass trotz dieses emphatischen
Programms Institutionen unterbeleuchtet blei-
ben. Diese Diagnose trifft auf alle Ansätze zu.
Es gibt nur vage Andeutungen und vor allem
wenig Neues: Wahlen (Lefort), Bürgerrechte
(Balibar), Staat (Rosanvallon), demokratischer
Gründungsakt (Laclau), revolutionäres Ereig-
nis (Badiou, Zizek) oder individuelle Wider-
ständigkeit (Butler, Deleuze). Gerade das Nicht-
vorstellenkönnen neuer Institutionen ist Teil des
Programms, das sicher genug Sensibilität ge-
genüber Unterdrückten (Hardt/Negri) lässt, aber
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auch nur in geringen Maßen eine positive Kritik
ausweisen kann und will (Lyotard).

„It’s the democracy, stupid“
Der Band ist insgesamt ein gut lesbarer und
lesenswerter Beitrag zu Facetten der Demokra-
tietheorie, die (in Deutschland) zu vergessen
drohen. Philosophische Anfänger sollte sich von
dem Band keine einführenden Erkenntnisse und
Informationen erhoffen, da er weder einen voll-
ständigen Überblick noch eine Einführung gibt.
Zudem ist ein gewisses Vorwissen notwendig,
da recht häufig neben den Originalautoren auf
weitere Autoren, sozusagen geheime ‚Helden‘,
zurückgegriffen wird: Nietzsche, Foucault,
Marx. Und auf einen großen Gegner: Haber-
mas. Ohne die Grundkenntnisse über deren
Schriften wird das Verständnis erschwert. Ne-
ben der gewinnenden Lektüre bleibt jedoch ein
schaler Beigeschmack zurück. Denn die Begriffe
des Feindes, des Kampfes und des Krieges
werden zu häufig bemüht, um für eine eigent-
lich zivile Sache zu werben. Zudem verführt die
kryptische Sprache mancher Originalautoren
dazu, das Projekt der Demokratie all zu sehr zu
einem avantgardistischen bzw. rein akademischen
zu machen. Problematisch ist dies insofern, da
die potentiellen Träger des radikaldemokrati-
schen Projektes in den neuen sozialen Bewegun-
gen gesehen werden. Hierin liegt auch ein star-
ker Konnex zu den Diskussionen, die der Poli-
tikwissenschaft bekannt sind. Die neuen sozia-
len Bewegungen und die Zivilgesellschaft bilden
Bezugsgrößen des Denkens über die Akteure der
Demokratisierung. Daher liegt der Gewinn für
Politik- und Sozialwissenschaftler nicht nur in
der Inspiration, sondern auch in der systemati-
schen Begründung des Gewichts dieser Akteure
für die (radikale) Demokratie.

Der Band sollte ganz nach seinen eigenen
Prämissen verstanden werden, als emphatischer
Beitrag im politischen ‚agon‘ um der Demokra-
tie willen und gegen die totalitäre Versuchung
moderner Gesellschaften, vor der die demokra-

tische Gesellschaft letztlich nur durch perma-
nente Einmischung zu bewahren ist (Lefort). Er
will und kann letztlich sowohl an das Verspre-
chen der Demokratie erinnern als auch einen
kritischen Umgang mit der herrschenden De-
mokratie anregen.

Georgios Terizakis, Darmstadt
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Wie zivil sind die Gesellschaften im
Osten Europas?

Die Propagierung der Zivilgesellschaft war ei-
ner der zentralen Charakteristika der Oppositi-
onsbewegungen der 1980er Jahre im Ostblock.
Anderthalb Jahrzehnte nach der Wende 1989/
90 stellt der vorliegende Band vor, was dieses
Konzept ideengeschichtlich wie praktisch in ein-
zelnen Ländern Ostmitteleuropas bewirkt hat.
Gleichzeitig werden Handlungsbedarfe benannt
und konkrete Hilfestellungen gegeben. Dieses
Buch über die Zukunft der Zivilgesellschaft in
Ostmitteleuropa ist aus dem FOCS-Projekt (Fu-
ture Of Civil Society) entstanden, welches
wiederum in Terminologie und Erkenntnisstand
auf die Ergebnisse des Johns Hopkins Compa-
rative Nonprofit Sector Project aufbaut, das im
vergangenen Jahrzehnt das empirische Wissen
um den Dritten Sektor in über 30 Ländern er-
heblich vermehrt hat (www.jhu.edu/~cnp).

Zwei Lesarten der Zivilgesellschaft
Grundsätzlich wird Zivilgesellschaft in zwei
Hauptbedeutungen definiert, in einem norma-
tiv-theoretischen und einem praktisch-instituti-
onellen Sinne. Zivilgesellschaft wird einerseits
als politisches Programm zur Demokratisierung
verstanden, andererseits ist ein breites Spek-
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trum an Organisationen gemeint, die gleichsam
die ‚Infrastruktur‘ (des Dritten Sektors) bilden.
Das Konzept überbrückt damit zwei Diskurse,
statt sie gegeneinander zu stellen.

Der erste Teil über Traditionen und histori-
sche Entwicklungen der Zivilgesellschaft ent-
hält fundierte Beiträge, die sachlich zusammen-
hängend Überblicke über Begriff und Konzept
der Zivilgesellschaft liefern sowie bürgerschaft-
liches Engagement in Ostmitteleuropa aus der
Perspektive der politischen Kultur und der De-
mokratietheorie betrachten. Der zweite Abschnitt
stellt regulatorische, rechtliche und politische
Rahmenbedingungen für Organisationen vor.
Dies reicht von einer Aufzählung der Steuerpri-
vilegien bis hin zu einem Überblick über die
politischen Entwicklungen in Ostmitteleuropa
seit 1989 im Hinblick auf ihre Auswirkungen
im Nonprofit-Sektor. Dabei werden verschie-
dentlich, z. B. im Artikel zur gesellschaftlichen
Verankerung von NPOs, mehrere aktuelle the-
oretische Ansätze diskutiert und auf die neues-
ten Entwicklungen in den Visegrád-Staaten an-
gewandt.

Der vierte Teil enthält schließlich Länder-
profile des Nonprofit-Sektors in Polen, Ungarn,
Tschechien, der Slowakei sowie Deutschland
und Österreich mit aktuellem Zahlenmaterial:
Wie hat sich der Sektor historisch entwickelt?
Wie viele Menschen sind hier beruflich und
ehrenamtlich beschäftigt? Von welchen Tätig-
keitsfeldern ist der Sektor geprägt? Wie finan-
ziert er sich und wie sind die Beziehungen zum
Staat zu charakterisieren? Als gemeinsames Pro-
blem stechen dabei für Ostmitteleuropa die Be-
ziehungen zwischen Staat und Nonprofit-Sek-
tor heraus. In dieser Hinsicht erscheint der Ein-
bezug von Deutschland und Österreich in die
Länderprofile auf Grund gemeinsamer Traditi-
onen nicht ganz plausibel (wenngleich interes-
sant), denn vom Prinzip der Subsidiarität sind
die Beziehungen zwischen Staat und Nonpro-
fit-Sektor in der Region de facto weit entfernt
und es ist zumindest offen, ob dieses Prinzip in
der Transformation der Wohlfahrtsregime eine
Chance hat.

Zivilgesellschaften mit eigener Stimme
Der Band präsentiert die ostmitteleuropäischen
Zivilgesellschaften mit einer vorwiegend ‚eige-
nen Stimme‘ und stellt die jüngsten Entwick-
lungen in einen breiteren historischen Kontext.
Spezifische Herausforderungen nach einer Ein-
bindung in nationale (und zunehmend europäi-
sche) Entscheidungsprozesse, den Beziehungen
zum Staat, die Erbringung sozialpolitischer Leis-
tungen sowie von Problemen der Finanzierung
und der gesellschaftlichen Anerkennung der
Arbeit werden hier verständlich.

Das dicke Buch platzt förmlich aus allen
Nähten. Insgesamt sind über 40 Beiträge in vier
Teilen des Buches versammelt, die ein durchge-
hend hohes Niveau aufweisen; es gibt kaum
einen Beitrag, der nicht state of the art präsen-
tierte. Die beiliegende CD-ROM enthält alle
Aufsätze des Buches plus 11 „Bonus-Artikel“
vornehmlich zu Fragen des deutschen NPO-
Sektors. Daneben gibt es ausführliche AutorIn-

Prosa der Zivilgesellschaft
Der dritte Teil, der fast die Hälfte des Buches
ausmacht, widmet sich der Prosa der Zivilgesell-
schaft, nämlich praktischen Aufgaben und The-
men wie Marketing, Freiwilligen-Einsatz, Finan-
zen, Fundraising bis hin zu Projekt- und Kon-
fliktmanagement. Wo es den AutorInnen mög-
lich war, gingen sie auf die konkrete Situation in
Ostmitteleuropa ein. Das Kapitel zur Evaluation
der Nonprofit-Organisationen ist ein gutes Bei-
spiel für die Praxisorientierung: Nicht nur wer-
den Sinn und verschiedene Arten der Evaluatio-
nen beschrieben, sondern auch an einem Bei-
spiel aufgezeigt, wie eine Projekt-Evaluation kon-
kret verläuft. Die Managerin einer Sozialbera-
tungsstelle in Ostungarn kann sich also vorstel-
len, was auf sie zukommt, wenn das Evaluati-
onsteam der westlichen Geldgeber anrückt.
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nen-Informationen sowie eine geordnete Link-
Liste mit Verweisen für gute nationale Einstiegs-
seiten, Zeitschriften und internationale Geber-
organisationen. Alle Beiträge sind einzeln für
sich verständlich geschrieben. Dieser Band eig-
net sich sowohl für Studien- wie Forschungs-
zwecke und ist ein gutes Nachschlagewerk für
alle, die in oder für Nonprofit-Organisationen
arbeiten. Es ist ein faktenreiches Buch, das oft
und noch für längere Zeit aus dem Regal gezo-
gen gehört.

Gesine Fuchs, Basel
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Was in aller Welt ist
‚kollektive Identität‘?

„Was in aller Welt ist kollektive Identität“, fragt
Sebastian Haunss 2001 in einem Aufsatz und
stößt bereits hier die seines Erachtens notwen-
dige Debatte über Identifikationsprozesse poli-
tischer Akteure mit Blick auf die Kategorie ‚kol-
lektiver Identität‘ an. Die umfassende Diskus-
sion darüber, was Identitäten sind und wie sie
sich zusammensetzen und möglicherweise auch
verändern, führt Haunss in seinem Buchprojekt
schließlich sehr konkret und zielgenau. Hinter-
grund ist seine 2003 erfolgreich in Bremen ab-
geschlossene Dissertationsschrift. Die Vorge-
hensweise besticht von Beginn an. Der theore-
tische Rahmen des Begriffs ‚kollektive Identi-
tät‘ gelingt in Abgleichung zu anderen Erkennt-
nissen der Bewegungsforschung, etwa von Al-
berto Melucci oder Manuel Castell, und kann
gleichsam als geeignete Ausgangslage für eine
konkrete empirische Überprüfung dienen.

Diskursanalyse als Schlüssel
Die zentrale Aussage der Arbeit ist, dass Bewe-
gungen weder als vollständig unbeschreibbare,
weil diffuse Phänomene gesellschaftlich-politi-
scher Oppositionen, noch als eindeutig klar zu
definierende und verfestigte Meinung spezifi-
scher sozialer Akteursgruppen zu fassen sind.
Das Profil dieser oder jener Bewegung ist
durchaus nicht immer auf eine Weise transpa-
rent, dass auf den ersten Blick von Bewegungs-
Merkmalen auf Identitäten geschlossen werden
könnte. Soziale Bewegungen, so argumentiert
Haunss auf der Basis seiner Diskursanalyse, sind
störanfällige Arrangements, Kooperationen von
Bündnissen zwischen Individuen, die sich in ei-
nem mehr oder weniger intensiven Austausch
über Aktionen und Debatten sowie in Selbstver-
ständnisdiskursen befinden. Es handelt sich um
,Akteure gesellschaftlichen Wandels‘, die sich
als „kollektiv handelnde Subjekte konstituieren
und [ständig (CS)] (re-) produzieren“ (19).

Wie Haunss in Anlehnung an das von Hank
Johnston entwickelte Konzept der ‚micro-dis-
course analysis‘ als Mikro-Diskursanalyse spe-
zifiziert, werden kontextbezogen Artikel aus
Printmedien der Schwulen- und der Autono-
menbewegung untersucht. Der Datenkorpus
umfasst insgesamt über 1.300 detaillierte Bei-
träge – darunter über 214 Texte aus dem Maga-
zin der Autonomen ‚Interim‘ und 121 Beiträge
des ‚Rosa Flieders‘, dem Zeitschriftenorgan der
Schwulenbewegung. Der Zeitraum wird zwi-
schen 1979 und 2001 eingegrenzt.

Die Frage nach dem Wechselverhältnis zwi-
schen den erlebten Alltagssituationen der Akti-
vistInnen und dem Bild eines organisierten po-
litischen Engagements (Commitment-Frame)
dient im Verlauf der Studie als heiße Spur. Die
Ergebnisse verweisen schließlich sowohl auf
Aspekte gemeinsamer Elemente, die den Zu-
sammenhang der jeweiligen Bewegung markie-
ren, wie auch auf signifikante Unterschiede
zwischen den beiden Bewegungen. Dort näm-
lich, so wird es die Analysepräsentation zeigen,
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wo sich das Alltagshandeln mit subkulturellen
Denk- und Verhaltensmodi, sozialen Codes so-
wie politischer Meinung und Strategie vereint,
entstehen stabile Commitment-Frames, die in
der Lage sind, Einfluss zu nehmen und sozusa-
gen außerparlamentarisch zu wirken.

Das Profil der Autonomenbewegung
Bei den Autonomen präsentieren sich im Wesent-
lichen drei Themenfelder: die Auseinandersetzung
über die eigene Organisiertheit, die Frage der Mi-
litanz und die Perspektive auf Geschlechterver-
hältnisse. Im Umgang mit diesen Themen finden
sich zwei typische Muster. Einerseits die definiti-
ve Position, Debatten im Kontext subjektiver Er-
fahrungen zu führen und hieraus Collective Ac-
tion-Frames (Aktionsrepertoire) abzuleiten, und
andererseits ein durchgängiges Bekenntnis zur
revolutionären Handlungsstrategie.

Im Ergebnis verfestigt sich das Ausmaß und
der Rahmen politischen Engagements auf ho-
hem Niveau, denn es gelingt eine Äquilibration
zwischen Handlungspraxen und politischer
Mobilisation. Persönliche Überzeugungen ge-
hen in Konzepte ein, die sodann kollektiv ver-
treten und verantwortet werden, um von dort
aus die Konstitution von gemeinsamer Identität
anzureizen. Die Ebene der Identitätsformierung
wiederum bietet das brauchbare Fundament für
den kommunikativen Austausch und den pro-
duktiven Streit für/um weitere Aktionen.

Das Profil der Schwulenbewegung
Die Prozesse kollektiver Identität entwickeln
sich in der zweiten deutschen Schwulenbewe-
gung weitaus gebrochener, denn die ‚neue‘
Schwulenbewegung ist nach 1945 nicht in der
Lage, an die Erfahrungen der ersten Schwulen-
bewegung ab 1897 anzuschließen. Der Sexuel-
le-Befreiungs-Frame wird vehement von der
überzeugt gesellschaftskritischen Schwulenbe-
wegung vertreten, stellt sich aber konfrontativ
gegen die fortschreitende Etablierung schwuler
Lebensweisen. Dieser Integrations- oder ‚Ein-

sonderungsrahmen‘ wird als Normalisierungs-
Frame charakterisiert (226). Schwulsein kann
in dieser Lesart vermehrt ohne Repression in
geschützten Räumen stattfinden. Entsprechen-
de Plätze – wie Kneipen, Kulturzentren und
Begegnungsorte – werden von der Subkultur,
der Szene installiert und dauerhaft in das Groß-
stadtbild implementiert. Besonders am Diskurs-
strang AIDS kann Haunss zeigen, dass der er-
zwungene Verzicht des politischen Ziels sexu-
eller Befreiung durch HIV und AIDS und das
sich synchron entfaltende heteronormalisieren-
de Bewusstsein einen gemeinsamen Identifika-
tionsrahmen verunmöglichen.

Im Gegensatz zur Autonomenbewegung ist
die Schwulenbewegung in viel stärkerem Maße
von destabilisierenden, sogar zerbrechenden
Tendenzen betroffen, die zumindest eine kohä-
rente und selbstbewusste Stoßrichtung erschwe-
ren. Hintergrund dieser Zerreißprobe ist die zu-
nehmende Schwierigkeit der Bewegungs-Akti-
visten, akzeptierte und tragfähige Commitment-
Frames zu positionieren, die zwischen (sub-)
kultureller Lebensweise und Collective Action-
Frame vermittelnd einwirken. Als Effekt dieser
Entwicklung erscheinen AIDS-Hilfen als Or-
ganisationen, die sich kaum von den Zielen und
Forderungen der Bewegung beeinflussen las-
sen. Mit Rekurs auf Behrens bleibt zu fragen,
ob diese ExpertInnen wirklich jemals daran in-
teressiert waren, „hinter der symbolischen Ord-
nung die substantiellen Gewaltverhältnisse frei-
zulegen“ (Behrens 2003: 194).

Der AIDS-Diskurs als Herausforderung
Der AIDS-Diskurs kalibriert ganz unterschiedli-
che Effekte, denen sich schwule Individuen stel-
len müssen, respektive mit denen betroffene und
nicht-betroffene Subjekte verwoben sind. Zwi-
schen moralpanischer Schuldzuweisung und an-
schließender Integration in die gesellschaftliche
Norm steht die Frage, wie es Betroffene und
Bewegte schaffen, über ein individuelles Selbst-
verständnis hinaus ein Netz wirksamer und über-
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individueller Argumente zusammenzufassen, die
ggf. in eine politische Strategie münden. For-
schungsdesiderata entstehen an der Stelle, wo
der Grad institutioneller Formung unbeantwor-
tet bleibt. Wenn wir davon ausgehen können,
dass Institutionen Personen sowohl auswählen,
ausschließen und absichtsvoll formen (vgl.
Gerth/Mills 1970: 149 ff.), dann sind eben nicht
nur Themen, Strategien und Aktionen sowie de-
ren Eingebundensein in diverse Diskursstränge
von Interesse. Darüber hinaus gerät der Aspekt
der Professionalisierung institutioneller Körper
und wissenschaftlicher Disziplinen (in der AIDS-
Hilfe beispielsweise die Profession Sozialer Ar-
beit) stärker ins Blickfeld. Eine Folgestudie auf
der Basis von Interviews mit ExpertInnen zwi-
schen ‚Subkultur‘ und ‚politischer Agenda‘ könn-
te dann weitere Aspekte einer (kollektiven) Iden-
titätsformierung in Augenschein nehmen.

Autonome und Schwule in Bewegung
Die Untersuchung von Sebastian Haunss zu
den Prozessen kollektiver Identität bei den Au-
tonomen und in der Schwulenbewegung stellt
äußerst präzise den Hintergrund für die Entste-
hung und Veränderung sozialer Bewegungen
dar. Sehr überschaubar und wissenschaftlich
ausgewogen fasst er seine diskursanalytischen
Ergebnisse in einen fundierten theoretischen (wie
eben auch methodischen) Zusammenhang. Er-
kenntnisse der Bewegungsforschung, das Kon-
zept ‚Kollektive Identität‘ (55) sowie das Span-
nungsfeld zwischen Szene und Bewegung als
dem Ort für organisiertes politisches Engage-
ment konstituieren jene Untersuchungsmatrix,
die es schließlich erlaubt, valide von Gemein-
samkeiten und Unterschieden in den Prozessen
kollektiver Identität bei den Autonomen und der
Schwulenbewegung zu sprechen.

Christian Schütte, Frankfurt am Main

men und in der Schwulenbewegung. Erschie-
nen in der Buchreihe ‚Bürgergesellschaft und
Demokratie‘, VS Verlag für Sozialwissenschaf-
ten/GWV Fachverlage GmbH, Wiesbaden.
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FRANZ NUSCHELER

Internationale Migration
Flucht und Asyl
Wiesbaden: VS 2004

Nicht nur das Standardwerk von Franz Nusche-
ler zur Entwicklungspolitik ist im vergangenen
Jahr in einer neuen Auflage erschienen, auch
sein Lehrbuch zur Internationalen Migration hat
der Direktor des Instituts für Entwicklung und
Frieden komplett überarbeitet. Der Schwerpunkt
der zweiten Auflage liegt jetzt vor allem bei der
Migration und weniger im Bereich von Flucht
und Asyl. Anhand dieses Themenkomplexes
werden stellvertretend Grundprobleme der in-
ternationalen Politik erläutert.

Im ersten Teil ordnet der Autor das aktuelle
Migrationsgeschehen in die historische Entwick-
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lung ein und untersucht die zentralen Wanderungs-
bewegungen von Süd nach Nord, von Ost nach
West und von Süd nach Süd. Zugleich räumt er
mit der Aussage auf, dass die meisten Migranten
von Süd nach Nord wandern. Vielmehr ziehen sie
von ärmeren Ländern im Süden zu den besser
gestellten im Süden. Zum Schluss fasst Nuscheler
die wesentlichen Erklärungsversuche von Flucht-
bewegungen zusammen. Teil zwei beschäftigt sich
mit der Frage, ob Deutschland ein Einwanderungs-
land ist und reflektiert die Diskussionen um die
Asylgesetzgebung und ein Zuwanderungsgesetzt.
Teil drei ordnet die deutsche Politik in internatio-
nale Zusammenhänge ein und schildert, wie die
internationale Gemeinschaft das Flüchtlingspro-
blem zu lösen versucht. Dabei setzt sie zwar auf
die Bekämpfung der Ursachen des Migrations-
drucks, allerdings mit wenig Erfolg. Statt dessen
werden die Grenzen immer undurchlässiger. Die-
se Widersprüche deckt Nuscheler im Schlusska-
pitel auf und appelliert an die Politik, internationa-
le Migration nicht nur als Standortvorteil in einer
globalisierten Welt zu betrachten, sondern als Men-
schenrecht.        ku

�

MÜLLER, ULRICH/GIEBOLD, SVEN/ARHELGER,
MALTE (HRSG.)
Gesteuerte Demokratie?
Wie neoliberale Eliten Politik und
Öffentlichkeit beeinflussen
Hamburg: VSA 2004

Der vorliegende Band sammelt Beiträge des
Kongresses „Gesteuerte Demokratie? Wie neo-
liberale Eliten die Politik beeinflussen“, der im
Juni 2004 in Frankfurt am Main stattfand. An-
lass war die Sorge um den zunehmenden Ein-
fluss neoliberaler und wirtschaftlicher Eliten auf
Politik und Öffentlichkeit. Dieser drückt sich
für die Autoren aus in der veränderten Sozial-
und Arbeitsmarktpolitik der vergangenen Jah-
re, die geprägt ist durch den Abbau von Sozial-

staat, Mitbestimmung und Umweltschutz. Statt
dessen ist das Handeln ausgerichtet auf mehr
unternehmerische Freiheit. Der Markt diktiert,
was der Staat sich leisten kann und soll. Dabei
gelingt es den neoliberalen Eliten, die Medien-
landschaft immer mehr für sich zu vereinnah-
men, wie die Autoren an eindrucksvollen Bei-
spielen belegen. Der Sammelband untersucht
die Netzwerke, die neoliberale Akteure nutzen
und die Politikfelder, die von ihnen dominiert
werden. Außerdem hat er die Instrumente im
Blick, mit denen neoliberale Eliten Meinung bil-
den. Hier steht der Lobbyismus im Mittelpunkt.

Neben der Bestandsaufnahme wollen die
Autoren aber auch Perspektiven aufzeigen, sich
gegen den massiven neoliberalen Einfluss zu
wehren. Erste Aufgabe muss es dabei nach An-
sicht der Autoren sein, die Funktionsweise neo-
liberaler Eliten aufzuzeigen und die Öffentlich-
keit dafür zu sensibilisieren. Dazu ist der vor-
liegende Band ein erster Schritt. Doch es muss
auch darum gehen, die Schichten anzusprechen,
die unter dem Neoliberalismus am meisten lei-
den: die sozial Schwachen, die durch Sozialre-
formen immer mehr an den Rand gedrängt wer-
den; die Arbeitnehmer, die mit ständigem Druck
an der Arbeitsstelle konfrontiert werden; die Jour-
nalisten, die kritisch recherchieren sollten, statt
vorgegebene Standpunkte zu übernehmen; und
nicht zuletzt globalisierungskritische Netzwerke
wie attac, die noch stärker international agieren
müssten, um ein wirkliches Gegengewicht zu
den neoliberalen Strömungen zu schaffen und
entsprechende Alternativen aufzudecken.      ku

�

LEY, ASTRID/WEITZ, LUDWIG (HRSG.)
Praxis Bürgerbeteiligung
Ein Methodenhandbuch
Bonn 2003: Verlag Stiftung Mitarbeit

Der Ruf nach Bürgerbeteiligung wird in einer
Demokratie ganz selbstverständlich laut. Doch
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wie kann Bürgerbeteiligung aussehen? Der Fra-
ge nach der methodischen Gestaltung geht das
Methodenhandbuch von Astrid Ley und Ludwig
Weitz nach. Sie stellen dem Buch zunächst drei
einführende Beiträge zur Bürgerbeteiligung als
Teil der lokalen Demokratie, zur Lokalen Agen-
da 21 und zur politischen Dimension des bürger-
schaftlichen Engagements voraus. Dann stellen
sie 30 verschiedene Methoden der Bürgerbeteili-
gung vor. Diese werden zunächst mit einem ein-
führenden Text von ausgewiesenen Fachleuten
präsentiert und dann anhand von praktischen
Fallbeispielen illustriert. Darunter finden sich
längst etablierte Ansätze, aber auch weniger be-
kannte, die sich erst noch bewähren müssen.

So lässt sich beispielsweise über eine aktivie-
rende Befragung herausfinden, wo die Interes-
sen von Menschen liegen und wie man sie moti-
vieren kann, sich für eben diese zu engagieren.
Die Bürgerausstellung hingegen gibt Betroffe-
nen die Möglichkeit, mit Hilfe von Bildern und
Texten darzustellen, wie sie sich ihren Stadtteil
wünschen. Und die Demokratiewerkstatt ermög-
licht es jungen Menschen, sich mit dem eigenen
Umfeld und der Politik auseinander zu setzten
und sich für Demokratie zu engagieren. Zu den
besonders etablierten Ansätzen zählen der ‚Run-
de Tisch‘ und die Zukunftswerkstatt.

Das Buch schließt mit zwei Beiträgen zu
Qualitätskriterien von Beteiligungsprozessen.
Hier greifen Agenda Transfer und die Stiftung
Mitarbeit die Frage auf, ob die Methoden der
Bürgerbeteiligung auch halten, was ihre Initia-
toren versprechen. Und in diesem Punkt hat die
Diskussion gerade erst begonnen.        ku

�
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Gerhard Simon, Aufbruch in der Ukraine. Die postkommunistische Revolution in Orange, FJNSB
01/2005, S. 7-13
Der Sozialwissenschaftler Gerhard Simon analysiert die so genannte Revolution in Orange vom
Spätherbst 2004 in der Ukraine. Trotz vieler ungelöster Probleme ist das Land, so der Autor, im
Aufbruch. Die Ukraine ist durch die Revolution in Orange eine andere geworden, weil sie erlebt
hat, dass die Gesellschaft etwas bewegen und verändern kann. Das hatten die meisten Menschen –
und die meisten Beobachter (!) – zuvor für ausgeschlossen gehalten. 1991 war die Ukraine eher der
Nutznießer als der aktive Akteur bei der Erringung der Selbständigkeit gewesen. Jetzt hat das Land
erstmals die Erfahrung von Selbstbestimmung gemacht. Die Revolution war und ist für Simon kein
nationalistischer, sondern ein bürgerlich-demokratischer Aufbruch in eine gemeinsame Zukunft
mit Europa.

Gerhard Simon, A new start in Ukraine, FJNSB 01/2005, pp. 7-13
Gerhard Simon analyzes the so called orange revolution in Ukraine in late fall 2004. Despite
several unsolved problems the country is starting something new. The country became a different
one since people recognized, that society can change politics. This was surprising for most people.
Simon assumes the revolution not as a nationalistic act, but a civic-democratic move towards a
common future with Europe.

Ulla Wischermann, ‚Tabubruch als Programm‘? Soziale Bewegungen und Öffentlichkeit(en),
FJNSB 01/2005, S. 14-23
Müssen Tabubruch und Inszenierung von Öffentlichkeit Programm sozialer Bewegungen sein?,
fragt die Frankfurter Wissenschaftlerin Ulla Wischermann. Ihre Antwort: „Durchaus, aber nicht
ausschließlich.“ Soziale Bewegungen, die breit mobilisieren und machtpolitisch erfolgreich sein
wollen, benötigen vielmehr, so Wischermann, ein Kommunikations- und Handlungssystem, dass
das ganze Spektrum von Privatheit und Öffentlichkeit einbezieht. Erst das komplexe Zusammen-
spiel von Bewegungskulturen, Bewegungsöffentlichkeiten und der Mobilisierung der öffentlichen
Wahrnehmung machen für die Autorin die Wirksamkeit und politische Stoßkraft sozialer Bewe-
gungen aus. In der Interaktion einfacher, mittlerer und komplexer Öffentlichkeiten, von personaler
und medialer Kommunikation, in der Pluralität und Komplementarität von Öffentlichkeiten liegt
der Schlüssel zu ihrer mobilisierenden Kraft.

Ulla Wischermann, ‚ A need to break taboos?, Social movements and the public, FJNSB 01/
2005, pp. 14-23
Have social movements to break taboos? That is Ulla Wischermann’s question. And she answers:
„Yes, but not necessary.“ If social movements want to be successful they have to use public as well
as private channels of communication. Only culture of movement and public attention together
guarantee political success of social movements. The key is mixing interaction between simple and
complex publics, public and personal communication.
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Dirk Messner, Entwicklungspolitik nach 1989: instabile Weltordnung – globale Interdependenz-
probleme – Legitimationskontexte, FJNSB 01/2005, S. 24-34
Veränderungen in den Akteurskonstellationen der Staaten- und Gesellschaftswelt beschreibt Dirk
Messner, Geschäftsführer des Deutschen Instituts für Entwickungspolitik, als Rahmenbedingun-
gen für entwicklungspolitische Programme. Die Instabilitäten auf den internationalen Finanzmärk-
ten, das Weltklimaproblem oder auch die wechselseitigen Verstärkungen von Armut, AIDS, Staa-
tenzerfall, Migration und grenzüberschreitenden Konflikten sind demnach Beispiele für Systemri-
siken mit potenziell globalen Bumerangeffekten. Messner kennzeichnet die Weltordnung zu Beginn
des 21. Jahrhunderts als durch ein hohes Maß an Komplexität und weltumspannende Wirkungs-
ketten geprägt, die Industrie- und Entwicklungsländer in einer Weltrisikogesellschaft zusammen-
führen. Angesichts dieser globalen Interdependenzen wird die Zusammenarbeit zwischen Indus-
trie- und Entwicklungsländern zu einer strategischen Säule jedweder Politik zur Gestaltung der
Globalisierung. Die deutsche Entwicklungspolitik trägt den hier skizzierten Herausforderungen
durch das Konzept der ,Entwicklungspolitik als Beitrag zu einer globalen Strukturpolitik‘ Rech-
nung. In diesem geht es nicht mehr nur darum, durch externe Hilfe und Kooperation endogene
Entwicklungspotenziale in den armen Ländern zu stärken. Vielmehr will die deutsche Entwick-
lungs-Zusammenarbeit (EZ) zugleich Impulse geben, um entwicklungsfreundliche internationale
Rahmenbedingungen zu schaffen, Entwicklungsländer dabei zu unterstützen, eine aktive Rolle in
der entstehenden Global Governance-Architektur zu spielen sowie Weltprobleme zu bearbeiteten,
die ohne eine Kooperation mit Entwicklungsländern unlösbar sind.

Dirk Messner, Development policies since 1989: instable world order – global interdependences-
legitimation, FJNSB 01/2005, pp.  24-34
Changing actors, states and societies are for Dirk Messner the key factors new development
policies have to beaware of. Instable financial markets, climate problems or the interdependent
enforcement of poverty, AIDS, migration and conflicts are indicators for risks within the system,
which may affect the whole world. Messner assumes a world society of risk, which is very
complex. Facing the interdependence, cooperation between developed and development-countries
is the pivotal policy. Germany accounts for this by their policies. They do not only give external
help, but aim at an improvement of the global system, in order to support countries to participate in
global governance.

Claudia Olejniczak, Die Dritte-Welt-Bewegung und die Professionalisierung der Lobbyarbeit
durch Kampagnen, FJNSB 01/2005, S. 35-42
Kampagnen- und Lobbyarbeit sind in der Dritte-Welt-Bewegung zentrale Handlungsansätze, deren
Ursprünge bis in die 1960er Jahre zurück reichen. Auch wenn die Ansätze in Teilen der Bewegung
als miteinander konkurrierend diskutiert werden, leisten mittlerweile eine Reihe von öffentlich-
keitswirksamen Kampagnen einen wichtigen Beitrag für eine erfolgreiche entwicklungspolitische
Lobbyarbeit. Das gilt vor allem für solche Themen, bei denen die Gesprächspartner nicht als direkte
Adressaten einer falschen Politik öffentlich angegangen werden. Die Kampagnen bedienen sich
zunehmend professioneller Kommunikations- und Marketingmethoden. Diese Entwicklung wird
im Beitrag an den Kampagnen gegen Kinderprostitution und Sextourismus sowie für Fairen
Handel verdeutlicht.
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Claudia Olejniczak, Third-world-movement and professionalization, FJNSB 01/2005, pp. 35-42
Campaigning and lobbying are cenral strategies within the third-world-movement, rooting in the
1960ies. Campaigns are by now a necessary tool for successful lobbying in development policies.
These campaigns have become more and more professional. The article illustrates this development
by the campaigns Against Sex Tourism and Fair Trade.

Anja Appel, Internationale Kampagnen als strategisches Instrument für Strukturveränderungen in
entwicklungspolitischen NGOs, FJNSB 01/2005, S. 43-50
Die wissenschaftliche Analyse von NGO-Kampagnen konzentriert sich bislang auf deren Rolle als
Instrument politischer Kommunikation und Ressourcenakquirierung. Gerade im Politikfeld der
Internationalen Entwicklungszusammenarbeit  werden v.a. die verschiedenen Umsetzungsformen
und ihre Wirksamkeit untersucht. Die funktionale und organisationsstrategische Bedeutung von
Kampagnen vor dem Hintergrund vielseitiger Veränderungen und Herausforderungen in der NGO-
Umwelt werden jedoch außer Acht gelassen. Dieser Beitrag möchte am Beispiel von terre des
hommes Deutschland e.V. und dessen Internationale Kampagne gegen Kinderhandel aufzeigen,
inwieweit eine NGO in Reaktion auf interne wie externe Herausforderungen eine Kampagne auch
als Mittel für interne organisationale Veränderungen und eine strategische (Neu-)Positionierung
nutzen kann.

Anja Appel, International campaigns as a strategic instrument in development-NGOs, FJNSB 01/
2005, pp.  43-50
Research on NGO-campaigns analyzes the subject mainly from the point of political communica-
tion and acquirement of ressources. Especially in the field of development policies effectiveness is
analyzed often. Though many changes in the NGOs environment take place, it is rather seldom
analyzed, what campaigns mean for strategies and organizational structures. Referring to terres des
hommes and International campaign against child trade, the article wants to show, how NGOs are
able to use campaigns for organizational and strategic change.

Kerstin Martens, NGOs als professionalisierte Akteure, Care International’s Repräsentation bei
der UN, FJNSB 01/2005, S. 51-57
In ihrem Beitrag analysiert Kerstin Martens, Politikwissenschaftlerin an der Universität Bremen,
das Interaktionsspektrum zwischen NGOs der humanitären Hilfeleistung und der UN sowie seine
Veränderungen über das vergangene Jahrzehnt. Im Zentrum steht die Frage, in welchem Ausmaß
die identifizierten Veränderungen der Professionalisierung und Effienzienzsteigerung der NGOs
oder den veränderten rechtlichen Angebote der UN für die NGOs – vor allem mit Blick auf Status
und Privilegien – geschuldet sind. Der Beitrag untersucht dies exemplarisch an einem der wichtigs-
ten international operierenden Akteure: CARE International. Die Autorin beschreibt, wie humani-
täre Hilfeleistungsorganisationen seit Mitte der 1990er Jahre ihre Zusammenarbeit mit der UN
verstärkt und ihr Interaktionsspektrum diesbezüglich ausgebaut haben. Während sie zuvor nahezu
ausschließlich im Bereich der operativen Aktivitäten mit der UN in Verbindung standen, sind sie
heute in allen Phasen des politischen Prozesses beteiligt: NGOs sind in beratenden Funktionen
tätig, sie sitzen in diversen Gremien, sie sind am agenda-setting beteiligt. Insbesondere sind sie nun
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in der Lage, eine Reihe von informellen Mechanismen, die seit Mitte der 1990er entstanden sind,
nutzbar zu machen, um einen intensiven und kontinuierlichen Kontakt mit ranghohen UN Mitar-
beitern und nationalen Vertretern, z.B. Sicherheitsratsmitgliedern, auszuüben. Allerdings haben nur
einige wenige privilegierte NGOs Zugang zu diesen neuen Gremien. Dies sind vor allem die
großen international operierenden Organisationen wie CARE International, mit denen auch von
UN-Seite eine verstärkte Zusammenarbeit gewünscht wird, da sie als wichtige Akteure in der
internationalen Politik wahrgenommen werden.

Kerstin Martens, NGOs as professional actors, Care International at the UN, FJNSB 01/2005,
pp. 51-57
Kerstin Martens analyzes the relation between NGOs dealing with humanitarian aid and the UN
and changes of the last decade. In particular NGOs professionalization shall be focussed, regarding
priveleges given by the UN to the NGOs. This process is illustrated by  CARE International. The
article shows, how NGOs improved the cooperation with the UN and by this augmented their
space for maneuvre. Have they taken part in operational actions only before, now they participate
during the whole political process. They advise, influence the agenda and are members in several
councils. Especially informal mechanisms improved, so NGOs can keep contact with high officials
from states as well as from the UN. But this improvement is a privelege for only some NGOs,
mainly those, which are able to operate internationally. UN wants to increase cooperation with
these NGOs, as they are regarded as important international actors.

Knud Vöcking, Das Lobbying internationaler Entwicklungs-NGOs bei der Weltbank, FJNSB 01/
2005, S. 58-64
Als Weltbank-Fachreferent der NGO ‚urgewald‘ skizziert Knud Vöcking die Entwicklung des
zivilgesellschaftlichen Engagements gegenüber der Weltbank. Im Zentrum des Beitrages stehen
eine Darstellung des Lobbyings wie der internationalen Kooperation von NGOs sowie eine Dis-
kussion der Probleme und Hindernisse. Das zum Teil konflikthafte Verhältnis zwischen internati-
onalen NGOs und der Weltbank analysiert Knud Vöcking am Beispiel der Kampagne zur ‚Extrac-
tive Industries Review‘, die Aktivitäten der Weltbank im Bereich der Rohstoffförderung (Öl, Gas,
Kohle- und Erzbergbau) kritisiert. Als Grund für Proteste von NGOs gegen das Engagement der
Bank im Rohstoffsektor kennzeichnet der Autor, dass die Weltbank mit den Maßnahmen die Armut
in den Projektregionen verstärkt und Umwelt in großem Umfang zerstört. Aufgrund seiner Analy-
se schließt Vöcking mit der Forderung an die Politikwissenschaft, sich intensiver mit der Koope-
rationen von ‚kleinen‘ NGOs und bestehenden Netzwerken zu beschäftigen.

Knud Vöcking, NGO lobbying at the world bank, FJNSB 01/2005, pp. 58-64
Knud Vöcking shows, how engagement of civil society towards the world bank has developed. He
focusses on lobbying and international cooperation of NGOs, including also the problems. Vö-
cking analyzes existing conflicts between the world bank and international NGOs, describing the
campaign Extractive Industries Review, which criticises the world bank’s policies concerning raw
materials. The protests derive, relating to the author, from the fact, that these policies destroy
environment and exacerbates poverty in several regions, where projects are undertaken. Conclusi-
vely he demands, that political science should deal more intensively with small NGOs.
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Berthold Kuhn, Innovationspotenziale, Handlungsmuster und Orientierungsdilemmata von NGOs,
FJNSB 01/2005, S. 65-71
Der Beitrag stellt einen analytischen Rahmen vor, um typische Handlungsmuster und Transforma-
tionsdynamiken von NGOs zu verstehen. Partnerschaften mit öffentlichen Gebern und profitträch-
tige Aktivitäten beeinflussen die strategische Orientierung und die interne Arbeitskultur von NROs.
Es ist schwierig für NROs, vor allem für Süd-NROs, als professionelle Dienstleister zu arbeiten
und gleichzeitig ihre Identität als zivilgesellschaftliche Solidaritätsorganisation zu wahren.. Kurz-
zeitverträge mit Geberorganisationen, unzureichende gesetzliche Bestimmungen und schwierige
politische Rahmenbedingungen führen oft dazu, dass sich sozial engagierte NROs in kommerziel-
le, politische oder übermäßig bürokratische Organisationen transformieren.

Berthold Kuhn: Innovations, patterns of action, and strategical conflicts of NGOs, FJNSB 01/
2005, pp.  65-71
This paper presents an analytical framework for understanding typical patterns of action and
internal transformation of Non-Governmental Organisations. The strategic orientation and internal
working culture of NGOs is influenced by partnership arrangements with public donors and for-
profit activities. It is difficult for NGOs, in particular Southern NGOs, to strike a balance between
an identity as solidarity based organisations and professional service providers. Short-term con-
tractual arrangements with donor agencies, poor legislative provisions and a volatile political
environment often play in favour of transforming social development oriented NGOs into commer-
cial, political or bureaucratic outfits.

Mundo Yang, Der Nord-Süd-Konflikt im Umfeld der internationalen Jubilee2000-Kampagne,
FJNSB 01/2005, S. 72-79
Der Berliner Politikwissenschaftler Mundo Yang untersucht in seiner Analyse die Jubilee2000-
Kampagne, die eine weitreichende Streichung von Schulden der sogenannten Dritten Welt forderte.
Innerhalb weniger Jahre sammelten Jubilee-Aktivisten gemeinsam ca. 24 Millionen Unterschriften
in 166 Ländern. Dies stellt bis heute die größte Unterschriftensammlung der Welt dar. Auf nationa-
ler wie internationaler Ebene begleitete die Kampagne die Entschuldungspolitik mit Protestaktio-
nen, Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit. Insbesondere auf internationaler Ebene brachten Jubilee-
Aktivisten ihre politischen Forderungen nach Schuldenerlass am Rande von G7/8 Gipfeln und
Treffen von Weltbank und IWF zum Ausdruck. Yang analysiert insbesondere den Konflikt zwi-
schen nördlichen und südlichen Jubilee-Kampagnenaktivisten, welcher schließlich in die Abspal-
tung südlicher Aktivisten führte, die die Organisation Jubilee South gründeten. Der Autor rekons-
truiert die Kritik von Jubilee South und untersucht deren Hintergründe und Kontexte. Diese Unter-
suchung ist insbesondere deswegen von Bedeutung, weil der überwiegende Teil der bisherigen
Abhandlungen über die Jubilee-Kampagnen nur nördliche Perspektiven und Positionen wider-
spiegelt und die Existenz südlicher Kritik nicht zur Kenntnis nimmt.
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Mundo Yang, North-South conflict within the Jubilee2000-campaign, FJNSB 01/2005, pp. 72-
79
Mundo Yang analyzes the Jubilee2000 campaign, which demanded a debt relief for the so called
third world. Within only few years activists collected approximately 24 million signatures in 166
countries, which is the biggest collection worldwide. On national and international level the policy
of debt relief was accompanied by protests and lobbying. Especially on the international level the
activists showed their demands during the G8 summits. In particular Yang analyzes the relation
between northern and southern activists. Finally there was an independent Jubilee South founded.
Analyzing the backgrounds the author reconstructs Jubilee South’s critic. This is important as most
analyzes regard only the campaign in the north and lack the critics from the south.
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